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0921 Mitteilungen 

Vorsitzender: Ich begrüsse Sie herzlich zur 41. Ratssitzung der Legislaturperiode 2017/2020.  

Ich bitte Sie um Aufmerksamkeit für eine Mitteilung betreffend Beratung des AFP: Obergerichtspräsi-
dent Herr Guido Marbet und Frau Gunhilt Kersten sind für die Beratung der Aufgabenbereiche 710 
Rechtsprechung und 820 Öffentlichkeitsprinzip in den Ratssaal aufgeboten, da Anträge gestellt wor-
den sind.  
Das Präsidium hat darauf verzichtet, den Leiter des Aufgabenbereichs 810 Finanzaufsicht, Herrn 
Werner Augstburger, aufzubieten. Es gibt keine Anträge. Sollten Sie seine Anwesenheit wünschen, 
melden Sie dies bitte bald dem Präsidium.  
Wortmeldungen und Anträge zum AFP geben Sie bis zum Beginn des Geschäfts bitte der Ratssekre-
tärin ab. Sie führt heute diese Wortmeldungslisten. Ein weiterer Hinweis geht an die Fachkommissi-
onspräsidentinnen und -präsidenten. Sie können sich in der AFP-Beratung stets zu Wort melden, 
wenn Sie Bedarf sehen.   

Die Traktandenliste wird stillschweigend genehmigt. 

Regierungsrätliche Vernehmlassung an Bundesbehörden 

1. Anhang III des Abkommens vom 21. Juni 1999 über die Freizügigkeit (FZA), Ankerkennung von 
Berufsqualifikationen; Dienstleistungsfreiheit, Meldeverfahren; Änderungen in Artikel 3 und An-
hang 1 der Verordnung über die Meldepflicht und die Nachprüfung der Berufsqualifikationen von 
Dienstleistungserbringerinnen und -erbringern in reglementierten Berufen (VMD); Vernehmlas-
sung zuhanden des Staatssekretariats für Bildung, Forschung und Innovation vom 14. November 
2018  

2. Flughafen Zürich, Neue Festlegung der zulässigen Fluglärmimmissionen in der Nacht; Vernehm-
lassung zuhanden des Bundesamts für Zivilluftfahrt vom 14. November 2018 

3. Flughafen Zürich; Betriebsreglement 2017; Vernehmlassung zuhanden des Bundesamts für Zivil-
luftfahrt vom 14. November 2018 

 
Die Staatskanzlei stellt auf Verlangen die Vernehmlassungen samt den Unterlagen des Bundes zur 
Verfügung. Die Vernehmlassungen können auch im Internet (www.ag.ch) abgerufen werden. 
 

0922 Interpellation Kim Schweri, Grüne, Untersiggenthal, vom 20. November 2018 betreffend 
Verzicht des Regierungsrats auf Bemühungen für ein Bundesasylzentrum ohne Verfahrens-
funktion (BAZoV); Einreichung und schriftliche Begründung; Antrag auf dringliche Behand-
lung; Gutheissung 

Von Kim Schweri, Grüne, Untersiggenthal, und 13 mitunterzeichnenden Ratsmitgliedern wird fol-
gende Interpellation eingereicht: 
 
Text und Begründung: 
 
Im September 2016 hat die Fraktion der Grünen eine Motion eingereicht betreffend Schaffung eines 
Ausreise-, resp. Wartezentrums für Asylsuchende im Kanton Aargau im Rahmen der Neustrukturie-
rung des Asylbereichs (16.215).  

In seiner Antwort vom Dezember 2016 erklärte sich der Regierungsrat bereit, die Motion als Postulat 
entgegenzunehmen. Er führt aus, dass die Schaffung eines Ausreisezentrums einen zusätzlichen 
Ressourcenbedarf beim Departement Volkswirtschaft und Inneres (DVI) zur Folge hätte, da man als 
Standortkanton auch für den Vollzug der Wegweisungen zuständig wäre. Andererseits ergäben sich 
aufgrund des Kompensationsmodells Vorteile, die es für den Kanton Aargau zu nutzen gelte. Es 

http://www.ag.ch/
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seien deshalb genaue Abklärungen durch das Departement Gesundheit und Soziales (DGS) und das 
und das DVI erforderlich, ob die Realisierung eines Bundeszentrums für den Kanton Aargau gesamt-
haft im finanziellen und personellen Bereich effektiv Vorteile bringe. Im Falle einer positiven Beurtei-
lung sei vorgesehen, die Standortsuche des Bundesasylzentrums in den Suchprozess für die kanto-
nalen Grossunterkünfte zu integrieren.  

Bei der Behandlung des Geschäfts im März 2017 im Grossen Rat haben sämtliche Parteien der ab-
gewandelten Form als Postulat zugestimmt – es gab lediglich zwei Nein-Stimmen und eine Enthal-
tung.  

Im Rahmen der Kommunikation zu den kantonalen Grossunterkünften, wo in acht Gemeinden ge-
wisse Standorte näher geprüft werden, wurde in einem Nebensatz erwähnt, dass der Regierungsrat 
auf Bemühungen für ein BAZoV verzichtet, da die Abklärungen ergeben hätten, dass die Risiken 
durch die Zuständigkeit und den finanziellen Mehraufwand für den Vollzug sämtlicher Wegweisungen 
ab dem BAZoV für den Kanton Aargau stärker ins Gewicht fallen als die zu erwartende Entlastung 
durch die geringere Zahl von Asylsuchenden, die ihm bei einem BAZoV-Standort Aargau zugewie-
sen würden.  

Der Regierungsrat wird gebeten, folgende Fragen zu beantworten:  

1. Wann genau hat der Regierungsrat diesen Entscheid gefällt?  

2. Die Frage ist deshalb von Interesse, weil der Kanton Baselland gemäss öffentlicher Aussage 
von Frau Regierungsrätin Franziska Roth gegenüber Tele M1 bereits vor einem halben Jahr 
über den Umstand informiert wurde, dass der Aargauische Regierungsrat kein Bundesasylzent-
rum plane.  

3. Was genau wurde in diesem Zusammenhang mit dem Kanton Baselland vereinbart?  

4. In der regierungsrätlichen Antwort zu Geschäft 16.215 werden Abklärungen betreffend die Vor-
und Nachteile eines BAZoV im Aargau in Aussicht gestellt. Ist der Regierungsrat nicht auch der 
Meinung, dass das Aargauische Parlament einen Anspruch darauf hat, solcherlei Informationen 
vor anderen Kantonen zu erhalten? Zur Erinnerung: Das Postulat wurde fast einstimmig über-
wiesen.  

5. Welche zusätzlichen Kosten wären jeweils in den Departementen DGS und DVI (Bitte um An-
gabe in arabischen Zahlen, keine Prosa) angefallen?  

6. Welche Kosteneinsparungen wären durch das Kompensationsmodell möglich gewesen (in ara-
bischen Zahlen)?  

7. Welche Einsparungen wären auf Gemeindeebene zu erwarten gewesen?  

8. Sind dem Kanton die Berechnungen und Simulationen von der SODK und dem SEM bekannt? 
(https://www.sem.admin.ch/dam/data/sem/asyl/beschleunigung/infoveranstaltungen/kantone/13-
ag-d.pdf)  

9. Mit welcher Kostenentwicklung rechnet der Kanton im Asylbereich aufgrund der Tatsache, dass 
er ohne BAZoV ein Integrationskanton wird (Zuweisung von mehr anerkannten Flüchtlingen und 
vorläufig Aufgenommenen in den Kanton Aargau)?  

10. Welche Mehrkosten erwarten die Gemeinden aufgrund des Umstandes, dass künftig mehr aner-
kannte Flüchtlinge und vorläufig Aufgenommene in den Kanton Aargau zugewiesen werden?  

11. Sind diese Kosten gemäss Punkt 6, 7, 9 und 10 in die Gesamtbeurteilung eingeflossen?  
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Vorsitzender: Es liegt ein Antrag auf Dringlichkeit vor. Für die Begründung der Dringlichkeit erteile ich 
Kim Schweri das Wort. 

Kim Schweri, Grüne, Untersiggenthal: "Heiliger Sankt Florian, verschon mein Haus, zünd andere an". 
Die Sankt-Florian-Politik, die der Aargau im Zusammenhang mit diesem Bundesasylzentrum betreibt, 
steht dem viertgrössten Kanton im Land ganz schlecht an. Aus diesem Grund reiche ich heute eine 
Interpellation zu den Bundesasylzentren ein. 
Gestützt auf § 74 des Dekrets über die Geschäftsführung des Grossen Rats beantrage ich zudem 
die dringliche Behandlung der Interpellation betreffend den Verzicht des Regierungsrats auf Bemü-
hungen für ein Bundesasylzentrum ohne Verfahrensfunktion. Zusätzlich beantrage ich, gestützt auf 
Abs. 3 desselben Paragrafen, eine Frist für den Regierungsrat zur Vorlage einer Antwort auf die 
Ratssitzung vom 11. Dezember 2018 oder früher.  
Gerne möchte ich zusammenfassen, weshalb eine dringliche Behandlung dieser Interpellation ange-
zeigt ist. Die Aargauer Zeitung und Tele M1 haben über die möglichen Standorte von Asyl-Grossun-
terkünften berichtet. In einem kleinen "Böxli" am Ende des Communiqués wird erwähnt, dass der Re-
gierungsrat "auf Bemühungen für ein Ausreisezentrum verzichtet". Scheinbar wollte der Regierungs-
rat auf Bemühungen verzichten, die Ratsmitglieder über die Resultate seiner, Zitat: "genauen Abklä-
rungen" zu informieren, nachdem das Postulat betreffend Schaffung eines Ausreisezentrums fast 
einstimmig überwiesen wurde. Die Informationspolitik des Regierungsrats empfinden wir also auch 
als Bemühung. 
Es ist durchaus möglich, dass wir alle zum selben Schluss kommen wie der Regierungsrat und ein 
Ausreisezentrum im Aargau als nicht opportun einschätzen. Damit wir aber zum selben Schluss 
kommen, brauchen wir vor allem eines: Informationen!  
Warum können wir auf diese Informationen nicht warten bis zur nächsten Alpenfaltung?  
1. Das neue Asylgesetz tritt per 1. März 2019 in Kraft. Zu diesem Zeitpunkt werden sämtliche Verfah-
rensschritte in den Bundesasylzentren durchgeführt. Es sollte also auch in der Asylregion Nordwest-
schweiz dringend eine Lösung gefunden werden.  
2. Die Informationspolitik des Regierungsrats lässt auf eine Hinhaltetaktik schliessen. Wir werden so 
lange im Ungewissen gelassen, bis der Kanton Basel-Landschaft einen geeigneten Standort gefun-
den hat. Woher wissen wir, dass die anfallenden Mehrkosten nicht nur den Vollzug – und damit das 
DVI – betreffen, während die Gemeinden oder das DGS entlastet würden?  
3. Der Zug ist noch nicht abgefahren. Sollten wir wider Erwarten zu einem anderen Schluss als der 
Regierungsrat kommen, hätten wir noch die Möglichkeit eines Korrektivs, solange Basel-Landschaft 
selber noch keine Lösung bereit hat.  
4. Der Regierungsrat hat scheinbar alle Informationen. Er hat es lediglich verpasst, diese Informatio-
nen an uns Parlamentarierinnen und Parlamentarier weiterzugeben. Es sollte daher ein Leichtes 
sein, die Informationen auf die Sitzung vom 11. Dezember 2018 für uns aufzubereiten und zusam-
menzustellen. Es gibt überhaupt keinen Grund, uns diese Informationen noch länger vorzuenthalten.  
Abschliessend möchte ich darauf hinweisen, dass Ihre Zustimmung zur Dringlichkeit kein Präjudiz für 
weitere Massnahmen bildet, sondern in erster Linie der Informationsbeschaffung dient. Sobald end-
lich alle Informationen vorliegen, kann jeder Parlamentarier und jede Parlamentarierin für sich ent-
scheiden, ob ein Bundesasylzentrum im Aargau sinnvoll wäre oder nicht. Bitte stimmen Sie der 
Dringlichkeit zu und ermöglichen Sie damit einen zeitnahen Dialog über ein Ausreisezentrum im Aar-
gau.  

Marianne Binder-Keller, CVP, Baden: Ich bitte Sie, diese dringliche Interpellation zu unterstützen. 
Die CVP-Fraktion wird dies tun. Es geht letztlich nicht darum, über ein solches Ausreisezentrum zu 
entscheiden – ob Ja oder Nein. Es geht einfach darum, Informationen zu bekommen. Dieser Rat hat 
ein Postulat überwiesen. Wir haben Anrecht auf eine Antwort. Es kann nicht sein, dass der Kanton 
Basel-Landschaft ein halbes Jahr vor uns eine Antwort bekommt. 
Uns geht es hier wirklich um die Informationspolitik des Regierungsrats. Wir finden, sie sollte sich än-
dern. Da ist jetzt einiges nicht ganz glücklich gelaufen – auch im Zusammenhang mit der Kommuni-
kation mit den Gemeinden in Bezug auf die kantonalen Unterkünfte. Wir möchten da noch ein paar 
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Antworten. Auch ich reiche eine Interpellation ein, bei der ich Antworten erwarte. Es geht beispiels-
weise um die Frage, weshalb alle Gemeinden gleichzeitig informiert wurden, Baden aber bereits zu 
einem früheren Zeitpunkt über eine solche Evaluation informiert wurde. Das sind Ungereimtheiten. 
Darüber möchten wir mehr wissen. 
Wir unterstützen diese dringliche Interpellation. Die Informationen sind offensichtlich vorhanden, 
wenn Basel schon alles weiss.  

Franziska Roth, Regierungsrätin, SVP: Ich habe nichts zur Interpellation zu sagen, sondern nur eine 
geografische Aufklärung an Grossrätin Marianne Binder. Es ist nicht der Kanton Basel, sondern Ba-
sel-Landschaft.  

Vorsitzender: Gemäss § 74 der Geschäftsordnung (GO) ist die Zustimmung von zwei Dritteln der an-
wesenden Ratsmitglieder erforderlich. 
Die Präsenzaufnahme ergibt die Anwesenheit von 128 Ratsmitgliedern. Daraus ergibt sich ein Quo-
rum von 86. 

Abstimmung 

Das Quorum wird mit 123 befürwortenden Stimmen erreicht. Der Antrag auf dringliche Behandlung 
ist somit angenommen. 
Dem Regierungsrat wird eine Frist bis zum 11. Dezember 2018 (oder früher) für die Beantwortung 
gesetzt. 
 

0923 Interpellation Marianne Binder-Keller, CVP, Baden, vom 20. November 2018 betreffend 
Informationspolitik des Regierungsrats und des Departements Gesundheit und Soziales 
(DGS) gegenüber den Aargauer Gemeinden im Zusammenhang mit der Evaluation einer kan-
tonalen Grossunterkunft für Asylsuchende; Einreichung und schriftliche Begründung 

Von Marianne Binder-Keller, CVP, Baden, und 12 mitunterzeichnenden Ratsmitgliedern wird fol-
gende Interpellation eingereicht: 
 
Text und Begründung: 
 
In Ergänzung zu einer Interpellation, welche sich mit der Informationsstrategie und dem Vorgehen 
des Regierungsrats im Zusammenhang mit einem Bundeszentrum (Ausreise-, resp. Wartezentrums 
für Asylsuchende im Kanton Aargau) befasst, stellen sich auch Fragen bei der Evaluation von Stand-
orten für eine kantonale Grossunterkunft. Vorgehen und Kommunikation hatten zu Irritationen ge-
führt. Ich bitte den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Im Bewusstsein, dass solche Verhandlungen mit den Gemeinden eine grosse Herausforderung 
darstellen und keine einfach lösbare Aufgabe, stellt sich nach der irritierten Reaktion der meisten 
ausgewählten Standortgemeinden von Grossunterkünften, doch die Frage, ob eine bessere Zu-
sammenarbeit und Kommunikationsstrategie mit den Gemeinden nicht von Nöten gewesen wäre. 
Die Gemeinden haben eine bessere Übersicht über potenzielle Grundstücke. Wenn dann das 
Hauptargument der Gemeinden nach der Ankündigung des Regierungsrats dahingehend ist, dass 
die vom Kanton vorgegeben Kriterien bei der Auswahl der meisten Grundstücke nicht standhal-
ten, muss wohl eine nachhaltigere Strategie der Zusammenarbeit gewählt werden. Es würde auch 
mehr Vertrauen schaffen. Sieht der Regierungsrat Verbesserungen bezüglich der Kommunikation 
und der Zusammenarbeit mit den Gemeinden? 
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2. Die Vorsteherin des Departements Gesundheit und Soziales (DGS) hat kommuniziert, dass alle 
evaluierten Gemeinden gleichzeitig informiert worden seien, um gegenseitigen Absprachen zuvor-
zukommen. Welche Probleme sieht der Regierungsrat in gegenseitigen Absprachen? 

3. Der Stadtrat von Baden wurde gemäss eigener Aussage anders als alle anderen Gemeinden  
bereits vor einem halben Jahr in Kenntnis gesetzt. Das ist ein Widerspruch. Welches sind die 
Gründe für diese Ausnahme? 

4. Die Regionalplanungsgruppen haben den Wunsch geäussert, auch kantoneigenes Land für eine 
Grossunterkunft in Betracht zu ziehen. Wurde dieses ausreichenden geprüft? Kann der Kanton 
eine Auflistung derjenigen Immobilien und Grundstücke angeben, welche geprüft wurden und die 
Gründe aufzeigen, weshalb sie nicht in Betracht kommen? 

 

0924 Interpellation der Fraktionen der SP (Sprecher Manfred Dubach, Zofingen), der CVP, der 
EVP-BDP, der Grünen und der GLP vom 20. November 2018 betreffend Weiterbildung der 
Lehrpersonen der Volksschule im Hinblick auf die Einführung des "Neuen Aargauer Lehr-
plans"; Einreichung und schriftliche Begründung 
 
Von den Fraktionen der SP, der CVP, der EVP-BDP, der Grünen und der GLP wird folgende Inter-
pellation eingereicht: 
 
Text und Begründung: 
 
Der Regierungsrat hat entschieden, dass der "Neue Aargauer Lehrplan" ab dem Schuljahr 2020/21 
eingeführt werden soll. 

Mit dem verabschiedeten Lehrplan werden die bisherigen Lernziele teilweise durch Kompetenzen 
ersetzt, Fächer neu eingeführt oder erweitert und einzelne Fächer zu Fächergruppen zusammenge-
fasst. Die Interpellanten gehen davon aus, dass der Regierungsrat das Ziel verfolgt, dass der neue 
Lehrplan nicht nur auf dem Papier existieren, sondern auch in den Schulzimmern eine positive Wir-
kung entfalten soll. Dies bedingt erhebliche Weiterbildungen für die Lehrpersonen, auch wenn in vie-
len Klassen heute schon kompetenzorientiert unterrichtet wird. Das Projektmanagement einer Lehr-
planreform, die die Ausrichtung der Aargauischen Schule für die nächsten 15 bis 20 Jahre bestimmt, 
umfasst auch die seriöse Planung der notwendigen Weiterbildung. Kurzfristige finanzielle Engpässe 
dürfen den langfristigen Erfolg des Lehrplans für die Volksschule nicht gefährden. Aus diesen Grün-
den bitten die Interpellanten den Regierungsrat, die folgenden Fragen zu beantworten und damit auf-
zuzeigen, wie er gedenkt, Theorie und Praxis des Lehrplans in Übereinstimmung zu bringen. 

1. In welchen Fachbereichen sieht der Regierungsrat Weiterbildungsbedarf, der das übliche Aus-
mass übersteigt? 

2. Wie sollen die zusätzlichen Weiterbildungen über das bisherige Weiterbildungs-Budget gedeckt 
werden, ohne bei der Qualität der Kurse Abstriche machen zu müssen? 

3. Wie wird die Weiterbildung in Bezug auf das verlangte, kompetenzorientierte Beurteilen und die 
neue Promotionsordnung, die noch zu erarbeiten sein wird, organisiert, damit die neue Grund-
ausrichtung des Lehrplans auch zum Tragen kommt? 

4. Wie wird sichergestellt, dass alle Lehrpersonen, die das Fach "Informatik" oder "Informatik inte-
griert in andere Fächer" unterrichten, bis im Jahr 2020 genügend vorbereitet sind auf diesen 
Schritt? 
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5. Welche Weiterbildungen sind im Bereich "Frühfranzösisch" vorgesehen, da das Fach einerseits 
eine neue pädagogische Ausrichtung hat, andererseits zu wenig Lehrpersonen vorhanden sind? 

6. Wie kann den Lehrpersonen, die noch nicht über eine Ausbildung in allen Bereichen eines Sam-
melfachs (Textiles und Technisches Gestalten / Räume, Zeiten, Gesellschaften / Natur und 
Technik) verfügen, diese Zusatzausbildung zum Zweck der besseren Organisierbarkeit der 
Schule ermöglicht werden, ohne dass ihnen grosse finanzielle Einbussen zugemutet werden 
müssen? 

7. Wie kann erreicht werden, dass diejenigen Lehrpersonen, die in Zukunft das neue Fach "Politi-
sche Bildung" unterrichten werden, bis zum Zeitpunkt der Einführung des Lehrplans in den Ge-
nuss einer qualitativ und quantitativ genügenden Weiterbildung kommen? 

8. Welche Weiterbildung ist für Lehrpersonen des Fachs "Wirtschaft, Arbeit, Haushalt" in Bezug 
auf die Neuausrichtung des Fachbereichs und der Lehrmittel vorgesehen? 

9. Welche zusätzlichen Investitionen in die Ausbildung der Lehrpersonen ist der Regierungsrat an-
gesichts dieser breit gefächerten Notwendigkeit an Aus- und Weiterbildungen gewillt zu tätigen? 

10. Ist der Regierungsrat gewillt, Empfehlungen zu erlassen, wie die Gemeinde, als gesetzlich defi-
nierte Arbeitgeber, die Weiterbildung ihrer Lehrpersonen zum Wohl der Schule finanziell unter-
stützen können? 

 

0925 Postulat der Fraktionen der SP (Sprecher Manfred Dubach, Zofingen), der CVP, der EVP-
BDP, der Grünen und der GLP vom 20. November 2018 betreffend ungebundene Lektionen an 
der Realschule im "Neuen Aargauer Lehrplan"; Einreichung und schriftliche Begründung 
 
Von den Fraktionen der SP, der CVP, der EVP-BDP, der Grünen und der GLP wird folgendes Postu-
lat eingereicht: 
 
Text: 
 
Die Anzahl der ungebundenen Lektionen, die den Klassen der Realschule zur Verfügung stehen, 
darf mit der Einführung des "Neuen Aargauer Lehrplans" (NALP) ab dem Schuljahr 2020/21 nicht re-
duziert werden. Es ist zu prüfen, diese Mehrkosten mit den Geldern zu finanzieren, welche durch den 
Souverän mit dem "Ja" zur Abstimmung "Stärkung der Volksschule" für Zusatzlektionen bewilligt wur-
den, aber bis heute der Volksschule nicht zur Verfügung gestellt werden. 

 
Begründung: 
 
Mit der Einführung des NALP wird die Anzahl der Pflichtlektionen für die Realschülerinnen und Real-
schüler derjenigen für die Schülerinnen und Schüler der anderen Oberstufenzüge angeglichen und 
damit erheblich erhöht. Um diese zusätzlichen Lektionen zu finanzieren und gleichzeitig die umstrit-
tene Kostenneutralität des Projekts einzuhalten, schlägt der Regierungsrat vor, die ungebundenen 
Lektionen an der Realschule erheblich zu reduzieren. 

Erst vor kurzer Zeit wurde im Rahmen der Sparmassnahmen die Mindestanzahl von 11 Schülerinnen 
und Schülern pro Klasse der Realschule auf 13 erhöht, was dazu geführt hat, dass die durchschnittli-
che Klassengrösse von 14 auf knapp 16 Jugendliche gestiegen ist. Zusammengenommen führen 
diese beiden Massnahmen zu einer deutlichen Verschlechterung des Betreuungsverhältnisses, und 
dies bei denjenigen Jugendlichen, die die intensivste Betreuung brauchen würden. 
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Es ist eine Illusion, zu glauben, dass nur durch die Erhöhung der Anzahl Pflichtlektionen für die 
Schülerinnen und Schüler die dringend gewünschten, besseren Resultate erreicht werden können. 
Wenn gleichzeitig diejenigen Jugendlichen, die am meisten auf Unterstützung angewiesen sind, in 
ihrem Lernen schlechter betreut werden können, erfolgt damit eine Verschlechterung der Qualität der 
Lernzeit. 

Ungebundene Lektionen werden heute unterschiedlich eingesetzt, entsprechend den Bedürfnissen 
der einzelnen Schule. Grosse Klassen können für spezielle Lernsettings geteilt werden. Es gibt die 
Möglichkeit des Teamteachings, Aufgabenstunden können angeboten werden oder Jugendliche mit 
Verhaltensauffälligkeiten können punktuell in sogenannten "Lerninseln" von der Klasse getrennt un-
terrichtet werden, um nur einige Beispiele zu nennen. Dies alles, damit den schwächsten Schülerin-
nen und Schülern ein reibungsloser Übertritt in die Berufswelt erleichtert wird.  

Mit der Zustimmung zur Abstimmungsvorlage "Stärkung der Volksschule" haben die Abstimmenden 
am 1. März 2012 festgehalten, dass im Endausbau ab dem Schuljahr 2016/17 30 Mio. Franken für 
Zusatzlektionen zur Verfügung stehen sollen. Bis heute stellt die Regierung den Schulen nur knapp 
12,5 Mio. Franken zur Verfügung (AFP: Ziel 310 Indikator 10). Die zusätzlich geforderten ungebun-
denen Lektionen könnten also über Gelder finanziert werden, die der Volksschule bereits heute 
durch Volksbeschluss zustehen. Dies würde das erklärte Ziel des Kantons, dass 95 % der Jugendli-
chen einen Abschluss auf Stufe Sek II erreichen, etwas realistischer erscheinen lassen. 
 

0926 Postulat Christoph Riner, SVP, Zeihen (Sprecher), Alfons Paul Kaufmann, CVP, Wall-
bach, Franco Mazzi, FDP, Rheinfelden, Dr. Bernhard Scholl, FDP, Möhlin, Daniel Suter, FDP, 
Frick, Elisabeth Burgener, SP, Gipf-Oberfrick, Colette Basler, SP, Zeihen, Werner Müller, CVP, 
Wittnau, Désirée Stutz, SVP, Möhlin, Daniel Vulliamy, SVP, Rheinfelden, Claudia Rohrer, SP, 
Rheinfelden, Peter Koller, SP, Rheinfelden, Roland Agustoni, GLP, Rheinfelden, Kathrin Has-
ler, SVP, Hellikon, Andreas Fischer Bargetzi, Grüne, Möhlin, vom 20. November 2018 betref-
fend Reform Berufsfachschulen – Berücksichtigung der Regionen bei der Standortwahl; Ein-
reichung und schriftliche Begründung  
 
Von Christoph Riner, SVP, Zeihen, Alfons Paul Kaufmann, CVP, Wallbach, Franco Mazzi, FDP, 
Rheinfelden, Dr. Bernhard Scholl, FDP, Möhlin, Daniel Suter, FDP, Frick, Elisabeth Burgener, SP, 
Gipf-Oberfrick, Colette Basler, SP, Zeihen, Werner Müller, CVP, Wittnau, Désirée Stutz, SVP, 
Möhlin, Daniel Vulliamy, SVP, Rheinfelden, Claudia Rohrer, SP, Rheinfelden, Peter Koller, SP, 
Rheinfelden, Roland Agustoni, GLP, Rheinfelden, Kathrin Hasler, SVP, Hellikon, Andreas Fischer 
Bargetzi, Grüne, Möhlin, und 42 mitunterzeichnenden Ratsmitgliedern wird folgende Interpellation 
eingereicht: 
 
Text: 
 
Der Regierungsrat wird gebeten, bei der geplanten Reform der Berufsschulen den regionalen Gege-
benheiten des Kantons ebenso Rechnung zu tragen wie dem Fakt, dass die Zahl der Berufsschüler-
Innen künftig wieder ansteigen wird und sich sowohl Berufsausbildung als auch Berufsbilder mass-
geblich verändern werden. 

Die Unterzeichnenden befürworten daher die Schaffung von Kompetenzzentren in den bisherigen 
Regionen, statt der Konzentration auf einige wenige Standorte innerhalb eines engen Perimeters. 
Dadurch soll in Absprache mit den Berufsverbänden die bestehende Verteilung auf die vorhandene 
Infrastruktur derart reorganisiert werden, dass sowohl den Bedürfnissen der Lernenden, der Schulen, 
der Berufsverbände und der Regionen wie auch den Sparbemühungen des Regierungsrats Rech-
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nung getragen wird. Denn durch die sinnvollere Verteilung resp. Aufteilung der einzelnen Berufsfel-
der kann eine höhere Auslastung erreicht werden, was zu einer Kostenoptimierung führt. Mit dieser 
Lösung können sowohl die ansteigende Zahl an Berufsschülerinnen wie auch andere künftige Verän-
derungen bei den Berufsbildern selbst berücksichtigt werden, ohne dass grosse Investitionen not-
wendig werden. 
 
Begründung: 
 
Mit der Reform der Berufsfachschulen wird die Bildung von Kompetenzzentren mit grösseren Abtei-
lungen und einer beruflichen Durchlässigkeit angestrebt. Dies könnte allenfalls auch zu einem gerin-
geren Raumbedarf führen. Allerdings stellt sich die Frage, ob dadurch tatsächlich finanzielle Einspa-
rungen erzielt werden können und welche negativen Folgen für ganze Regionen, SchülerInnen und 
Gewerbe entstehen. 

Sollte der Regierungsrat zur Ansicht gelangen, dass ein oder mehrere Berufsschulstandorte ge-
schlossen werden sollen, ist der Verteilung von Berufsfachschulstandorten in verschiedenen Regio-
nen dringend Rechnung zu tragen. Der Kanton Aargau ist ein Kanton der Regionen, eine Beschrän-
kung von Schulstandorten auf einen engen Perimeter wird dieser Tatsache nicht gerecht. Gerade im 
Hinblick auf die rasche digitale Entwicklung, insbesondere 4.0, müssen genügend Ressourcen für 
die Zukunft geschaffen werden. Die zu schaffenden Kompetenzzentren müssen sich rasch anpas-
sen, können und müssen ausbaufähig sein. Einige Berufsfelder werden sich in den nächsten Jahren 
sehr stark verändern, dies muss im Gesamtkonzept der Reform unter allen Umständen berücksich-
tigt werden. Es muss daher unter allen Umständen langfristig geplant werden. 
 

0927 Motion Robert Obrist, Grüne, Schinznach (Sprecher), und Flurin Burkard, SP, Walten-
schwil, vom 20. November 2018 betreffend Nachhaltigkeitsausgleichsreserve; Einreichung 
und schriftliche Begründung 
 
Von Robert Obrist, Grüne, Schinznach, Flurin Burkard, SP, Waltenschwil, und 30 mitunterzeichnen-
den Ratsmitgliedern wird folgende Motion eingereicht: 
 
Text: 
 
Der Regierungsrat wird beauftragt, im Gesetz über die wirkungsorientierte Steuerung von Aufgaben 
und Finanzen eine Ausgleichsreserve zum Ausgleich von Defiziten in den Bereichen Ökologie und 
Gesellschaft zu schaffen. Diese soll mit 2/3 der nichtbudgetierten Gewinnausschüttungen der 
Schweizerische Nationalbank (SNB) geäufnet werden. 
 
Begründung: 
 
Basierend auf § 21 des Gesetzes über die wirkungsorientierte Steuerung von Aufgaben und Finan-
zen (GAF) besteht eine Ausgleichsreserve, welche zum Ausgleich von Fehlbeträgen der Finanzie-
rungsrechnung bei konjunkturellen Schwankungen dient. Die Äufnung in den letzten Jahren erfolgte 
mehrheitlich über zusätzliche und ordentliche Gewinnausschüttungen der SNB und mit Überschüs-
sen der Finanzierungsrechnung aufgrund einmaliger Sondereffekte. 

Um die ausgewiesenen Defizite in den Bereichen Ökologie (Belastung der Böden, der Luft und der 
Gewässer mit Fremdstoffen, Rückgang der Artenvielfalt usw.), ebenso wie in den Bereichen der Ge-
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sellschaft (Kultur, gesellschaftlicher Zusammenhalt, usw.) zu beseitigen, sollen in Zukunft entspre-
chende Mittel aus einer Nachhaltigkeitsausgleichsreserve investiert werden. Dazu ist diese jeweils 
mit 2/3 der Mittel aus nichtbudgetierten Gewinnausschüttungen der SNB zu äufnen. 
 

0928 Interpellation Dr. Martina Sigg, FDP, Schinznach, vom 5. Juni 2018 betreffend Folgen 
des Bundesverwaltungsgerichtsurteils zur Verrechnung von MiGeL Produkten; Beantwor-
tung; Erledigung 
 
(vgl. Art. 0691) 
 
Mit Datum vom 29. August 2018 hat der Regierungsrat die Interpellation beantwortet. 
 
Vorbemerkungen 
Aufgrund eines Urteils des Bundesverwaltungsgerichts vom 1. September 2017 haben etliche Versi-
cherer die bis dahin zusätzlich zu den Pflegetarifen separat verrechneten Kosten für Mittel und Ge-
genstände (zum Beispiel Verbandsmaterial) eingestellt. Dies führt zu teils erheblichen Ertragsausfäl-
len für die stationären und ambulanten Leistungserbringer. Die Leistungseinstellung ist umso stos-
sender, als dass die Kosten für die Mittel und Gegenstände bis und mit 2018 in die Prämienkalkula-
tion der Versicherer mit eingeflossen sind. Die Bevölkerung zahlt somit doppelt, sowohl als Prämien- 
als auch als Steuerzahler. 

Das Departement Gesundheit und Soziales hat zu diesem Missstand ein Rechtsgutachten in Auftrag 
gegeben. Dieses ist zum Schluss gelangt, dass eine sofortige Einstellung der Leistungen seitens 
Krankenversicherer dem Vertrauensprinzip widerspricht und die Kosten für Mittel und Gegenstände 
im Jahr 2018 weiterhin von den Krankenversicherern zu übernehmen sind. Eine Leistungseinstellung 
seitens Krankenversicherern ist somit frühestens ab 2019 möglich. 

Als Überbrückungs- und Liquiditätsmassnahme zugunsten der Leistungserbringer hat das Departe-
ment Gesundheit und Soziales und die Gemeindeammänner-Vereinigung des Kantons Aargau den 
Gemeinden empfohlen, die Kosten für die Mittel und Gegenstände für das Jahr 2018 bis zur endgülti-
gen Klärung der Finanzierungszuständigkeit – im Sinne einer Vorleistung – zu übernehmen.  

Zur Frage 1 
"Wie ist die allgemeine Einschätzung des Regierungsrats? Ist der Entscheid bereits für 2018 gültig?" 

Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 1. September 2017 ist rechtsgültig. Das heisst, der 
Entscheid gilt im engeren rechtlichen Sinne ab diesem Zeitpunkt. Das Bundesverwaltungsgericht hat 
indes keine Bestimmungen, geschweige denn Fristen zur Umsetzung des Systemwechsels festge-
halten. Die Krankenversicherer haben das Urteil einseitig umgesetzt und die Zahlungen für Mittel und 
Gegenstände von einem Tag auf den anderen eingestellt. 

Das Departement Gesundheit und Soziales bestreitet jedoch die Anwendbarkeit des Bundesgerichts-
urteils für das Jahr 2018 und hat zu diesem Missstand ein Rechtsgutachten in Auftrag gegeben. Das 
Gutachten kommt zum Schluss, dass das Vertrauensinteresse der Beteiligten der Pflegefinanzierung 
klar höher zu gewichten ist als die konsequente Rechtsdurchsetzung. Nur mit der Beibehaltung der 
separaten Verrechnung bis und mit dem laufenden Jahr kann die Doppelbelastung des Prämien- und 
Steuerzahlers vermieden werden.  
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Zur Frage 2 
"Gibt es eine Schätzung, wie gross die MiGeL-Kosten in Pflegeheimen und Spitex sind im Kanton 
Aargau? Wie ist der Vergleich zu den anderen Gesundheitskosten, d. h. wie gross ist der Prämienan-
teil dieser MiGeL-Kosten?" 

Die Kosten für Mittel und Gegenstände in den Aargauer Pflegeheimen lassen sich relativ genau be-
ziffern. Es handelt sich um Kosten von 4,2 Millionen Franken jährlich. Über die Kosten für Mittel und 
Gegenstände im ambulanten Bereich existieren derzeit noch keine fundierten Daten. Die Summe 
dürfte sich im tiefen einstelligen Millionenbereich bewegen.  

Der Anteil der Kosten für Mittel und Gegenstände beträgt in den Aargauer Pflegeheimen 0,7 % der 
Gesamtausgaben.  

Zur Frage 3 
"Patienten und Patientinnen, die viele MiGeL Produkte benötigen (z. B. teure Verbände oder Stoma-
artikel) werden automatisch zu einem Kostenrisiko für Pflegeheime und Spitex. Bereits werden Fälle 
bekannt, dass solche Patienten von Pflegeheimen abgelehnt wurden. Im Weiteren besteht ein An-
reiz, z. B. nur noch günstiges Verbandsmaterial anzuwenden bei komplizierten Wunden statt der teu-
reren modernen Hilfsmittel. Diese Wundversorgung funktioniert vielleicht auch, benötigt aber mehr 
Zeit und mehr Pflegeleistung. Sieht der Regierungsrat auch die Gefahr einer Qualitätsverschlechte-
rung und eines Platzierungsproblems für Patienten, die auf solche Produkte angewiesen sind? Wie 
könnte dem entgegengewirkt werden?" 

Die Systemumstellung sowie die unsichere Finanzierungslage haben tatsächlich in der Praxis zu 
Fehlanreizen geführt. Diese betreffen vor allem allfällige Ablehnungen von Patientinnen und Patien-
ten sowie allfällige Umstellungen auf günstigeres Material. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass 
insbesondere Leistungserbringer der Pflege zu Hause mit Leistungsvereinbarung eine Versorgungs-
pflicht haben. Diese dürfen somit aufwändige Patientinnen und Patienten nicht ablehnen. 

Damit es nicht zu unerwünschten Ablehnungen von Patientinnen und Patienten kommt, empfehlen 
das Departement Gesundheit und Soziales sowie die Gemeindeammänner-Vereinigung des Kantons 
Aargau den Gemeinden, die Kosten für Mittel und Gegenstände für das Jahr 2018 im Sinne einer 
Vorleistung zu übernehmen. Ab 2019 sind die entsprechenden Leistungen bei den Pflegeheimen Teil 
der Normkosten. Im ambulanten Bereich ist eine Normierung der Kosten für Mittel und Gegenstände 
noch nicht möglich. Die Leistungserbringer haben aber einen grundsätzlichen Anspruch auf Vergü-
tung der Leistungen. 

Zur Frage 4 
"Es gibt verschiedene Organisationen, die sich auf die Versorgung von chronischen Wunden spezia-
lisiert haben (z. B. Wundsprechstunden), was bedeutet dieser Entscheid für sie? Bei den Spitexorga-
nisationen gibt es viele private, oftmals kleinere Organisationen, auch Freischaffende. Was kann die-
ser Entscheid für sie bedeuten? Was bedeutet er für die öffentlichen Spitexorganisationen und die 
Pflegeheime? Welche Handlungsmöglichkeiten hat der Kanton?" 

Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts hat für alle Leistungserbringer im Rahmen der Pflegefi-
nanzierung dieselbe Auswirkung. Die Kosten für Mittel und Gegenstände werden nicht mehr separat 
vergütet. Das Ausmass kann jedoch sehr unterschiedlich sein. Während in Pflegeheimen der Anteil 
für Mittel und Gegenstände in den meisten Fällen weniger als 1 % der Gesamtausgaben ausmacht, 
kann dies in Wundambulatorien oder bei Freischaffenden unter Umständen ein Vielfaches davon 
ausmachen. 
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Als Überbrückungs- und Liquiditätssicherungsmassnahme empfehlen das Departement Gesundheit 
und Soziales sowie die Gemeindeammänner-Vereinigung des Kantons Aargau den Gemeinden, die 
Kosten für Mittel und Gegenstände für 2018 im Sinne einer Vorleistung zu übernehmen. Ab 2019 
sind die entsprechenden Leistungen bei den Pflegeheimen Teil der Normkosten. Im ambulanten Be-
reich ist eine Normierung der Kosten für Mittel und Gegenstände noch nicht möglich. Die Leistungs-
erbringer haben aber einen grundsätzlichen Anspruch auf Vergütung der Leistungen. 

Zur Frage 5 
"Diese neue Situation führt zu einer Veränderung von bewährten und effizienten Prozessen und er-
schwert eine gute integrierte Versorgung. Eine starke Zunahme der Administration (für Versicherer 
und Leistungserbringer) und die Verunsicherung von Patienten und Angehörigen sind die Folge. Es 
ist zudem oft nicht eindeutig auseinander zu halten, ob es sich um eine Selbst- oder Fremdanwen-
dung handelt. Kann sich der Regierungsrat vorstellen, dass durch die neue Regelung Fehlanreize 
geschaffen werden? Falls ja, welche?" 

Aus dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts folgt eine Unterscheidung von Mitteln und Gegen-
ständen, die entweder von der pflegebedürftigen Person selbst oder einer nichtberuflich beteiligten 
Person angewendet werden und solchen, die durch das Pflegepersonal angewendet werden. Diese 
Unterscheidung ist in der Praxis, insbesondere bei den ambulanten Leistungserbringern, nicht um-
setzbar und bedeutet eine administrative Erschwerung. 

Zur Frage 6 
"Könnte der Bundesrat mit einer Verordnungsänderung diese absurde Situation entschärfen? Was 
hat die Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) 
unternommen?" 

Der Bundesrat könnte die Verordnung des EDI über Leistungen in der obligatorischen Krankenpfle-
geversicherung (Krankenpflege-Leistungsverordnung, KLV) anpassen. Dazu müsste er die Beiträge 
gemäss Art. 7a Abs. 1 KLV für die ambulanten Pflegeleistungen sowie gemäss Art. 7a Abs. 3 KLV 
für die stationären Pflegeleistungen anheben.  

Die Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) 
empfiehlt den Kantonen ausdrücklich, auf allfällige Rückforderungen seitens Krankenversicherern 
nicht einzutreten. Die GDK setzt sich zudem dafür ein, die Kosten für Mittel und Gegenstände in ei-
nem beschleunigten Verfahren per 1. Januar 2019 in die Beiträge gemäss KLV zu integrieren. 

Zur Frage 7 
"Was hat der Regierungsrat und speziell die Abteilung Gesundheit bis jetzt unternommen?" 

Die Abteilung Gesundheit des Departements Gesundheit und Soziales hat sowohl mit den betroffe-
nen Leistungserbringern als auch mit den mitfinanzierenden Gemeinden diverse Gespräche zum 
durch das Bundesverwaltungsgericht sowie den Krankenversicherern ausgelösten Missstand ge-
führt. Daraus resultierte die gemeinsame Empfehlung des Departements Gesundheit und Soziales 
und der Gemeindeammänner-Vereinigung des Kantons Aargau, dass die Gemeinden für das Jahr 
2018 die Kosten für Mittel und Gegenstände im Sinne einer Vorleistung übernehmen sollen. Dies 
dient den Leistungserbringern als Überbrückungs- und Liquiditätssicherungsmassnahme. 

Für die Ausführung dieser zusätzlichen Verrechnung hat die Abteilung Gesundheit des Departe-
ments Gesundheit und Soziales unter Mitwirkung der Leistungserbringerverbände eine Abrech-
nungsvorlage erstellt, um eine möglichst einheitliche und unkomplizierte Ausführung sicherzustellen. 
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Für die Pflegeheime stellt sie zudem Auswertungen für die Pauschalabgeltung zur Verfügung. Die 
Unterlagen sind so aufgebaut, dass einerseits die Leistungserbringer die Kosten für Mittel und Ge-
genstände den jeweiligen Gemeinden direkt in Rechnung stellen können und andererseits den Ge-
meinden die nötigen Details für eine Rückforderung der Vorleistungskosten gegenüber den Kranken-
versicherern zur Verfügung stehen.  

Des Weiteren hat das Departement Gesundheit und Soziales zusammen mit der Gemeindeammän-
ner-Vereinigung des Kantons Aargau, dem VAKA (Aargauische Spitäler, Kliniken und Pflegeinstituti-
onen) sowie dem Spitex Verband Aargau am 2. Juli 2018 eine Medienkonferenz zum Thema "Mi-
GeL: Kanton, Gemeinden und Verbände üben Kritik" organisiert und durchgeführt. In der Medienmit-
teilung dazu wurden drei Forderungen platziert: 

• Fortführen der bisherigen Praxis, das heisst Kostenübernahme der Krankenkassen für Mittel und 
Gegenstände für das laufende Jahr 2018 

• Krankenkassen verzichten auf eine Rückabwicklung 
• Per 2019: Anpassung der seit 2011 unveränderten KLV-Tarife um die Kosten für Mittel und Ge-

genstände und die aufgelaufene Teuerung. 

Zur Frage 8 
"Welche Kostenfolgen kommen auf die Gemeinden zu, falls der Entscheid so umgesetzt wird? Plant 
der Kanton allenfalls auch, sich an den Kosten zu beteiligen?" 

In der Pflegefinanzierung sind sowohl die Beiträge der Krankenversicherer als auch die Patientenbe-
teiligung gesetzlich geregelt respektive limitiert. Erhöhungen der Normkosten gehen demnach stets 
zulasten des Restkostenfinanzierers, im Kanton Aargau also der Gemeinden. Sollten die Bemühun-
gen der GDK und des Kantons Aargau hinsichtlich Separatfinanzierung der Kosten für Mittel und Ge-
genstände und/oder Erhöhung der KLV-Ansätze keinen Erfolg haben, so müssen letztlich die Ge-
meinden die Kosten für Mittel und Gegenstände vollumfänglich tragen. Eine Beteiligung des Kantons 
ist nicht vorgesehen. Zudem würde eine kantonale Beteiligung eine Gesetzesänderung bedingen. 

Die Kosten für die Beantwortung dieses Vorstosses betragen Fr. 977.–. 
 
Mit Datum vom 13. November 2018 hat sich Dr. Martina Sigg, FDP, Schinznach, gemäss § 84 Abs. 2 
GO schriftlich von der Antwort des Regierungsrats befriedigt erklärt. Das Geschäft ist somit erledigt. 
 

0929 Gerichtsbehörden, Erziehungsrat Amtsperiode 2019–2022 (2. Teil); Inpflichtnahmen  
 
Am 28. August 2018 sowie am 13. November 2018 hat der Grosse Rat Gesamterneuerungswahlen 
für die Amtsperiode 2019–2022 durchgeführt. 

Folgende durch den Grossen Rat gewählte Personen werden in Pflicht genommen: 

Justizleitung Gerichte Kanton Aargau:  
- Adrian Brunner, Unterkulm, als Ersatzmitglied der Justizleitung  
- Viktor Egloff, Würenlos, als Vizepräsident des Obergerichts  

Nebenamtlicher Richter Gerichte Kanton Aargau:  
- Andreas Schneuwly, Aarau, als Ersatzrichter am Obergericht  

Erziehungsrat: 
- Alexander Fend, Niederlenz, als Mitglied 
- Bruno Glettig, Baden, als Mitglied 
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- Theres Lepori-Scherrer, Berikon, als Mitglied 
- Dr. Markus Stierli, Widen, als Mitglied 
 

0930 Motion Martin Keller, SVP, Obersiggenthal, vom 7. November 2017 betreffend Grosser 
Rat als Wahlgremium der kantonalen Verwaltungsratsmandate; Ablehnung 
 
(vgl. Art. 0360) 
 
Mit Datum vom 24. Januar 2018 beantragt der Regierungsrat, die Motion abzulehnen. 

Gemäss der eingereichten Motion soll die Wahlkompetenz beim Regierungsrat zu Machtballungen 
hin zu einzelnen Parteien sowie bei wichtigen Beteiligungen zu einem Eigenleben der gewählten 
Mandatsträger geführt haben. Die gewünschte Entpolitisierung habe sich nur bei wenigen Beteiligun-
gen eingestellt, und es würden sich bei einigen Beteiligungen erhebliche Schwierigkeiten bei der 
Durchsetzung der Eigentümerstrategien ergeben. Konkrete Anstände werden seitens des Motionärs 
nicht geltend gemacht. Der Regierungsrat teilt diese Ansichten nicht.  

Der Kanton Aargau verfügt derzeit über 41 Beteiligungen. Bei der Mehrzahl der kantonalen Beteili-
gungen handelt es sich um öffentlich-rechtliche Anstalten oder Aktiengesellschaften. Es gibt jedoch 
auch solche, die als Verein oder GmbH organisiert sind. Die Regelungen zu den Nominations- und 
Wahlverfahren sind je nach Rechtsform der Beteiligung und Beteiligungsanteil des Kantons sehr un-
terschiedlich. 

Einzig bei der Aargauischen Kantonalbank (AKB) wird das oberste Leitungsorgan direkt vom Gros-
sen Rat gewählt. Bei den anderen Beteiligungen ernennt entweder der Regierungsrat direkt die Mit-
glieder der obersten Leitungsorgane oder er nominiert diese, die dann von der Generalversammlung 
beziehungsweise von einem analogen Organ gewählt werden.  

Ausgangspunkt der Wahl durch den Regierungsrat bildet die Verfassung des Kantons Aargau (KV). 
Gemäss § 90 Abs. 1 KV beaufsichtigt der Regierungsrat die Träger von öffentlichen Aufgaben im 
Rahmen der Staatsaufsicht. Entsprechend nimmt er die Aufsichtsfunktion gegenüber den Beteiligun-
gen wahr. Diese Verfassungsbestimmung gibt dem Regierungsrat als hierarchische Spitze die allge-
meine Grundlage für alle notwendigen Massnahmen, um die Beteiligungen funktionsfähig zu halten. 
So übt er die dem Kanton zustehenden Eigentümerrechte aus und wählt insbesondere die obersten 
Leitungsorgane.  

Auf Stufe Gesetz ist diese Verfassungsbestimmung umgesetzt, indem der Regierungsrat gemäss § 8 
des Gesetzes über die Organisation des Regierungsrates und der kantonalen Verwaltung (Organisa-
tionsgesetz) die Staatsaufsicht über die selbstständigen Staatsanstalten ausübt.  

Gemäss § 9 Organisationsgesetz überwacht der Regierungsrat auch den Vollzug öffentlicher Aufga-
ben an Dritte. Damit unterstehen auch Beteiligungen nach Privatrecht der Kontrolle des Regierungs-
rats.1 

Dem Grossen Rat steht demgegenüber gemäss § 80 Abs. 1 KV das Oberaufsichtsrecht über alle Or-
gane, welche kantonale Aufgaben wahrnehmen, zu. Diese Oberaufsicht – welche auf Gesetzes-
ebene in § 8 Organisationsgesetz verankert ist – ist eine indirekte und erfolgt in der Regel aus nach-

                                                   
1 Gemäss Art. 698 Abs. 2 Ziff. 2 des Obligationenrechts (OR) steht bei Aktiengesellschaften der Generalversammlung als 
oberstem Organ die unübertragbare Befugnis zu, die Mitglieder des Verwaltungsrats zu wählen. Damit wird nicht bestimmt, ob 
an der Generalversammlung der Verwaltungsrat durch eine beauftragte Vertretung des Grossen Rats oder des Regierungs-
rats gewählt wird. 
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träglicher Sicht beispielsweise durch die Schaffung gesetzlicher Grundlagen und soll nicht unmittel-
bar auf das operative Geschehen einwirken. Es würde der von der Verfassung gewollten Unterschei-
dung nicht entsprechen, wenn der Grosse Rat auf die Instrumente der Staatsaufsicht des Regie-
rungsrats greift, die Vertreter in den obersten Führungsgremien wählt und diese allenfalls abberuft. 
Dies würde die Oberaufsichts- und Aufsichtsfunktion vermischen und damit die Gewaltenteilung be-
einträchtigen. Die parlamentarische Oberaufsicht soll diese Zuständigkeiten respektieren. Der Regie-
rungsrat muss die Chance haben, seine verfassungsrechtlichen Befugnisse gegenüber den seiner 
Aufsicht unterstehenden, aus der Verwaltung ausgegliederten Aufgabenträgern eigenverantwortlich 
auszuüben. 

Bei Wahlen von Mitgliedern des obersten Leitungsorgans geht der Regierungsrat unter Berücksichti-
gung übergeordneter rechtlicher Vorgaben (OR, Organisationsgesetz, Spezialgesetze wie das Ge-
setz über die Aargauische Kantonalbank [AKBG]) nach den Richtlinien zur Public Corporate Gover-
nance (PCG-Richtlinien) vom 18. September 2013 vor. Gemäss Ziff. 25 Abs. 2 PCG-Richtlinien müs-
sen in den obersten Leitungsorganen alle notwendigen fachlichen Kenntnisse und die zur Führung 
des Unternehmens notwendigen Erfahrungen, Sozialkompetenzen und Persönlichkeitsmerkmale 
ausgewogen vorhanden sein. Des Weiteren muss der Kandidat oder die Kandidatin über einen ein-
wandfreien Leumund verfügen und die politischen Rahmenbedingungen verstehen. Mit diesen Rege-
lungen achtet der Regierungsrat auf die Entpolitisierung der obersten Leitungsorgane. Indem das 
Verfahren wie auch die Kriterien bekannt sind, wird dem Transparenzgebot entsprochen. Parteizuge-
hörigkeit ist dabei weder ein Wahlkriterium noch ein Wahlhindernis. Der Regierungsrat legt mit der 
Umsetzung der PCG-Richtlinien grossen Wert auf die Unabhängigkeit der gewählten Mitglieder.  

Bei anstehenden Wahlen von obersten Leitungsgremien in grosse kantonale Beteiligungen melden 
sich üblicherweise viele geeignete Personen. Aufgrund der Erfahrungen bei der AKB kann davon 
ausgegangen werden, dass sich bei anderen Beteiligungen geeignete Personen bei einer Wahl 
durch den Grossen Rat nicht bewerben würden, um nicht zum möglichen Spielball einer politischen 
Auseinandersetzung zu werden. Die breite öffentliche Diskussion im Parlament und in den Medien 
über die Fähigkeiten der Bewerber und die Risiken der Nichtwahl stellen eine Hemmschwelle dar. 
Bei einer Wahl durch den Grossen Rat kommt es nach Ansicht des Regierungsrats tendenziell zu 
einer stärkeren Politisierung der obersten Leitungsorgane. Zudem würde eine vorgängige fachliche 
und persönliche Prüfung erschwert. 

Eine ausgewogene Zusammensetzung kann besser durch ein kleineres Wahlgremium, wie es der 
Regierungsrat ist, gewährleistet werden. Es besteht überdies mit dem Regierungsrat als Wahlgre-
mium kein Demokratiedefizit.  

Der administrative Aufwand, den eine Wahl durch den Grossen Rat zur Folge hätte, wäre deutlich 
grösser als heute. Dies würde dem Anliegen des Grossen Rats und des Regierungsrats nach einer 
schlanken Verwaltung zuwiderlaufen. Zudem wäre bei grossen Beteiligungen wie der Axpo Holding 
AG, wo der Kanton Aargau nicht Alleineigentümer ist, eine Wahl des obersten Leistungsorgans in-
haltlich und zeitlich kaum zu koordinieren.  

Würden die Wahlgeschäfte den Parlamenten in allen Axpo-Aktionärskantonen zugeordnet, kämen 
diese Kompetenzen insgesamt 520 Parlamentarierinnen und Parlamentarier zu. 

Die Beteiligungen setzen alles daran, die vom Regierungsrat gesetzten Ziele zu erreichen. Dennoch 
sind Zielabweichungen möglich. Bei deutlichen Zielabweichungen schaltet sich der Regierungsrat 
ein. So verlangt er griffige Massnahmen und überwacht laufend die erreichten Verbesserungen. Dies 
war in der jüngsten Vergangenheit bei mehreren Beteiligungen der Fall. So wurde beispielsweise 
auch schon eine Beteiligung angewiesen, ein Sanierungskonzept zu erarbeiten. Zu dieser spezifi-
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schen Massnahme wurde eine Medienmitteilung veröffentlicht. Weiter ermöglichen es die regelmäs-
sig stattfindenden Eigentümergespräche dem Regierungsrat, die Beteiligungsführung sachbezogen 
wahrzunehmen und Massnahmen bei Zielabweichungen in Abstimmung mit dem obersten Leitungs-
organ zu definieren. Generelle Schwierigkeiten bei der Durchsetzung der Eigentümerstrategien sind 
auch dank des bestehenden Instrumentariums nicht auszumachen.  

Wahl des obersten Leitungsgremiums weiterhin durch den Regierungsrat 

Die KV gibt dem Regierungsrat die Grundlage für Massnahmen, um die Beteiligungen des Kantons 
funktionsfähig zu halten. Daraus leitet sich die Kompetenz des Regierungsrats für Wahlen der obers-
ten Leitungsorgane ab. Bei einer Wahl durch den Grossen Rat würde eine erhebliche Politisierung 
der obersten Leitungsorgane eintreten. Eine fachliche Beurteilung und Selektion kann am besten 
durch den Regierungsrat vorgenommen werden, während im Grossen Rat die Gefahr einer medialen 
Inszenierung des Wahlprozesses zulasten der Kandidatinnen und Kandidaten besteht. Das heutige 
System hält zudem Stand vor den Überlegungen der Gewaltenteilung.  

Auf Bundesebene wählt ebenfalls der Bundesrat den Verwaltungsrat beispielsweise der Post oder 
den SBB. Es ist weiter kein Kanton bekannt, bei welchem die obersten Leitungsorgane der Beteili-
gungen systematisch durch das Parlament gewählt würden. 

Aufgrund der vorangehenden Erläuterungen beantragt der Regierungsrat die Ablehnung der Motion. 

Konsequenzen der Umsetzung, insbesondere Auswirkungen auf die Aufgaben- und Finanzplanung 

Die Wahl der obersten Leitungsorgane der grösseren Beteiligungen durch den Grossen Rat hätte ei-
nen erheblichen Mehraufwand, auf den Ebenen Grosser Rat, Regierungsrat und Verwaltung zur 
Folge. Dass dieser Mehraufwand mit den bestehenden Ressourcen erbracht werden könnte, darf 
zum jetzigen Zeitpunkt zumindest bezweifelt werden. 

Die Kosten für die Beantwortung dieses Vorstosses betragen Fr. 1'964.–. 

Martin Keller, SVP, Obersiggenthal: Vor einem Jahr und 13 Tagen habe ich diese Interpellation ein-
gereicht. Der Regierungsrat hat sie am 24. Januar – nach 78 Tagen – beantwortet. Sie wurde über 
neun Monate nicht traktandiert. 
Der Vorstoss hätte – ausser meinen zwei Abwesenheiten – trotzdem an über zehn Sitzungen trak-
tandiert werden können. Aber es gibt eigentlich gar nichts Besseres, als sie zum heutigen Zeitpunkt 
abzuhalten, genau wie geplant.  
Ich habe hier ein Votum zum KSA. Aber der Regierungsrat sagt, es sei gegen die Transparenz und 
gegen die Demokratie. Wir haben 41 Aktiengesellschaften und Staatsanstalten, bei denen wir Allein- 
oder Miteigentümer sind. Hierarchisch sei der Regierungsrat die Spitze. Nein, wir sind die Spitze. 
Gemäss Hierarchie stimmt es, dass es die ausführende Gewalt – die Exekutive – ist. Aber wir sind 
die Spitze und nicht der Regierungsrat. Dieser will eine Entpolitisierung. Genau das findet hier näm-
lich statt. Ich will auch, dass kein Grossrat in den Verwaltungsräten sitzt. Das ist überhaupt nicht die 
Meinung meiner Motion. Aber wir sollten das Wahlgremium sein. Letzte Woche wollte ich den Regie-
rungsrat fragen, ob der Verwaltungsratspräsident des KSA eigentlich genügend geeignet sei. Nun 
hat sich das erübrigt und er hat die Antwort bereits selber gegeben. Hinter den Kulissen wurde be-
reits letzte Woche über seine Abgangsmodalitäten verhandelt. 
Das Motto im Regierungsrat lautet: "Schwatz du mir nicht drein, dann tue ich es bei dir auch nicht", 
und zwar von Departement zu Departement. Jeder Departementsvorsteher will seine Kandidaten 
durchbringen und seinen Verwaltungsrat so ausstatten, wie es ihm passt. Wenn wir endlich Transpa-
renz wollen, dann sollten wir dieser Motion zustimmen. Die Motion sieht klar vor, dass der Regie-
rungsrat bei der Vorselektionierung in geeigneter Form mitwirkt und bei der Vorbereitung der Wahlen 
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und Nominationen sogar Unterstützung bietet. Aber zur Erhöhung der Transparenz und der Abstüt-
zung der politischen Ausgewogenheit und zur Stärkung der Demokratie würde ich Ihnen wärmstens 
empfehlen, meine Motion anzunehmen.  

Vorsitzender: Ich danke dem Motionär, dass er heute anwesend ist und wir das Geschäft behandeln 
können. 

Roland Agustoni, GLP, Rheinfelden: Die GLP-Fraktion bittet Sie, diese Motion abzulehnen. Wir 
schliessen uns bei den Begründungen den Ausführungen des Regierungsrats an, welche für uns 
stichhaltig und klar sind. Es sind auch keine Machtballungen hin zu einzelnen Parteien bekannt, wel-
che bei wichtigen Beteiligungen zu einem Eigenleben der gewählten Mandatsträger führen. So 
schreibt es der Motionär jedenfalls. Sofern künftig der Grosse Rat das Wahlgremium sein sollte, fin-
det unserer Meinung nach eine erhebliche Verpolitisierung bei der Besetzung der obersten Leitungs-
organe statt. Dem Regierungsrat trauen wir zu, dass er die fachliche Beurteilung und Auswahl ge-
mäss den notwendigen Anforderungen trifft – losgelöst vom politischen Kalkül. Es kommt dazu, dass 
eine solche Forderung in keinem anderen Kanton systematisch so erfolgt. Belassen wir also die Be-
setzungskompetenz beim Regierungsrat. Bitte lehnen Sie, genauso wie die Mehrheit der GLP, diese 
Motion ab. 

Sabina Freiermuth, FDP, Zofingen: Der Verfassungsauftrag ist klar: Aufsicht und Kontrolle gegen-
über den Beteiligungen des Kantons liegen beim Regierungsrat. Er übt die Eigentümerrechte aus 
und wählt die obersten Leitungsorgane. Der Grosse Rat übt eine indirekte Aufsicht aus, die nicht ins 
operative Geschehen einwirkt. Wenn nun der Grosse Rat die Führungsebene wählt und allenfalls 
auch abberuft, so würde das eine klare Verwässerung der Kompetenzverteilung bedeuten. Die FDP 
ist der Überzeugung, dass die Mitglieder der Führungsgremien ausschliesslich nach fachlichen Kom-
petenzen gewählt werden sollten. Bei einer Wahl durch die 140 Mitglieder des Grossen Rats würden 
wir riskieren, dass eine Wahl nach politischen Kriterien erfolgt und allenfalls auch parteipolitische 
Ränkespiele mit der entsprechenden medialen Verbreitung stattfinden könnten. Das kennen wir zum 
Beispiel von der Wahl des AKB-Bankrats. 
Das ist nicht wünschbar. Wir befürchten dasselbe wie der Regierungsrat, dass es dann zu einer stär-
keren Politisierung der Wahl kommen würde. Ferner wäre bei kantonsübergreifenden Beteiligungen 
– zum Beispiel die Axpo – die Wahl durch den Grossen Rat fast nicht koordinierbar. Dies, weil in al-
len anderen Kantonen die Wahlkompetenz eben nicht beim Parlament liegt. Der Motionär ist offen-
sichtlich der Meinung, dass die Führungsgremien die Eigentümerstrategien nicht genügend befolgen 
beziehungsweise dass der Regierungsrat seine Aufsicht mangelhaft wahrnimmt. Die Wahlkompetenz 
zu verschieben, würde dieses Problem aber mit Sicherheit nicht lösen. Hierfür könnte man allenfalls 
die Teilprivatisierung oder Privatisierung der Gesellschaften ins Auge fassen. Bitte lehnen Sie diese 
Motion zusammen mit der FDP ab.  

Claudia Rohrer, SP, Rheinfelden: Die Mehrheit der SP-Fraktion lehnt diese Motion ab. Ich verweise 
auch auf die Begründungen der Vorrednerin und des Vorredners. Wir sind jedoch weder mit der Mo-
tion noch mit der Antwort des Regierungsrats zufrieden. Aus unserer Sicht benötigt der Kanton bei 
den Betrieben, an denen er beteiligt ist, eine klare Eigentümerstrategie. Diese ist in einem politischen 
Prozess zu erarbeiten. Die Vertreterinnen und Vertreter des Kantons haben diese Eigentümerstrate-
gie in den jeweiligen Unternehmen und Betrieben einzubringen. Hier gilt es unsere Aufmerksamkeit 
und Augenmerk zu richten. Hier gilt es, die Verantwortlichkeit der gewählten Personen zu prüfen und 
einzufordern.  
Die SP befürwortet, dass der Kanton an Betrieben beteiligt ist oder diese auch beherrscht. Sie 
wünscht sich einen klaren politischen Prozess bei der Eigentümerstrategie. Der Kanton soll von den 
Eigentümerrechten Gebrauch machen. Wenn mit Annahme der Motion künftig der Grosse Rat die 
Mitglieder der Vertretungen des Kantons wählt, sind wir aber keinen Schritt weiter, dass die im Rah-
men von politischen Prozessen erarbeitete Eigentümerstrategie auch tatsächlich umgesetzt wird.  
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Die SP ist zudem überzeugt, dass die Wahl durch den Grossen Rat nicht zu einer besseren Auswahl 
von Personen führt, sondern lediglich dazu führen wird, dass die politische Ausrichtung eines Kandi-
daten oder einer Kandidatin in den Vordergrund treten wird. So ist es auch bei der Nachfolge von 
Richterinnen und Richtern primär wichtig, die Machtverhältnisse der Parteien im Grossen Rat abzu-
bilden. Es geht nicht primär um die sachliche und fachliche Kompetenz der Gewählten oder der Kan-
didatinnen und Kandidaten. Die Grösse des Auswahlgremiums führt nicht zu mehr Sach- und Fach-
kompetenz und nicht zu einer Verbesserung in der Umsetzung der Eigentümerstrategie. Ich bitte Sie, 
die Motion abzulehnen. Die Mehrheit der SP-Fraktion lehnt sie ab.  

Sabine Sutter-Suter, CVP, Lenzburg: Gemäss Verfassung und auf Stufe Gesetz ist der Regierungs-
rat beauftragt, die Träger von öffentlichen Aufgaben zu beaufsichtigen. Er übt die Eigentümerrechte 
aus, indem er die obersten Leitungsorgane wählt. Die Motion verlangt, dass der Grosse Rat Wahlbe-
hörde für kantonalen Verwaltungsratsmandate wird. Die CVP lehnt diese Motion hauptsächlich aus 
vier Gründen ab. 1. Ein Verwaltungsrat soll nach Kompetenzen zusammengesetzt sein. Eine politi-
sche Zusammensetzung ist nicht sachgerecht. 2. Eine Entpolitisierung wird durch die Motion nicht 
erreicht. Sowohl der Grosse Rat wie der Regierungsrat sind politisch zusammengesetzt. Ein kleine-
res Gremium aber soll und kann eine ausgewogene Zusammensetzung besser sicherstellen. 3. Die 
Suche von Kandidatinnen und Kandidaten ist beim Regierungsrat am richtigen Ort. Es ist die Auf-
gabe des Regierungsrats, bei der Auswahl die fachliche Kompetenz der Kandidierenden in den Vor-
dergrund zu stellen. 4. Der Grosse Rat hat andere Möglichkeiten, Einfluss zu nehmen. Kontrolle und 
Auswahl des Kontrollgremiums gehören zusammen. Lassen wir den Regierungsrat seine Arbeit ma-
chen. Die CVP lehnt diese Motion einstimmig ab.  

Andreas Fischer Bargetzi, Grüne, Möhlin: Die Grünen lehnen die Motion von Grossrat Martin Keller 
aus drei Gründen ab: 1. Staatsrechtliche Bedenken, 2. Verpolitisierung der Wahlen, 3. Praktische 
Gründe. Zu 1: Die Grünen geben dem Regierungsrat recht. Eine Wahl von Mitgliedern in Aufsichts-
gremien durch den Grossen Rat widerspricht der Gewaltenteilung. Die Exekutive ist und bleibt der 
Regierungsrat. Er zeichnet damit für alle operativen Tätigkeiten verantwortlich. Wenn man den Geist 
der Motion konsequent weiterdenkt, müsste der Grosse Rat auch die wichtigsten Führungspersonen 
in der Verwaltung wählen. Dies ist aber nicht unsere Funktion. Wir machen die Gesetze und können 
den Regierungsrat auffordern, eine Beteiligung aufzugeben oder allenfalls auf einen Strategiewech-
sel der Organisation hinzuarbeiten. In das operative Geschäft sollten wir uns aber nicht einmischen. 
Zu 2: Der Motionär macht geltend, dass die Entpolitisierung der Verwaltungsratsmandate nicht funkti-
oniert habe. Auch wir Grünen wünschen uns, dass für diese Mandate nicht das Parteibuch, sondern 
die Fähigkeiten und der Werdegang wahlbestimmend sind. Aber glauben Sie denn allen Ernstes, 
dass die politischste aller Staatsgewalten – nämlich der Grosse Rat – diesbezüglich das bessere 
Wahlgremium wäre? Wenn ich auf die Richterwahlen schaue, kommen mir da sehr grosse Zweifel. 
In diesem Punkt widerspricht sich die Motion übrigens selber, wenn sie eine "politische 
Ausgewogenheit" für diese Mandate einfordert. Zu 3: Ich scheue die Arbeit, die das Amt als Grossrat 
mit sich bringt, weiss Gott nicht. Aber wenn ich mich nebst allem anderen auch noch mit den Kandi-
daturen für 41 Gremien mit allfälligen Kampf- und Sprengkandidierenden seriös auseinandersetzen 
müsste, frage ich mich schon, ob dieser Zusatzaufwand mit all den verbundenen Kosten wirklich 
sinnvoll ist. Aber vielleicht möchte uns Grossrat Martin Keller einfach wieder etwas öfters sehen. 
Dazu sollte er dann allerdings an den Sitzungen auch anwesend sein.  
Kurz und gut: Wir sehen drei starke Gründe, das jetzige System so zu belassen, aber keinen guten, 
der für eine Änderung sprechen würde. Da wir aber eine konstruktive Partei sind, machen wir doch 
noch einen Vorschlag zuhanden des Regierungsrats. Wie wäre es, wenn der Regierungsrat die Mit-
glieder des Grossen Rats aktiv über getätigte Wahlen informieren würde? Diese Angaben sind heute 
schon öffentlich, man muss sie sich aber mühsam selber zusammensuchen. Mit der von uns vorge-
schlagenen Informationspolitik könnte die in der Motion geforderte Transparenz massgeblich verbes-
sert werden. 
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Maya Bally Frehner, BDP, Hendschiken: Die EVP-BDP-Fraktion lehnt die Motion einstimmig ab. Der 
Regierungsrat erläutert, dass bei den 41 Beteiligungen das Nominations- und Wahlverfahren je nach 
Rechtsform der Beteiligung und auch je nach Beteiligungsanteil sehr unterschiedlich ausfällt. Der Re-
gierungsrat führt aus unserer Sicht folgerichtig aus, dass es äusserst komplex und mit grossem ad-
ministrativem Aufwand verbunden wäre, wenn der Grosse Rat zukünftig für die Besetzung der Gre-
mien zuständig wäre. Ebenso stimmt die EVP-BDP-Fraktion absolut mit dem Regierungsrat überein, 
dass das Anliegen des Motionärs einer Vermischung der Oberaufsichts- und Aufsichtsfunktion 
gleichkommen würde und somit die Gewaltenteilung beeinträchtigen würde. Dies kann von uns nicht 
so gewollt sein. 
Zu Grossrat Martin Keller: Im Übrigen hat Entpolitisierung nicht einfach damit zu tun, dass kein 
Grossrat im Gremium sitzt. Die Gefahr ist tatsächlich ungemein grösser, dass die Verpolitisierung 
markant zunehmen würde, wenn die Parteien, also der Grosse Rat, als Wahlgremium fungieren 
würde. Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir fragen uns schon langsam, wohin das noch führen soll, 
wenn der Grosse Rat immer stärker in die operativen Belange – einerseits des Regierungsrats und 
anderseits der Beteiligungen – einzugreifen wünscht. Wir hoffen, dass es bald wieder einmal mehr 
Geschäfte im Grossen Rat geben möge, damit nicht noch mehr solche komischen Ideen aufkom-
men, die lediglich dazu dienen, das kantonale Parlament zu beschäftigen. Ich bin aber der Meinung, 
dass wir im Grossen Rat keine Beschäftigungstherapie brauchen. Wir zählen darauf und sind zuver-
sichtlich, dass die Mehrheit in diesem Saal die Motion ablehnen wird, genau wie unsere Fraktion.  

Dr. Markus Dieth, Regierungsrat, CVP: Ich verweise auf die schriftlichen Ausführungen des Regie-
rungsrats, die Sie bereits für die Vorbereitung erhalten haben, und auf fast alle heute gemachten 
mündlichen Ausführungen. Dem ist nichts anzufügen. Ich empfehle Ihnen im Namen des Regie-
rungsrats, die Motion abzulehnen.  

Abstimmung 

Die Motion wird mit 87 gegen 39 Stimmen abgelehnt. 
 

0931 Postulat Silvan Hilfiker, FDP, Oberlunkhofen, vom 19. Juni 2018 betreffend Erlasse mit 
Verfalldatum; Überweisung an den Regierungsrat und gleichzeitige Abschreibung 

(vgl. Art. 0724) 

Mit Datum vom 5. September 2018 erklärt sich der Regierungsrat bereit, das Postulat entgegenzu-
nehmen und beantragt dessen gleichzeitige Abschreibung. 

Der Grosse Rat und der Regierungsrat haben sich in der Vergangenheit schon mehrfach mit der 
Thematik "Erlasse mit Verfalldatum" beziehungsweise mit der Befristung von Erlassen vertieft ausei-
nandergesetzt:  

1. Aufgaben- und Leistungsüberprüfung (ALÜP) 

Bereits im Rahmen der Aufgaben- und Leistungsüberprüfung (ALÜP) in den Jahren 2002/03 beauf-
tragte der Grosse Rat den Regierungsrat gestützt auf dessen Ausführungen in der (02.213) Zusatz-
botschaft vom 13. März 2003, die ALÜP-Massnahme Nr. 4 (Befristung von Erlassen im Leistungsbe-
reich und wirkungsorientierte Ausgestaltung) in erster Priorität weiterzubearbeiten. Ziel dieser Mass-
nahme war es, sukzessive alle Erlasse und Beschlüsse des Kantons – vor allem im Leistungsbereich 
– wirkungsorientiert und, wo geeignet, auch befristet auszugestalten.  

2. (04.246) Postulat Dr. Daniel Heller, Erlinsbach, vom 14. September 2004 betreffend Überprüfung 
der kantonalen Regulierungsdichte und allfälligen Übergang zum Prinzip der "Sunset Legislation" 
(Prinzip der Befristung von Erlassen) im Kanton Aargau 
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Am 14. September 2004 reichte Grossrat Dr. Daniel Heller, FDP, Erlinsbach, das (04.246) Postulat 
betreffend Überprüfung der kantonalen Regelungsdichte und allfälligen Übergang zum Prinzip der 
"Sunset Legislation" (Prinzip der Befristung von Erlassen) im Kanton Aargau ein. Der Regierungsrat 
erklärte sich mit Datum vom 30. März 2005 bereit, das Postulat entgegenzunehmen; diesem Antrag 
folgte der Grosse Rat mit 100 gegen 32 Stimmen.  

3. (07.230) "Sunset-Legislation"; Bericht in Umsetzung des (04.246) Postulats Dr. Daniel Heller, 
FDP, Erlinsbach, vom 14. September 2004 

In Nachachtung dieses Prüfungsauftrags erstattete der Regierungsrat dem Grossen Rat mit Bot-
schaft vom 19. September 2007 Bericht über den Stand und das Potenzial der "Sunset-Legislation". 

Die Befristung von Erlassen hat gemäss erwähntem Bericht (Seite 2 f.) folgende Vor- und Nachteile: 

Vorteile Nachteile 
Sie drängt den Gesetzgeber, bewusst und gezielt Er-
fahrungen mit dem Gesetz zu sammeln und im Ent-
scheidungsprozess zur Weiterführung zu verwenden. 

Sie erfordert verwaltungsintern und allenfalls extern 
mehr Ressourcen für ständige Beobachtung. 

Sie fördert die Suche nach "wirksameren Steuerungs-
möglichkeiten". 

Sie schafft ständigen Neuberatungsstoff für die Politik. 

Eine ständige Aktualisierung und Erklärung der ge-
setzgeberischen Ziele wird gefördert. Damit verbun-
den ist eine Flexibilisierung der Rechtssetzung. 

Sie verbraucht – allenfalls unnötigerweise – zusätzli-
che Parlamentsressourcen. 

Sie erleichtert die Konsensfindung in politisch heiklen 
Bereichen. 

Gefahr der unbewussten Beendigung eines Pro-
gramms oder Projekts ohne Rücksicht auf die Folgen. 

Die Verlängerung von Programmen wird von einer Er-
fassung der Wirkung und von der Zielerreichung ab-
hängig gemacht. 

"verführt" zu oberflächlicher Behandlung der Verlänge-
rung. 

Die Abschaffung von obsoleten und überholten Rege-
lungen wird begünstigt. 

Zusätzliche Verlängerungsregelungen steigern die Ge-
setzesflut und den Zeitdruck bei den Verlängerungen. 

Ermöglicht die Sammlung von Erfahrungen mit Befris-
tungen. 

Störung des Vertrauens in die Verlässlichkeit des 
Staats durch fehlende Kontinuität der Entscheidungen. 

Begünstigt die Entwicklung von einfacheren und pra-
xistauglichen Evaluationsinstrumenten. 

Gefahr der unsorgfältigen Legiferierung, weil alles nur 
provisorisch geregelt werden darf. 

Trägt den Veränderungen des Umfelds Rechnung 
(Wirtschaft, Umwelt, Gesellschaft und Technologie). 

Schwerpunktverlagerung von der Wirkungsorientie-
rung zu Fristorientierung. 

Aufgrund dieser Vor- und Nachteile sprach sich der Regierungsrat – insbesondere wegen der grund-
sätzlichen Möglichkeit, den Bestand an rechtlichen Vorschriften zu reduzieren, das heisst zu deregu-
lieren – grundsätzlich positiv zur Befristung von Erlassen aus. Er bekannte sich dabei zum Grund-
satz, dass "nur soviel und nur solange wie nötig" reguliert werden soll. In den regierungsrätlichen 
Richtlinien zur Rechtssetzung vom 15. August 2001 findet sich denn auch seit 2005 die Weisung an 
die Verwaltung, in den zu erstellenden Normkonzepten neben der Wirkungsweise der Erlasse auch 
Möglichkeiten zur Befristung aufzuzeigen (vgl. dort W 13 lit. h). 

Der Bericht wurde dem Grossen Rat zur Kenntnis unterbreitet, mit dem Antrag, das ihm zugrunde 
liegende Postulat abzuschreiben. Diesem Antrag folgte der Grosse Rat in der Abstimmung mit 
110 Stimmen, ohne Gegenstimme.  
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4. (14.114) Motion der Fraktionen der BDP, CVP, FDP und SVP (Sprecherin Maya Meier, SVP, 
Staufen) vom 3. Juni 2014 betreffend periodische, systematische Leistungsanalyse und zusätzli-
che Befristung von neuen Staatsaufgaben 

Die am 3. Juni 2014 eingereichte Motion verlangt neben der periodischen und systematischen Leis-
tungsanalyse die Befristung neuer Staatsaufgaben verbunden mit regelmässigen Wirkungskontrol-
len. Sie ist am 4. November 2014 an den Regierungsrat überwiesen worden und pendent. Der Re-
gierungsrat hat sich aus Ressourcengründen für ein zweistufiges Vorgehen entschieden: So sollen in 
einer ersten Phase die Module der Gesamtsicht Haushaltsanierung vorangetrieben werden; in einer 
zweiten Phase soll 2021 vor dem Hintergrund der im Rahmen der Gesamtsicht Haushaltsanierung 
bereits umgesetzten respektive noch umzusetzenden Reformvorhaben beurteilt werden, ob zusätzli-
cher Handlungsbedarf im Sinne der Motionäre angezeigt ist. 

5. Aktualisierte Beurteilung 

An der grundsätzlich positiven, aber differenzierten Haltung des Regierungsrats zur "Sunset Legisla-
tion" hat sich in den letzten Jahren nichts geändert.  

Die Befristung von Erlassen ist nach Ansicht des Regierungsrats ein geeignetes rechtssetzerisches 
Mittel, sofern entweder nicht klar ist, ob und inwieweit die vorgesehenen Erlasse oder Teile davon 
überhaupt die angestrebte Wirksamkeit entfalten (experimentelle Rechtssetzung; vgl. dazu auch: 
UHLMANN, FELIX, Politische Vorstösse für bessere Gesetze, in: CANAPA, DAMINO und weitere (Hrsg.), 
Sein und Schein von Gesetzgebung, Zürich / St. Gallen 2018, Seiten 7–10), oder klar ist, dass Er-
lasse oder einzelne Regelungen nur befristet erwünscht sind (zum Beispiel Übergangsbestimmun-
gen).  

Viele Bereiche des kantonalen Rechts eignen sich hingegen von vornherein nicht für eine Befristung. 
Viele Regulierungen sind auf Dauerhaftigkeit angelegt oder dienen dem dauerhaften Vollzug von 
Bundesrecht. Wenn es um den Vollzug von unbefristetem Bundesrecht geht, besteht in der Regel 
kein Raum für eine Befristung von kantonalem Umsetzungsrecht. Sinn würde in diesen Situationen 
allenfalls eine laufende Überprüfung des kantonalen Vollzugsrechts machen, wie dies bereits in 
§ 117 Abs. 3 der Verfassung des Kantons Aargau als Daueraufgabe vorgesehen ist. Der Regie-
rungsrat hat sich deshalb stets für eine differenzierte, der Situation im Einzelfall angemessene Befris-
tung von Erlassen ausgesprochen. Aus Ressourcengründen hat er sich jedoch auch kritisch gegen-
über schematischen, die gesamte Rechtsordnung betreffenden Ansätze ausgesprochen. Solche "flä-
chendeckenden" Ansätze stellen angesichts des anerkannt beschränkten Potenzials der Befristung 
eine zu grosse Bindung von kantonalen Ressourcen dar. 

Ressourcengründe in personeller und finanzieller Hinsicht sprechen auch gegen die im Postulat an-
gesprochene Prüfung der Befristung durch eine unabhängige Stelle. Hinzu kommt, dass solche Prü-
fungen durch unabhängige Stellen die Rechtssetzungsverfahren zeitlich verlängern, womit die Reak-
tionsfähigkeit des Gesetzgebers beeinträchtigt wird.  

Die Adäquanz der Befristung von Erlassen ist letztlich eine politische Frage, die sich nicht abschlies-
send und eindeutig beantworten lässt. Der Regierungsrat ist aufgrund der vorstehenden Ausführun-
gen jedoch bereit, künftig in seinen Botschaften an den Grossen Rat zu neuen Erlassen ein eigenes 
Kapitel zur Thematik der Befristung vorzusehen. Darin können die für oder gegen eine Befristung 
sprechenden Gründe dargelegt werden. Für die Verwaltung bedeutet dies keinen zusätzlichen Auf-
wand, da sie sich mit der Frage der Befristung schon im Normkonzept auseinandersetzen muss. Und 
der Grosse Rat wird sich in jedem Fall mit der Befristungsfrage befassen können. 

Die Kosten für die Beantwortung dieses Vorstosses betragen Fr. 836.–. 
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Vorsitzender: Der Postulant erklärt sich mit der gleichzeitigen Abschreibung einverstanden. 
Das Postulat ist unbestritten. Es wird stillschweigend an den Regierungsrat überwiesen und gleich-
zeitig als erledigt von der Kontrolle abgeschrieben. 
 

0932 Interpellation Christine Keller Sallenbach, FDP, Zufikon, vom 26. Juni 2018 betreffend 
Grundlagen Musik- und Instrumentalunterricht an den Fachmittel- und Kantonsschulen; Be-
antwortung und Erledigung 

(vgl. Art. 0754) 

Mit Datum vom 19. September 2018 hat der Regierungsrat die Interpellation beantwortet. 

Vorbemerkungen  

Die breit abgestützte Revision des Instrumentalunterrichts an den Mittelschulen auf das Schuljahr 
2017/18 hin führte nicht zur erwarteten Einsparung im Umfang von 1,45 Millionen Franken, sondern 
zu Mehrkosten von 2,707 Millionen Franken Erwartet worden war eine Minderung der Attraktivität 
des Instrumentalunterrichts durch die Verdoppelung der Lektionendauer in Kombination mit dem 
Grundlagenfach Musik, die damit verbundene Pflicht, für den Instrumentalunterricht mehr zu üben, 
weil die Erwartungen an die Leistungen gestiegen waren und durch den Elternbeitrag im Freifach in 
der Höhe von Fr. 1'000.– pro Ganzlektion und Semester.  

Der Anteil Gymnasiastinnen und Gymnasiasten mit Grundlagenfach Musik mit Instrumentalunterricht 
nahm nicht wie erwartet ab, sondern stieg von 34 % im Jahr 2016/17 auf 38 % im Jahr 2017/18. Dies 
führte zu einem unerwarteten Mehraufwand gegenüber den prognostizierten Kosten des neuen Mo-
dells (siehe Tabelle 1).  

Das Freifach Instrumentalunterricht reduzierte sich an allen Bildungsgängen jedoch, wie prognosti-
ziert, um rund einen Drittel. Die starke Verschiebung der Nachfrage nach Instrumentalunterricht vom 
neu kostenpflichtigen Freifach ins kostenlose Grundlagenfach kam überraschend, da die Anforderun-
gen im Grundlagenfach mit der Verdoppelung der Lektionendauer und der Leistungsanforderung we-
gen der Promotionswirksamkeit wesentlich höher sind als im Freifach.  

In der 1. Klasse der Fachmittelschule mit Berufsfeld Erziehung und Gestaltung (FMS erg), in der bis 
zum Schuljahr 2016/17 Instrumentalunterricht nur als Freifach in Halblektionen gebucht werden 
konnte, wurde durch den Modellwechsel das Grundlagenfach Musik mit Instrumentalunterricht obli-
gatorisch, was zu 125 Jahreslektionen Instrumentalunterricht führte. Dieses Plus an Lektionen war 
gewollt, denn man ging davon aus, dass durch die Reduktion der Lektionen im Freifach der FMS und 
des Gymnasiums und im Grundlagenfach des Gymnasiums die Mehrkosten mehr als kompensiert 
werden könnten. Aber es kam anders. 

Das Obligatorium in der 1. Klasse der FMS hatte zum Ziel, die Stellung des Instrumentalunterrichts in 
der pädagogischen Ausbildung zu stärken. Weil sich bereits im ersten Jahr zeigte, dass die Schüle-
rinnen und Schülern diese Änderung grossmehrheitlich nicht schätzten, wurde das Instrumentalmo-
dell an der FMS auf das Schuljahr 2018/19 hin wieder verändert, ohne dass der pädagogische Ge-
winn des Modells (eine ganze Lektion Instrumentalunterricht statt einer halben) rückgängig gemacht 
worden wäre und ohne dass die musische Ausbildung an der FMS zu kurz kommt.  

Zur Entwicklung im aktuellen Schuljahr 

Die Pflicht, in der FMS erg Musik mit Instrumentalunterricht als Grundlagenfach belegen zu müssen, 
wurde in eine Wahlpflicht zwischen Bildnerischem Gestalten und Musik mit Instrumentalunterricht 
umgewandelt. Diese Wahlpflicht gilt neu nicht nur für diejenigen, die FMS erg wählen, sondern für 



 

20. November 2018  2401 

alle Schülerinnen und Schüler der FMS (weitere Berufsfelder sind: Kommunikation, Gesundheit, So-
ziale Arbeit). Diejenigen mit anderen Berufsfeldern konnten bisher Musik nicht als Grundlagenfach 
wählen. Durch diese Massnahme sind alle Schülerinnen und Schüler der FMS denen des Gymnasi-
ums gleichgestellt, da diese in den musischen Grundlagenfächern dieselbe Wahlmöglichkeit haben. 
Wie die Anmeldezahlen für das Schuljahr 2018/19 zeigen, wird diese Wahlmöglichkeit geschätzt. 
Wie erwartet, wählen rund 1/3 der Schülerinnen und Schüler der FMS das Grundlagenfach Musik mit 
Instrumentalunterricht und demnach 2/3 Bildnerisches Gestalten (siehe Tabelle 2) 

Für die musische Ausbildung an der FMS erg hat dies keine nachteiligen Konsequenzen: Auch mit 
dieser Neuerung im Instrumentalunterricht belegen alle, die FMS erg gewählt haben, entweder im 
Grundlagenfach oder dann in den berufsfeldspezifischen Fächern sowohl Musik als auch Bildneri-
sches Gestalten. Alle belegen auch Gestalterisches Werken. Insgesamt werden die künftigen Studie-
renden der Pädagogischen Hochschule weiterhin vielseitig in allen verfügbaren musischen Fächern 
ausgebildet. Da der Instrumentalunterricht weder für die Aufnahme in den Fachmaturitätslehrgang 
Pädagogik noch für die Aufnahme an die Pädagogische Hochschule (PH) vorausgesetzt ist, er-
wächst den Schülerinnen und Schülern der FMS erg aus der neuen Regelung kein Nachteil.  

Dass die gewählten Massnahmen seit dem aktuellen Schuljahr zu einer Reduktion des Instrumental-
unterrichts führen, sieht man an den nachfolgenden Übersichten: 

Im Gymnasium wurde im Schuljahr 2016/17 der Instrumentalunterricht letztmals nach dem alten Mo-
dell gewählt (1/2 Lektion in Zusammenhang mit dem Grundlagenfach Musik; davon erhielten 20 % 
der Schülerinnen und Schüler Begabtenförderung mit einer ganzen statt einer halben Lektion). Im 
Schuljahr 2017/18 wurde das neue Modell eingeführt (eine Ganzlektion in Zusammenhang mit dem 
Grundlagenfach Musik). Im Schuljahr 2018/19 ist das Modell am Gymnasium unverändert. Die Bele-
gung des Instrumentalunterrichts hat sich am Gymnasium wie folgt entwickelt: 

Tabelle 1: Schülerinnen und Schüler mit Grundlagenfachwahl an den 1. Klassen der Gymnasien; Schuljahre 2016/17 
bis 2018/19 

 

Lesehilfe: MusIns: Musik mit Instrumentalunterricht; BiG: Bildnerisches Gestalten; abs: absolut 

An der FMS wurde im Schuljahr 2016/17 der Instrumentalunterricht letztmals nach dem alten Modell 
gewählt (1/2 Lektion als Freifach). Im Schuljahr 2017/18 wurde das neue Modell eingeführt (eine 
Ganzlektion obligatorisch für alle in der FMS erg). Auf das Schuljahr 2018/19 haben alle in der FMS, 
unabhängig vom Berufsfeld, die Möglichkeit, 1 Lektion Instrumentalunterricht mit dem Grundlagen-
fach Musik zu wählen. Die untenstehende Tabelle zeigt deshalb zwei Modellwechsel respektive drei 
Modelle. Die Zahlen in den drei Schuljahren haben sich, bei einer Zunahme der Neueintritte von 5 % 
im Schuljahr 2018/19 gegenüber dem Vorjahr wie folgt entwickelt: 

  

abs Verände-
rung abs Verände-

rung abs Verände-
rung 

SJ 16/17 1'072 363    709    34% 66% 80% mit 1/2 L, 20% mit 1 L

SJ 17/18 1'030 -3.9% 389    641    38% 62% alle mit 1 L

SJ 18/19 1'183 +14.9% 423    +8.7% 760    +18.6% 36% 64% alle mit 1 L

BiGTotal
Anteil 

MusIns
Anteil 
BiG Bemerkungen zum Modell        

MusIns
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Tabelle 2: Schülerinnen und Schüler mit Instrumentalunterricht an den 1. Klassen der FMS; Schuljahre 2016/17 bis 
2018/19 

 

Zur Frage 1 

"Wie viele Schülerinnen und Schüler an Kantonsschulen und Fachmittelschulen haben sich für das 
Schuljahr 2018/19 für das Grundlagenfach Musik mit Instrumentalunterricht entschieden, wie viele für 
Bildnerisches Gestalten? Wie haben sich die Zahlen in den letzten Jahren entwickelt?" 

Am Gymnasium haben sich 423 (36 % aller Erstklässlerinnen und Erstklässler) und an der FMS 
94 Schülerinnen und Schüler (37 % aller Erstklässlerinnen und Erstklässler) für das Grundlagenfach 
Musik mit Instrumentalunterricht entschieden. Angaben zur Entwicklung siehe Tabellen 1 und 2.  

Am Gymnasium haben sich 760 und an der FMS 160 Schülerinnen und Schüler für das Grundlagen-
fach Bildnerisches Gestalten entschieden. Wegen des Modellwechsels im Grundlagenfach der FMS 
und der Ausweitung der Wahlpflicht auf alle Berufsfelder der FMS können keine verlässlichen Anga-
ben zur Entwicklung des Bildnerischen Gestaltens in den letzten Jahren gemacht werden. Angaben 
zur Entwicklung am Gymnasium siehe Tabelle 1. 

Zur Frage 2 

"Wie viel kostet das Grundlagenfach Musik mit Instrumentalunterricht den Kanton jährlich und wie 
viel kostet dieser Unterricht pro SchülerIn?" 

Der Aufwand für das Grundlagenfach Musik mit Instrumentalunterricht betrug im Schuljahr 2017/18  
10,9 Millionen Franken (alle Angaben inklusive Arbeitgeberbeiträgen). Rund 5 % dieser Lohnsumme 
decken den Aufwand der Instrumentallehrpersonen als Chorleiter, Ensembleleiter etc. Die Leitung 
von Chören und Ensembles sind aber weder Teil des Instrumentalunterrichtsmodells noch dieser Be-
trachtungen.  

Der Aufwand für eine Jahreslektion Instrumentalunterricht, die als Einzelunterricht erteil wird, beträgt 
Fr. 5'800.– und für eine Jahreslektion Musikunterricht, die im Abteilungsverband unterrichtet wird, 
Fr. 6'700.–. Bei einem Abteilungsdurchschnitt von 21,5 betragen die Kosten im Musikunterricht pro 
Schüler und Jahreslektion Fr. 312.–. Bei zwei Jahreslektionen im Grundlagenfach Musik und einer 
Jahreslektion Instrumentalunterricht resultiert pro Schüler ein Aufwand von Fr. 6'424.– (Fr. 5'800.– + 
2 x Fr. 312.–) pro Jahr. 

Zur Frage 3 

"Wie viel Geld wird für die anderen Grundlagenfächer aufgewendet und wie hoch sind die Kosten 
nach Grundlagenfach pro SchülerIn gerechnet?"  

abs. Verände-
rung 

SJ 16/17 70

SJ 17/18 125

SJ 18/19 94 -25%

MusIns
Bemerkungen zum Modell

alle mit 1/2 L, nur als Freifach, alle FMS

1 L obligatorisch, nur FMS erg

1 L Wahl MusIns, alle FMS
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Das Gymnasium führt neben Musik und Bildnerisches Gestalten folgende weitere Grundlagenfächer 
gemäss Stundentafel: Deutsch, zwei moderne Sprachen (ab der 3. Klasse Englisch ersetzbar durch 
Griechisch), Mathematik, Physik, Chemie, Biologie, Geschichte und Geografie.  

Die FMS führt neben Musik und Bildnerisches Gestalten folgende weitere Grundlagenfächer gemäss 
Stundentafel: Deutsch, zwei moderne Sprachen, Informatik, Mathematik, Physik, Chemie, Biologie, 
Geschichte und Geografie, Gesellschaftswissenschaften, Wirtschaft und Recht, Psychologie, Päda-
gogik, Sport. 

Der Aufwand für alle Grundlagenfächer des Gymnasiums und der FMS zusammen beträgt pro Jahr 
130 Millionen Franken, von denen 115 Millionen Franken auf das Gymnasium und 15 Millionen Fran-
ken auf die viel kleinere FMS entfallen. Der Aufwand pro Jahreslektion für ein wissenschaftliches 
Grundlagenfach beträgt Fr. 7'100.–. Pro Schüler am Gymnasium resultiert ein Aufwand von Fr. 320.– 
und an der FMS von Fr. 345.– pro Grundlagenfachlektion und Jahr2. 

Zur Frage 4 

"Ist der Regierungsrat der Meinung, dass dieser Kostenvergleich unter den Grundlagenfächern aus-
gewogen ausfällt und die Wichtigkeit der einzelnen Grundlagenfächer berücksichtigt?"  

Der Aufwand eines Fachs ist im Wesentlichen von der Abteilungsgrösse abhängig. Deshalb sind die 
Fächer, welche von allen Schülerinnen und Schülern im Abteilungsverband besucht werden, wie 
zum Beispiel die Grundlagenfächer, die kostengünstigsten. Grundlagenfächer, die in kleinen Lern-
gruppen erteilt werden sind bereits deutlich teurer, und am teuersten ist der Instrumentalunterricht, 
weil er als Einzelunterricht erteilt wird. Aus dem unterschiedlichen Aufwand pro Jahreslektion und 
Fach kann indessen nicht auf die Wichtigkeit des einzelnen Fachs für die gymnasiale oder Fachmit-
telschulbildung geschlossen werden.  

Die Stundentafeln des Gymnasiums und der FMS, welche die Gesamtkosten generieren, basieren 
auf den Rahmenlehrplänen des Bundes. Beide sind in sich ausgeglichen. Die Gewichtung der einzel-
nen Fächer und ihre Dotation in Jahreslektionen werden jeweils bei den Anpassungen der Stunden-
tafeln überprüft und dem Regierungsrat unterbreitet. Das heutige Modell des Instrumentalunterrichts 
wurde in einem breit abgestützten politischen Prozess erarbeitet und besteht, wie auch in den Vorbe-
merkungen erwähnt, aus mehreren Komponenten.  

Der Regierungsrat ist überzeugt, dass der Instrumentalunterricht, trotz seiner hohen Kosten, zu einer 
fundierten Ausbildung in den musischen Fächern beiträgt, und dass diese zum Kanon der Allgemein-
bildung auf Sekundarstufe II gehören. Die qualitativ hochstehenden musikalischen Beiträge der Aar-
gauer Kantonsschulen am lokalen Leben der Standorte und darüber hinaus finden denn auch öffent-
liche Beachtung. Dies ist nur möglich, weil der Instrumentalunterricht an den allgemeinbildenden 
Schulen einen festen Platz hat.  

Zur Frage 5 

"Wie viel Geld geben unsere Nachbarkantone (BE, SO, BL, BS, SH, ZH, ZG, LU) für Musik mit In-
strumentalunterricht in der Sekundarstufe II allgemeinbildende Schulen jährlich aus, wie viel pro 
Schüler?"  

Diese Frage ist, was den Instrumentalunterricht betrifft, nicht für alle befragten Kantone im Detail zu 
beantworten, da im Kanton Zürich mit Schülerpauschalen budgetiert wird und nicht mit den einzelnen 

                                                   
2 Dies liegt an den Abteilungsdurchschnitten und dem Durchschnittsalter des Lehrkörpers und verändert sich jährlich. 



 

20. November 2018  2404 

Lektionen und Fächern. Das Grundlagenfach Musik wird nur im Kanton Solothurn mit Instrumental-
unterricht gekoppelt. Sodann ist die Lektionendauer nicht überall gleich. Deshalb kann mit den nach-
folgenden Angaben, die alle auf eine Lektionendauer von 45 Minuten umgerechnet worden sind, die 
Frage nur teilweise beantwortet werden. 

In den Kantonen, die den Instrumentalunterricht im Grundlagenfach (nur Solothurn) und im Schwer-
punktfach ausschliesslich oder teilweise an den Gymnasien erteilen, fallen für die einzelne Jah-
reslektion inklusive Arbeitgeberbeiträgen Fr. 5'725.– (Basel-Landschaft), Fr. 6'300.– (Bern), 
Fr. 6'400.– (Zürich), Fr. 6'525.– (Schaffhausen) und Fr. 6'700.– (Solothurn) zulasten des Kantons an.  

Wo der Instrumentalunterricht an den kantonalen Musikhochschulen und Musikakademien oder an 
den kommunalen Musikschulen von gymnasial qualifizierten Lehrpersonen erteilt wird, werden Kos-
tenbeiträge entrichtet: In Basel-Stadt sind es an den Gymnasien Fr. 300.– pro Jahreslektion und 
Jahr, an der FMS mit Berufsfeld Musik und Tanz sind es Fr. 450.– für 3 Jahreslektionen in der 
2. Klasse und Fr. 700.– für 1,5 Jahreslektion in der 3. Klasse. Wo im Kanton Bern, der zwei verschie-
dene Modelle führt, der Unterricht an die Musikhochschule delegiert wird, übernimmt der Kanton die 
ganzen Kosten. 

Der Musikunterricht wird in allen Kantonen im Abteilungsverband unterrichtet und verursacht einen 
Aufwand pro Jahreslektion von Fr. 7'000.– (Bern), Fr. 7'200.– (Solothurn), Fr. 7'300.– (Schaffhau-
sen), Fr. 7'800.– (Basel-Landschaft) und Fr. 8'330.– (Basel-Stadt).  

Zur Frage 6 

"Wie hoch ist die Lektionenverpflichtung von Aargauer Musiklehrpersonen und wie hoch ist diese in 
unseren Nachbarkantonen?"  

Die Lektionenverpflichtung für Musikunterricht an den Mittelschulen beträgt 21 Jahreslektionen (Ba-
sel-Stadt), 22 Jahreslektionen (Basel-Landschaft), 23 Jahreslektionen (Bern), 24 Jahreslektionen 
(Aargau), 24,5 Jahreslektionen (Solothurn) und 25 Jahreslektionen (Schaffhausen und Zürich). Die 
Lektionenverpflichtung3 für Instrumentallehrpersonen beträgt 24,5 Jahreslektionen (Solothurn), 
26 Jahreslektionen (Bern, Zürich und Basel-Landschaft), 28,5 Jahreslektionen (Schaffhausen), 
29 Jahreslektionen (Aargau). 

Die Kosten für die Beantwortung dieses Vorstosses betragen Fr. 2'434.–. 

Vorsitzender: Die Interpellantin verzichtet auf ein Votum. 
Sie erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. Das Geschäft ist erledigt. 
  

                                                   
3 Alle Werte umgerechnet auf Lektionen à 45 Minuten. 
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0933 Motion Christoph Hagenbuch, SVP, Oberlunkhofen (Sprecher), und Uriel Seibert, EVP, 
Schlossrued, vom 26. Juni 2018 betreffend Reduktion der Kosten bei den Instrumentallektio-
nen an den Mittelschulen durch Erteilung von nur einer halben Lektion Instrumentalunterricht 
pro Woche im Grundlagenfach Musik; Überweisung an den Regierungsrat 

(vgl. Art. 0764) 

Mit Datum vom 19. September 2018 beantragt der Regierungsrat, die Motion abzulehnen bezie-
hungsweise er erklärt sich bereit, sie als Postulat entgegenzunehmen. 
Seit August 2017 ist an den Mittelschulen ein neues Modell des Instrumentalunterrichts implemen-
tiert. Die Neuerung sollte sowohl einen finanziellen Sparbeitrag leisten, wie auch die pädagogischen 
Rahmenbedingungen verbessern. Der Sparbeitrag war abgebildet in der Entlastungsmassnahme 
E16-320-8 (Mittelschulen; Einführung Kostenbeteiligung Freifach Instrumentalunterricht). Der päda-
gogische Mehrwert besteht im Kern im Ersatz der Halblektion durch eine Ganzlektion Instrumental-
unterricht. Die Halblektion hat sich in der Vergangenheit als wenig effektiv erwiesen, weil zu wenig 
Zeit produktiv genutzt werden kann. Denn es braucht seine Zeit, bis (nach einer Fünf- oder Zehnmi-
nutenpause mit Gebäudewechsel zum Beispiel) zu Beginn der Lektion das Instrument ausgepackt 
und gestimmt ist. Bei einer Halblektion von 22,5 Minuten bleibt dann erfahrungsgemäss zu wenig 
Zeit, um die verschiedenen Kompetenzbereiche, die im Lehrplan aufgeführt sind, zu erarbeiten. Die 
Lehrperson hat kaum genügend Zeit, das Vorgetragene, das ja auch Zeit braucht, zu korrigieren und 
zu kommentieren und mit der Schülerin oder dem Schüler weitere Schritte im Unterricht zu erarbei-
ten. Die Ganzlektion ist pädagogisch deshalb im promotionsrelevanten Instrumentalunterricht wich-
tig. Auch der Grosse Rat hat diese pädagogischen Argumenten in Zusammenhang mit der Leis-
tungsanalyse 2014 und mit den Entlastungsmassnahmen 2016 (GRB Nr. 2016-1526 vom 15. Sep-
tember 2016) gutgeheissen. 

Nach der Implementierung des neuen Modells zeigte sich, dass die pädagogischen Rahmenbedin-
gungen für den Instrumentalunterricht nun sowohl am Gymnasium als auch an der Fachmittelschule 
(FMS) zwar sehr gut sind. Das damit verbundene Sparziel wurde aber klar verfehlt, weil der Instru-
mentalunterricht, entgegen allen Erwartungen, trotz deutlich höherer Anforderungen, bei den Schüle-
rinnen und Schülern nicht an Attraktivität verloren hat (siehe auch Beantwortung der [18.138] Inter-
pellation Christine Keller Sallenbach, FDP, Zufikon, vom 26. Juni 2018 betreffend Grundlagen Musik- 
und Instrumentalunterricht an den Fachmittel- und Kantonsschulen). 

Die gleichzeitig erfolgte Anpassung der Pflicht zum Instrumentalunterricht an der 1. Klasse der FMS 
mit Berufsfeld Erziehung und Gestaltung (FMS erg) wurde von den Schülerinnen und Schüler jedoch 
nicht geschätzt: Bis zum Schuljahr 2016/17 konnte Instrumentalunterricht nur als Freifach in Halblek-
tionen gebucht werden. Der Modellwechsel per Schuljahr 2017/18 sah ab der 1. Klasse der FMS erg 
die Einführung des Obligatoriums von Musik- mit Instrumentalunterricht vor, um die musische Ausbil-
dung in der pädagogischen Ausbildung zu stärken. Dies führte, gemessen an der Gesamtzahl an 
Schülerinnen und Schülern der FMS an den Mittelschulen, zum markantesten Zuwachs an Lektio-
nen. Entgegen den Erwartungen fanden gemäss Aussagen der Schulleitungen viele Schülerinnen 
und Schüler der FMS erg gar kein Gefallen am Obligatorium. Sie hätten lieber das Grundlagenfach 
Bildnerisches Gestalten gewählt.  

Weil das teure neue Modell (Obligatorium) von den Schülerinnen und Schülern nicht nachgefragt 
wird, ist eine Anpassung nötig. Deshalb wurde das Instrumentalmodell an der FMS auf das Schuljahr 
2018/19 hin wieder verändert. Wer die FMS besucht, wählt neuerdings, unabhängig vom gewählten 
Berufsfeld (Erziehung und Gestaltung, Kommunikation, Gesundheit, Soziale Arbeit) entweder Musik 
mit Instrumentalunterricht oder Bildnerisches Gestalten als musisches Grundlagenfach. Durch diese 
Massnahme sind alle Schülerinnen und Schüler der FMS denen des Gymnasiums gleichgestellt, da 
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diese in den musischen Grundlagenfächern dieselbe Wahlmöglichkeit haben. Wie die Anmeldezah-
len für das Schuljahr 2018/19 zeigen, wird diese Wahlmöglichkeit geschätzt. Wie erwartet, wählen 
rund 2/3 aller neu eintretenden Schülerinnen und Schüler der FMS das Grundlagenfach Bildneri-
sches Gestalten. Von den Schülerinnen und Schülern der 1. Klasse der FMS erg, die im Schul-
jahr 2017/18 den Instrumentalunterricht obligatorisch nehmen mussten, hat die Hälfte in Hinblick auf 
den Übertritt in die 2. Klasse per August 2018/19 von der einmaligen Möglichkeit Gebrauch gemacht, 
das Grundlagenfach Musik mit Instrument zugunsten von Bildnerischem Gestalten abzuwählen. Mit 
dieser Massnahme geht auch an der FMS der pädagogische Gewinn des Modells (eine ganze statt 
einer halben Lektion Instrumentalunterricht) nicht verloren. 

Die Motion verlangt, im Grundlagenfach Musik die Dauer des Instrumentalunterrichts wieder zu hal-
bieren und nur den besonders begabten Gymnasiastinnen und Gymnasiasten eine Ganzlektion zu 
erteilen. Die Motionäre gehen dabei von einem ähnlichen Ressourceneinsatz aus, wie vor der Ein-
führung des neuen Modells. 

Der Regierungsrat anerkennt das Anliegen der Motionäre, die Kostenüberschreitung in den Griff zu 
bekommen, er ist jedoch der Ansicht, dass eine Rückkehr zum alten Modell mit Unterricht in Halblek-
tionen nicht ideal ist: Zum einen zeigt sich, dass die per August 2018 in Kraft tretenden Massnahmen 
zur Gleichstellung der FMS und des Gymnasiums bei den Schülerinnen und Schülern auf grosse Ak-
zeptanz stossen und zum erwarteten Spareffekt führen dürften. Zum anderen würde mit der Rück-
kehr zur Halblektion der pädagogische Mehrwert der Ganzlektion wieder verloren gehen. Zum dritten 
sollte – nach bereits zweimaliger Anpassung – nicht innert Jahresfrist erneut das Modell angepasst 
werden.  

Der Regierungsrat schlägt deshalb vor, zuerst die Wirkung und die Ergebnisse des aktuellen Modells 
abzuwarten, und zwar sowohl in pädagogischer wie auch in finanzieller Hinsicht. Dazu erachtet der 
Regierungsrat eine Dauer von drei Jahren als angemessen, damit ein ganzer FMS-Jahrgang ohne 
Änderungen der Eckwerte durchlaufen werden kann. Sollte sich danach zeigen, dass die Ziele ver-
fehlt werden, so wäre es angezeigt, den Instrumentalunterricht als Ganzes (beispielsweise Anzahl 
und Dauer der Lektionen, Regelung für besonders Begabte, Lektionenverpflichtung Lehrpersonen, 
Besoldung, Koppelung des Instrumentalunterrichts an das Grundlagenfach Musik) nochmals zu ana-
lysieren, seinen Stellenwert in der Allgemeinbildung (Gymnasium und FMS) zu überprüfen und allen-
falls neu zu definieren. 

Die in der Motion ebenfalls angesprochenen Einsparungen in den Sachkonten der Mittelschulen sind 
verkraftbar und werden von allen Schulleitungen mitgetragen. 

Der Regierungsrat lehnt deshalb die Motion ab. Er ist aber bereit, sie als Postulat entgegenzuneh-
men. 

Konsequenzen der Umsetzung, insbesondere Auswirkungen auf die Aufgaben- und Finanzpla-
nung 

Würde die Motion umgesetzt, so fielen die pädagogischen Vorzüge des aktuellen Instrumentalunter-
richtsmodells weg. Der Instrumentalunterricht in Kombination mit dem Grundlagenfach Musik an 
Gymnasium und FMS würde halbiert. Es würden gemäss der Motion zusätzliche Ressourcen für die 
Verdopplung der Lektionendauer bei besonders Begabten gesprochen, ähnlich dem Unterrichtsmo-
dell vor dem Schuljahr 2017/18. Der Instrumentalunterricht in Kombination mit dem Schwerpunktfach 
und dem Ergänzungsfach Musik wären jedoch ausgeschlossen, was deshalb wichtig wäre, weil dort 
die Verzahnung von Musiktheorie und Musikpraxis besonders dicht ist.  
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Mit der Rückkehr zum alten Modell (einschliesslich der 20 % zusätzlichen Ressourcen für die Ganz-
lektionen der sehr Begabten) liesse sich eine jährlich wiederkehrende Einsparung von rund 3 Millio-
nen Franken erzielen. Das ergäbe etwas mehr als das doppelte im Jahr 2016 beschlossene Sparziel 
(1,45 Millionen Franken).  

Die Kosten für die Beantwortung dieses Vorstosses betragen Fr. 1'165.–. 

Vorsitzender: Es liegt mir ein Antrag auf Textänderung vor. Ich erteile dem Sprecher das Wort. 

Vorsitzender: Offenbar ist der Sprecher nicht im Saal. Springt Grossrat Uriel Seibert für ihn ein? 

Uriel Seibert, EVP, Schöftland: Eigentlich wollte ich an das Votum meines Vorredners anknüpfen. Ich 
kann Ihnen zur Motion sagen, dass wir sie angepasst haben. Ich frage Sie an, ob wir nicht doch bes-
ser Grossrat Christoph Hagenbuch zuerst das Wort geben wollen. Wäre das möglich? 

Christoph Hagenbuch, SVP, Oberlunkhofen: Es tut mir leid, dass ich vorhin nicht im Saal war. Ich bin 
heute in einem Zustand, wie es das Budget das ganze Jahr ist: Ein bisschen angeschlagen.  
Zu unserer Motion: Die Sparmassnahme E16-320-8 ist ein schönes Beispiel dafür, dass die Interes-
sensvertretung und der Lobbyismus in Aarau wunderbar funktionieren. Stellen Sie sich vor, die 
Lobby der Instrumentallehrpersonen hat es mit der Unterstützung der Verwaltung geschafft, eine 
Umverteilungs- und Mehrausgabenmassnahme als Sparmassnahme zu bezeichnen und hat diese in 
der Folge erfolgreich durch den Regierungsrat und den Grossen Rat gebracht. Die Massnahme von 
damals war auf folgende vier Pfeiler abgestützt. 1. Eine Erhöhung der Pflichtlektionen der Instrumen-
tallehrpersonen, 2. Eine Erhöhung der Löhne, 3. Eine Einführung eines Kostenbeitrags für Instru-
mentallektionen, 4. Die Erhöhung der Gratislektion von einer Halblektion auf zwei Halblektionen pro 
Woche für grundlagenfachbelegende Schülerinnen und Schüler. 
Für mich ist es aus heutiger Sicht nicht nachvollziehbar, weshalb man bei diesem Geschäft von der-
art falschen Annahmen ausgegangen ist. Wie konnte man nur übersehen, dass mit der Ausdehnung 
des Angebots um 100 Prozent und der gleichzeitigen Verbilligung auf null Franken falsche Anreize 
geschaffen werden? Anders gesagt: Man ist davon ausgegangen, dass ein Affe, wenn man ihm die 
Wahl gibt zwischen einer und zwei Bananen – die eine steckt man ihm ins Maul, die andere muss er 
selber vom Baum herunterrunterholen – er vornehm die einte Banane wählen wird. Man ist davon 
ausgegangen, dass Schülerinnen, Schüler und deren Eltern dümmer als Affen sind. Glücklicherweise 
ist das nicht der Fall. Aber leider hat uns diese Feststellung rund vier Millionen Franken gekostet – 
nämlich Mehrausgaben von 2,7 Millionen Franken statt Einsparungen von 1,45 Millionen Franken. Es 
kommt noch schlimmer. Die Verwaltung will an dieser absoluten Luxuslösung festhalten. Die fachli-
che Begründung für die zweite Halblektion im Kanton Aargau ist, um es freundlich auszudrücken, 
peinlich. Eine aneinanderhängende Doppellektion, also eine ganze Lektion à 45 Minuten, sei deshalb 
notwendig. Zitat: "Es braucht Zeit, um zu Beginn der Lektion das Instrument auszupacken und zu 
stimmen." Geschätzte Damen und Herren, ich spiele seit 20 Jahren Saxophon und kann das Instru-
ment schon seit längerer Zeit ohne Aufsicht des Lehrers auspacken. Ich gehe davon aus, dass man 
das von den heutigen Jugendlichen auch erwarten darf. Natürlich können staatliche Gelder so oder 
anders ausgegeben werden. Wir werden uns in diesem Saal selten einig sein, wie das genau vollzo-
gen werden muss. Aber solange wir den Staatshaushalt nicht in den Griff bekommen, müssen wir 
uns auch nicht darüber wundern, wenn wir solchen Ausführungen folgen. 
Geschätzte Damen und Herren, ein weiterer wesentlicher Punkt: Die Demokratie lebt von faktenba-
sierten Entscheidungen. Über die Sparmassnahme E16-320-8 haben Sie aufgrund einer im Nach-
hinein offensichtlich falschen Faktengrundlage entschieden. Viele in diesem Raum haben zu etwas 
Ja gesagt, hinter dem sie eigentlich gar nicht stehen können. Sie, geschätzte Damen und Herren, 
haben heute die Gelegenheit, einen früheren Entscheid, welcher auf nachweislich falschen Annah-
men beruhte, zu korrigieren. Mit dem abgeänderten Motionstext werden die rund 2,7 Millionen Fran-
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ken Kostenüberschreitungen im Instrumentalunterricht rückgängig gemacht. Wir bitten Sie, die Mo-
tion zu unterstützen. Sie leisten so einen namhaften Beitrag zur Staatshaushaltssanierung auf Kos-
ten einer heute im interkantonalen Vergleich überprivilegierten Minderheit.  

Vorsitzender: Der abgeänderte Text liegt mir zwar vor, er wurde hier aber nicht vorgelesen. Ich bitte 
Sie, das noch nachzuholen. 

Uriel Seibert, EVP, Schöftland: Wir haben diese Motion lange bearbeitet und uns Gedanken darüber-
gemacht, wie wir dieser Budgetüberschreitung von über 4 Millionen Franken aus dem Entscheid vom 
1. Dezember 2015 entgegenwirken können. Ich mag mich gut an diese Sitzung erinnern, weil es 
meine erste war. Der Grosse Rat hat am 1. Dezember 2015 entschieden, dass das Budget für den 
Instrumentalunterricht – die Budgetkompetenz liegt beim Grossen Rat – an den Kantonsschulen um 
1,45 Millionen Franken gekürzt wird. Dies geschah in der Annahme, dass alle einverstanden sind 
und dass dieses Budget mit dieser Massnahme eingehalten werden kann. Was aber aufgrund von 
verschiedenen Faktoren, welche auch im BKS diskutiert wurden, nicht stattgefunden hat. Zwei Jahre 
vor dem Entscheid im Grossen Rat lehnte das Volk in einer Abstimmung Einsparungen im Musikun-
terricht ab. Wir sind der Meinung, dass der Grosse Rat diese Einsparung nicht beschlossen hätte, 
wenn darüber nicht allgemeiner Konsens geherrscht hätte. Der Grosse Rat hätte nicht zugestimmt, 
wenn die Instrumentallehrer nicht auch zugestimmt hätten. Auch hätte er nicht zugestimmt, wenn er 
die Mehrkosten gewusst hätte. Insofern versuchen wir eine Massnahme zu definieren, die auf den 
Stand von 2015 zurückgeht. Wir nehmen die finanzielle Situation von 2015 sowie die Massnahmen, 
die man gemacht hat. Das schüleranzahlbereinigte Budget von 2015 ist der Kostenrahmen, den wir 
geben. Von diesem Kostenrahmen aus sollen die Interessengruppen – die Instrumentallehrer, die 
Kantonsschule, die Direktorenkonferenz, die FMS, usw. – eine Lösung ausarbeiten. Diese soll Teile 
der Reform sowie eine Wahlfreiheit in Bezug auf eine ganze oder halbe Lektion beinhalten. Wir ha-
ben mit dem Instrumentallehrerverband und fast allen Fraktionen des Grossen Rats diskutiert. Eine 
Fraktion haben wir vergessen, was uns leidtut. Diese wird sehr wahrscheinlich geschlossen Nein 
stimmen. Das verstehen wir. Ich möchte mich hier ganz herzlich bei der GLP entschuldigen. Das 
habe ich nicht gewollt. Ich wollte Ihnen nicht zu nahetreten. Es ging in diesem ganzen Stress unter. 
Nebst unserer Tätigkeit als Grossräte arbeiten wir auch noch nebenbei. Jedenfalls hat dies dann 
dazu geführt, dass wir hier einen angepassten Motionstext haben, der pädagogisch sinnvoll ist und 
die finanziellen Rahmenbedingungen des Grossen Rats einhält.  
Wir ziehen vom Budget 2015 die Elternbeiträge für das Freifach ab. Das heisst, gegenüber 2015 
werden wir mit Einsparungen für den Kanton Aargau von etwa 300'000 Franken jährlich rechnen 
können. Somit lautet der angepasste Motionstext, den ich jeweils in den Fraktionen zirkulieren liess: 
"Der Regierungsrat wird dazu eingeladen, Art. 4 der Verordnung über den Instrumentalunterricht an 
den Mittelschulen und gegebenenfalls weitere Verordnungspassagen so anzupassen, dass zum 
Grundlagenfach Musik am Gymnasium eine halbe Lektion an einem Instrument oder an die Ge-
sangsausbildung gehört. Den Schülern im Grundlagenfach ist dabei die Möglichkeit zu schaffen, 
dass im Rahmen eines noch zu definierenden Kostenrahmens oder Lektionenkontingents die Mög-
lichkeit besteht, eine zusätzliche Halblektion besuchen zu können." 
Nun zum wichtigen finanziellen Teil, den wir steuern können: "Der Kostenrahmen ist so zu gestalten, 
dass er (schülerzahlenbereinigt) den Rahmen der finanziellen Mittel des Jahres 2015 für Instrumen-
talunterricht an den Mittelschulen vor der Massnahme E16-320-8 (abzüglich der Elternbeiträge im 
FF-Instrumentalunterricht) nicht überschreitet. Der Grosse Rat ist regelmässig über den Stand der 
Ausarbeitung und deren finanziellen Auswirkungen zu informieren – dabei ist insbesondere darzule-
gen, wie der vom Grossen Rat gesprochene finanzielle Rahmen eingehalten wird.  
Das Freifach Instrumentalunterricht ist auf maximal eine Halblektion pro Woche anzupassen, damit 
das Grundlagenfach gegenüber dem Freifach Instrumentalunterricht nicht benachteiligt wird. Im Frei-
fach Instrumentalunterricht ist der Elternbeitrag zu belassen.  
In der FMS ERG (Fachmittelschule Erziehung und Gestaltung) ist die musische Ausbildung wieder 
zu stärken. Die bildnerische und musikalische Grundbildung sind nicht als Wahlpflicht- sondern als 
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Pflichtfächer zu definieren. In der FMS ERG soll freiwillig und ohne Kostenbeitrag eine Halblektion 
Instrumentalunterricht belegt werden können."  
Wir gehen von einer Einsparung gegenüber 2015 von etwa 200'000 bis 300'000 Franken aus. Das 
letzte Mal ging die Massnahme schief. Wir wollen jetzt "geupdatet" werden. Wir wollen, dass die 
Kommission BKS regelmässig informiert und klar aufgezeigt wird, wie der finanzielle Rahmen einge-
halten wird.  

Vorsitzender: Die Motionäre halten an der Motion fest. Daneben haben sie eine ausführliche Textän-
derung gemacht. Wir kommen jetzt zur Diskussion. 

Dominik Peter, GLP, Bremgarten: Vorab kann ich sagen, dass dieses Hin und Her nicht nur bei den 
Referenten der Fall war, sondern auch beim Text der Motionäre. Mit dem neuen System wurde das 
verbundene Sparziel offensichtlich verfehlt. Die GLP anerkennt dieses Problem. Die Kosten alleine 
dürfen aus unserer Sicht jedoch nicht ausschlaggebendes Kriterium sein. In diesem Sinne unterstüt-
zen wir auch heute die Absicht, die finanziellen Folgen der Einführung der Reform sorgfältig zu prü-
fen und systematisch und pädagogisch verträgliche Lösungen zu einer Kostenminderung zu finden. 
Die neue Motion wurde mit den Verbänden nicht abgesprochen respektive diese konnten sich nicht 
mehr dazu äussern. Die GLP fühlt sich vom Hin und Her der Motionäre überfahren. Es reicht nicht, 
am Vorabend einen neuen Text nur an einen Teil der Grossräte zu versenden und heute während 
der Sitzung nochmals einen neuen Motionstext zu verteilen. Was nun Sache ist, weiss ich nicht be-
ziehungsweise ich habe es jetzt gehört. Ich betrachte es als Schnellschuss und die Begründung, die 
wir heute hörten, passt eigentlich auch nicht mehr zum neuen Text. Dementsprechend lehnt die GLP 
die Motion ab, anerkennt jedoch den Diskussionsbedarf und dass man das Thema weiterverfolgen 
muss. Wenn ich den Motionären etwas raten darf: Ziehen Sie Ihre Motion zurück und reichen Sie 
diese neu und sauber begründet ein, damit alles seinen üblichen Lauf nehmen kann.  

Ruth Müri, Grüne, Baden: In der Entlastungsmassnahme E16-320-8 steckt der Wurm drin. Wir haben 
es bereits gehört. Mit der Neuorganisation des Instrumentalunterrichts an den Kantonsschulen wur-
den zwei Ziele verfolgt: Einerseits wurde eine klassische Sparmassnahme respektive Bildungsab-
baumassnahme mit der Einführung der Kostenbeteiligung für ein Freifach vorgenommen. Anderseits 
wurde eine pädagogische Massnahme eingeführt, nämlich die Verlängerung der Instrumentallektion 
auf 45 Minuten für – ich sage hier bewusst – besonders motivierte und nicht nur besonders begabte 
Jugendliche, welche Musik als Grundlagenfach wählen.  
Kostenseitig beobachten wir nun drei Effekte: 1. eine Kostensteigerung durch das allgemeine 
Wachstum der Schülerinnen- und Schülerzahlen. 2. eine Veränderung der Prozentzahlen der Schü-
lerinnen und Schüler, welche Musik als Grundlagenfach wählen. 3. der Effekt durch das Obligatorium 
bei der FMS ERG (Fachmittelschule Erziehung und Gestaltung).  
Diese drei Effekte müssen getrennt analysiert werden. Der Regierungsrat hat auf den dritten Effekt 
bereits reagiert und hier Anpassungen vorgenommen. Ich bin froh, dass die Diskussion zu dieser 
Motion erst heute stattfindet. In der letzten Woche haben verschiedene Gespräche stattgefunden 
und die Motionäre haben den Text bearbeitet und angepasst. Es ist aus unserer Sicht problematisch, 
wenn wir als Grosser Rat – ich denke, die wenigsten von uns sind Musikexpertinnen oder Instrumen-
talexperten – konkrete Vorgaben zur Ausgestaltung des Instrumentalunterrichts machen. Es ist nicht 
die Flughöhe des Grossen Rats. Bei gewissen Instrumenten oder Schülerinnen und Schülern ist eine 
halbe Lektion zu kurz, weil 22,5 Minuten für das Stimmen, Einspielen, Tonleitern und eingeübte Stü-
cke zu spielen, nicht reicht, um noch Neues dazuzulernen. Für andere sind 45 Minuten vielleicht eher 
zu lang. Ich finde, es ist die Aufgabe der Verwaltung, hier die Massnahme im Detail umzusetzen. Un-
sere Aufgabe ist es, den finanziellen Rahmen zu geben, hier also Vorgaben zu machen. Im konkre-
ten Fall ist beim Instrumentalunterricht der schülerzahlenbereinigte Stand von 2015 zu erreichen, ab-
züglich die Beiträge des kostenpflichtigen Freifachs, und dann entsprechend das Controlling zu über-
nehmen. Dafür brauchen wir Informationen über die Zahlen. Das wird in der Motion ebenfalls gefor-
dert.  
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Fazit: Wenn wir Sparmassnahmen und pädagogische Massnahmen verknüpfen, wird es kompliziert. 
Es ist uns im Falle der Neuorganisation des Instrumentalunterrichts nicht klar, wie die Situation der-
massen falsch eingeschätzt werden konnte. Den Vergleich mit den Affen von Grossrat Christoph Ha-
genbuch finde ich in diesem Zusammenhang trotzdem unpassend. Die Fraktion der Grünen ist 
grundsätzlich bereit, diese Situation des Instrumentalunterrichts zu prüfen. Die Motion, wie sie die 
Grossräte Christoph Hagenbuch und Uriel Seibert neu formuliert haben – mit dieser Änderung des 
Textes – können wir grundsätzlich unterstützen. 

Therese Dietiker, EVP, Aarau: Es ist wirklich hässlich, wenn eine Sparmassnahme zu einer Ausga-
bensteigerung führt. Darüber müssen wir uns nicht mehr unterhalten. Das ist einfach so, das geht 
nicht. Nach allen Diskussionen rund um diese Entlastungen und Sparübungen im Bildungsbereich 
findet die Fraktion der EVP-BDP diese Prognosen, die so falsch waren, mehr als unschön und sie 
sind auch nicht vertrauensfördernd. Die Mehrheit unserer Fraktion hätte die Motion, wie sie uns 
schriftlich vorliegt, nicht unterstützen können. Mit der Halbierung der Instrumentalstunden im Grund-
lagenfach Musik schüttete man das Kind mit dem Bade aus. Man würde die Schule für die Fehler 
des Departements bestrafen. Dagegen müssen wir uns unbedingt wehren. 
Die Motionäre haben nun einen neuen Text vorgelegt. So wie wir diesen verstanden haben, wird 
eine Budgetierung gemäss 2015 gefordert. Der Instrumentalunterricht soll flexibler gehandhabt wer-
den – an der Kantonsschule wie an der FMS. Die 22,5 Minuten Lektionen im Grundlagenfach können 
zu ganzen Lektionen ausgebaut werden, wenn Begabungen vorhanden sind. Für die Freifächer wer-
den weiterhin Elternbeiträge erhoben und sie werden auf eine halbe Lektion beschränkt.  Der neue 
Motionstext verunsicherte heute Morgen unsere Fraktion. Er scheint jedoch die Ausgangslage der 
Motion zu verbessern. Unsere Fraktion interessiert aufgrund der neuen Situation die neue Stellung-
nahme des Regierungsrats. Wer sich in der EVP-BDP-Fraktion noch nicht positiv zum neuen Moti-
onstext geäussert hat, wird sich seine Meinung nach dieser neuen Stellungnahme des BKS noch bil-
den müssen.  

Christine Keller Sallenbach, FDP, Zufikon: Ich spreche namens der FDP-Fraktion auch noch zu mei-
ner Interpellation und nicht nur zur Motion. Zuerst möchte ich dem Regierungsrat für die Beantwor-
tung meiner Interpellation danken. Ich bin allerdings nur teilweise zufrieden. Die Interpellation war 
nämlich nicht Selbstzweck, sondern sollte Grundlageninformationen für einen informierten Entscheid 
zu diesem Instrumentalunterricht zusammentragen. Der Regierungsrat hat sich alle Mühe geben, 
einfach immer nur teilweise Antworten zu geben. Zum Beispiel bei der Beantwortung meiner Frage 5 
zum Vergleich mit den Nachbarkantonen. Hier weist der Regierungsrat zwar darauf hin, dass die 
Lektionendauer in den Vergleichskantonen nicht überall gleich sei, er präzisiert dies aber nicht. 
Meine Internetrecherche zur Lektionendauer hat dann ergeben, dass nur der Kanton Aargau eine 
volle Lektion als Wahlpflichtfach anbietet. In unseren Nachbarkantonen ist eine halbe Lektion kosten-
loser Instrumentalunterricht die Regel. Im Kanton Basel-Landschaft kennt man noch einen 30-minüti-
gen Unterricht und im Kanton Luzern gibt es überhaupt keinen kostenlosen Instrumentalunterricht. 
Die heutige Lösung im Kanton Aargau ist also grosszügig – und wenn man die Kosten betrachtet de-
finitiv zu grosszügig. 
Die FDP-Fraktion unterstützt einen umfassenden Musikunterricht an den Mittelschulen inklusive In-
strumentalunterricht als Wahlfach. Aber ganz offensichtlich hat man auf falschen oder irrigen Grund-
lagenannahmen einen Fehlentscheid getroffen, den es jetzt zu korrigieren gilt.  
Ich hoffe, dieser Entscheid von damals beruhte auf irrtümlichen Annahmen und nicht auf Falschan-
gaben. Es lässt doch viele Zweifel offen, wie man zu dieser Annahme kommen konnte, dass eine 
Verdoppelung des Unterrichts zu einer Kostensenkung führen würde. Zum Beispiel, dass man von 
der Annahme ausging, die Anzahl der Gymnasiasten, die dieses Wahlfach belegen, würde sinken, 
wenn man den Unterricht verdoppelt. Wer nämlich in der Mittelschule noch ein Instrument spielt, tut 
dies in der Regel mit Freude und eine volle Lektion ist für ihn keine Abschreckung – im Gegenteil. 
Auch nicht nachvollziehbar ist, wieso man die Sparmassnahme gleich für alle Jahrgänge gleichzeitig 
eingeführt hat. In der Regel werden solche Massnahmen im Schulbereich laufend eingeführt, dass 
man also mit dem neuen Jahrgang beginnt. Das hätte nämlich schon relativ früh erkennen lassen, 
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dass die Kosten komplett aus dem Ruder laufen. Damit der ursprüngliche Sparbeitrag geleistet wer-
den könnte, müssten nun also etwa Kosten von 4,1 Millionen Franken eingespart werden – und dies 
bei einem Gesamtbudget von 10 Millionen Franken für diesen Instrumentalunterricht. Wir sprechen 
hier von Einsparungen in der Höhe von 40 Prozent. Dies ist mit kosmetischen Retuschen nicht mög-
lich. Dies ist wirklich nur mit einer Halbierung der Lektionen möglich.  
Der Regierungsrat unterstützt eine Überweisung des Vorstosses als Postulat und will nochmals drei 
Jahre zuwarten, bevor er etwas zu unternehmen gedenkt. Bei einer solchen Haltung bin ich schlicht 
und einfach perplex. Jetzt ist rasches Handeln angesagt, damit die Kosten nicht noch mehr aus dem 
Ruder laufen.  
Ich danke den Motionären, dass sie – entgegen dem Antrag des Regierungsrats – an ihrer Motion 
festhalten und den Motionstext so angepasst haben, dass eine Mehrheit des Rats diesen auch unter-
stützen kann. Die Reduktion der Ganzlektion auf eine Halblektion macht Sinn. Es soll auch weiterhin 
möglich sein, dass talentierte Schüler eine volle Lektion besuchen. Ich möchte auch noch etwas zu 
diesen Argumenten sagen, die da zum Teil aufgeführt werden, wieso eine halbe Lektion nicht sinn-
voll sein soll. Hier möchte ich alle Beteiligen, also den Präsidenten, die Instrumentallehrpersonen, 
den Regierungsrat und das BKS, auffordern, ein bisschen mehr Kreativität in die Planung des Instru-
mentalunterrichts einfliessen zu lassen. Man kann nämlich gewisse Instrumente sehr wohl auch in 
der Gruppe unterrichten oder es wären auch 14-tägige Ganzlektionen denkbar. In diesem Sinne bitte 
ich Sie, die Motion 18.148 an den Regierungsrat zu überweisen. 

Manfred Dubach, SP, Zofingen: Wie Grossrätin Ruth Müri würde auch ich Schülerinnen und Schüler 
der Gymnasien nicht mit Affen vergleichen und den Instrumentalunterricht auch nicht mit Bananen. 
Ich denke, als Biologe ist diese Metapher relativ unglücklich gewählt. Trotzdem ist es offensichtlich: 
Die Sparmassnahme, mit welcher der Instrumentalunterricht der Mittelschulen neu organisiert wer-
den sollte, hat nicht die Einsparungen gebracht, die uns vom Departement anlässlich der Kommissi-
onssitzungen versprochen wurden. Im Gegenteil: Das Resultat waren erhebliche Mehrausgaben. 
Fehleinschätzungen, aber auch offensichtliche Fehlberechnungen der Verantwortlichen – in der da-
maligen Kommissionssitzung wurde darauf hingewiesen – sind die Ursache dieses finanzpolitisch 
unerfreulichen Resultats. Im Gegensatz zu den Vermutungen, die in der Motion geäussert werden, 
entstand ein grosser Teil der Mehrkosten nicht am Gymnasium, sondern an der FMS, indem dort der 
Instrumentalunterricht für alle Schülerinnen und Schüler obligatorisch wurde. Zudem wurden alle Ju-
gendlichen dazu verpflichtet, eine ganze Lektion Instrumentalunterricht zu belegen, ob dies ihren In-
teressen entgegenkam oder nicht. Für die SP-Fraktion ist klar, dass an verschiedenen Schrauben 
gedreht werden muss, um das ganze System neu zu justieren. Deshalb jedoch das Rad der Zeit ein-
fach zurückzudrehen, wie dies mit der ursprünglichen Motion verlangt wurde, ist sicher ein subopti-
maler Ansatz. Leider werden nicht alle Faktoren, die an den Schulen von Bedeutung sind, berück-
sichtigt. Vielmehr sollten wichtige Verbesserungen des neuen Systems beibehalten und unnötige 
Verteuerungen wieder rückgängig gemacht werden – und dies nicht erst in drei Jahren, sondern 
möglichst schnell. An den Gymnasien soll es für motivierte und leistungsfähige Schülerinnen und 
Schüler weiterhin möglich sein, eine ganze Lektion Instrumentalunterricht pro Woche zu wählen. 
Andererseits sollen diejenigen Jugendlichen, die sich vielleicht gar nicht so sehr für ein Instrument 
interessieren, nicht dazu verpflichtet werden, eine ganze Lektion zu belegen; eine teure und in die-
sen Fällen nicht angebrachte Verpflichtung. Im Gegensatz dazu sollen an der Fachmittelschule mit 
der Ausrichtung Erziehung und Gestaltung wieder beide musischen Fächer, die Musik und das bild-
nerische Gestalten, als Grundlagenfächer gewählt werden dürfen und müssen. Hier dürfen das Gym-
nasium und die Fachmittelschule eben gerade nicht gleich betrachtet werden, da die beiden Schulen 
ganz andere Zielrichtungen verfolgen. Nur Gleiches sollte gleich, Ungleiches jedoch ungleich behan-
delt werden. Für Jugendliche, die sich später zur Primarlehrperson ausbilden lassen wollen, ist es 
nachweislich wichtig, dass sie sowohl die Musik als auch das bildnerische Gestalten als Grundlagen-
fach belegen können. Weshalb soll es für diese Schülerinnen und Schüler plötzlich nicht mehr mög-
lich sein, beide Grundlagenfächer zu belegen, weil der Instrumentalunterricht im neuen System zu 
teuer geworden ist? Auch an der FMS sollten die Schülerinnen und Schüler jedoch selber auswählen 
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können, ob sie im obligatorischen Grundlagenfach Musik eine ganze, eine halbe oder gar keine Lek-
tion Instrumentalunterricht belegen wollen. Ich bin überzeugt, dass damit das angestrebte Sparziel 
erreicht werden kann, ohne dass der Grosse Rat dirigistisch ins operative Geschäft der Schulen ein-
greifen muss. Starre Regelungen sollen nur dann vorgegeben werden, wenn dies absolut notwendig 
ist, weil die operative Ebene ein Problem nicht in den Griff bekommt. 
Die Fraktion der SP würde es vorziehen, wenn die Motion, die erheblich abgeändert wurde, neu trak-
tandiert oder als Postulat überwiesen würde. Falls dies für die Motionäre kein gangbarer Weg ist, 
stimmen wir der abgeänderten Motion im Sinne eines Kompromisses zu.  
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, ermöglichen Sie eine Lösung, die den individuellen Präferen-
zen der Schülerinnen und Schüler gerecht wird und deren berufliche Ziele unterstützt.  

Harry Lütolf, CVP, Wohlen: Wir sollten das Kind nicht mit dem Bade ausschütten. Das wird uns heute 
beliebt gemacht. Wir haben einen Verfassungsauftrag zu erfüllen. Daran möchte ich erinnern: Art. 
67a der Bundesverfassung nimmt die Kantone in die Pflicht, die musikalische Bildung zu fördern. 
Dazu gehört auch der Instrumentalunterricht. Anders als Kollege Hagenbuch spiele ich Klarinette. Ich 
kann sehr wohl sagen, dass 22,5 Minuten, also eine Halblektion, wie uns heute mit dem Motionstext 
verbindlich vorgeschlagen wird, im Falle einer Klarinette zu wenig ist. Sie müssen sich vorstellen, 
dass die Instrumente zum Teil zusammengebaut, vorgespielt und eingewärmt werden müssen. Sol-
len die Schüler beispielsweise in den Gängen draussen stehen und ihre Instrumente einspielen? 
Also das funktioniert nicht bei jedem Instrument. Die musikalische Bildung muss ernst genommen 
werden und wenn wir jetzt verbindlich auf eine Halblektion zurückgehen, dann werden wir dem Ver-
fassungsauftrag nicht mehr gerecht. Der Regierungsrat hat uns aufgezeigt, dass er bereit ist, hier der 
Sache nachzugehen. Wenn wir die Motion als Postulat überweisen, kann der Regierungsrat darauf 
flexibel reagieren. Der Motionstext, der sich bis jetzt bei mir nicht erschlossen hat, also die neue Vari-
ante, wäre zu starr. Ich fände es schade, wenn wir die Motion so überweisen und uns dadurch in die 
Bredouille bringen würden. 

Uriel Seibert, EVP, Schöftland: Es gibt zwei Sachen zu sagen. 1. Das Ganze ist wirklich unschön. 
Unsere Informationspolitik ist unglücklich und schlecht. Dafür muss ich mich entschuldigen. Das ist 
nicht gut gegangen. Die Schuld liegt unter anderem bei mir. 2. Wir haben letzten Dienstagabend 
überfraktionell – ausser der GLP-Fraktion waren alle Fraktionen beteiligt – genau die Lösung, welche 
jetzt vorliegt, miteinander besprochen und diese Punkte in den Vorstoss eingebaut. Wir haben disku-
tiert und mussten verschiedene Punkte untereinander bereinigen. Dass Sie den Text nicht vorliegen 
haben, ist mein Fehler und ist wirklich schade. Ich finde es schade, bin aber grundsätzlich nicht be-
reit, die Motion in ein Postulat umzuwandeln. Der Text macht Sinn. Diejenigen, die ihn angeschaut 
haben, stimmen diesem zu – von links bis rechts. Ich glaube, es gibt keinen Grund, diesen abzu-
lehnen. 

Alex Hürzeler, Landammann, SVP: Zuerst bedanke ich mich für die Voten aus allen Fraktionen. 
Diese werden uns – dem BKS und dem Regierungsrat – bei der sich abzeichnenden Überweisung 
der neuen Motion 18.148 helfen. Ich muss die Sprecherin der EVP enttäuschen. Der Regierungsrat, 
und auch ich als Bildungsdirektor, kann Ihnen heute keine neue Stellungnahme zum neuen Motions-
text abliefern. Wir haben eine ausführliche Beantwortung der Interpellation von Grossrätin Keller Sal-
lenbach vorgenommen. Wir haben dies aufgrund der Motion der Grossräte Hagenbuch/Seibert ge-
tan. Wir kamen weiter zur Überzeugung, dass der ursprüngliche Motionstext nicht geeignet ist, um 
als Motion – als Postulat durchaus – heute so beschlossen zu werden. 
Ich gehen davon aus, dass wohl auch der Regierungsrat dem nun neu vorliegenden Motionstext 
hätte zustimmen können. Aber das ist nur eine Annahme von mir. Der Regierungsrat wird im neuen 
Motionstext, der gar nicht allen vorliegt, eingeladen, Abklärungen vorzunehmen. Ich bin froh, dass 
Sie nicht genau definieren, welche Paragrafen wie exakt und per wann umgesetzt werden müssen. 
Wenn Sie nun diese Motion mit dem neuen Motionstext – der zwar nicht allen vorliegt, den Sie aber 
aufgrund der heutigen Voten alle gehört haben – überweisen, werde ich mich als Bildungsdirektor 
dafür einsetzen. Wir werden zeitnah und sehr vertieft eine erneute Prüfung vornehmen – mit dem 
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Einbezug der Kommission BKS. Ich interpretiere die Information und den Einbezug des Grossen 
Rats im Text von Grossrat Uriel Seibert dahingehend, dass damit eine Vorlage an die Kommission 
BKS gemeint ist und nicht an das ganze Parlament. Ich gehe davon aus, dass wir, wenn dies zeitlich 
möglich ist, bereits auf das nächste Schuljahr wieder eine Veränderung vornehmen werden. Dies je-
doch nur, wenn Sie den Vorstoss überweisen.  
Erlauben Sie mir in aller Kürze ein paar Worte; ich will das Ganze nicht nochmals aufrollen, aber es 
liegen mir inzwischen Hunderte von Seiten und Berechnungen vor. Ich weiss nicht, was Sie als Gros-
ser Rat effektiv beschlossen hätten, wenn Ihnen damals alle diese Entwicklungen, die uns dannzu-
mal bei der damaligen Entlastungsmassnahme E16-320-8 noch nicht bekannt waren, bewusst gewe-
sen wären. Sie haben aber aufgrund der damals vorliegenden Fakten und Interpretationen entschie-
den. Auch ich als Regierungsrat habe mich auf diese Zahlen und Entwicklungen, welche möglicher-
weise eintreten würden, verlassen. 
Fakt ist – das ist auch für den Regierungsrat und für mich enttäuschend – dass diese Annahmen 
überhaupt nicht so eingetroffen sind, wie wir es erwartet haben. Die Faktenlage liegt auf dem Tisch. 
Es kam nicht zu einem Minderaufwand, sondern zu einem Mehraufwand. Deshalb haben der Regie-
rungsrat und das Departement BKS gehandelt und bereits im vergangenen Winterhalbjahr auf das 
neue Schuljahr 2018/2019 eine Korrektur, also eine Verordnungsänderung, im Bereich der FMS – 
ein Teil der Mittelschule – vorgenommen und einen Teil dieser Mehraufwendungen wieder korrigiert. 
Dies wurde im Mai 2018 sowohl der Kommission BKS als auch der KAPF transparent kundgetan. 
Die Motion, die nun vorliegt, will hingegen weitergehen und will nicht nur eine Teilkorrektur, sondern 
eine ganze Korrektur. Sie will insbesondere – so versteht ich den neuen Motionstext – Transparenz 
und Einbezug der Kommission BKS. Ich werde dies bei einer Überweisung des neuen Motionstextes 
veranlassen. Weitere Ausführungen erübrigen sich nun heute. Dies, weil die ganze Angelegenheit 
derart komplex und tief ist, dass ich stundenlang sprechen müsste, um Ihnen die über 100 Seiten, 
die mir inzwischen vorliegen, erklären zu können. 
Ich gelobe – auch im Namen des Regierungsrats und des Departments – dass wir bei der Umset-
zung der neuen Motion alle Stellen einbeziehen. Wir werden versuchen, das Wahlverhalten der 
Schüler besser zu interpretieren, als wir dies vor über zwei Jahren getan haben.  

Vorsitzender: Die Motionäre halten an der Motion fest, haben aber eine Textänderung vorgenom-
men. Der Regierungsrat hat sich beim damaligen Beschluss aber auf die alte Motion bezogen. Wir 
haben vom Landammann das Gelöbnis gehört, dass er versucht, die neue Textfassung umzusetzen. 
Ich drücke mich jetzt mal vorsichtig aus. Er hat nicht das offizielle Plazet des Regierungsrats. 

Abstimmung 

Die abgeänderte Motion wird mit 109 gegen 10 Stimmen überwiesen. 
  

0934 Interpellation Christine Keller Sallenbach, FDP, Zufikon, vom 5. Juni 2018 betreffend 
"Förderung von Austausch und Mobilität von der Primarschule bis zur Sekundarstufe II"; Be-
antwortung und Erledigung 

(vgl. Art. 0687) 

Mit Datum vom 15. August 2018 hat der Regierungsrat die Interpellation beantwortet. 
 
Vorbemerkungen 
Die Plenarversammlung der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) 
hat in ihrer Sitzung vom 26./27. Oktober 2017 die Strategie von Bund und Kantonen zur Förderung 
von Austausch und Mobilität gutgeheissen. Die Austauschstrategie verfolgt die Ziele, Austausch und 
Mobilität formell und ideell anzuerkennen, in den Handlungsfeldern Bildung, Arbeit, Kultur und Frei-
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zeit zu verankern und durch zielgerichtete und stabile Partnerschaften zu gewährleisten. Zur Zieler-
reichung setzen Bund und Kantone Massnahmen im Rahmen ihrer jeweiligen Kompetenzen und Zu-
ständigkeiten um. 

Die Austauschstrategie steht in Zusammenhang mit der Sprachenstrategie der EDK, wobei die Spra-
chenstrategie einem verfassungsmässigen Harmonisierungsauftrag entspricht, während es bei der 
Austauschstrategie um ein Bekenntnis der Kantone geht, dass Sprachaustausch von Bedeutung für 
den Sprachunterricht ist. Der Strategie vorangestellt ist die Vision, dass alle jungen Menschen an 
Austausch- und Mobilitätsaktivitäten teilnehmen. Die Vision unterstreicht die Langfristigkeit der Auf-
gabe, der sich die Kantone schrittweise annähern können. 

Zur Frage 1 
"Der Kanton verfügt auf der Sekundarstufe I mit "4–14 [recte: 14-14], Schulischer Einzelaustausch" 
über ein für die Teilnehmer kostenloses Austauschangebot. 

a) Wie viele Schülerinnen und Schüler haben in den letzten 5 Jahren am Einzelaustausch teilge-
nommen? 

b) Wird das Programm evaluiert? Wenn ja, wie ist die Wirkung des Programmes? 
c) Wie viele Plätze könnten jährlich maximal für den schulischen Einzelaustausch angeboten wer-

den?" 
 
Der freiwillige schulische Einzelaustausch "14–14" dauert zwei Wochen und beruht auf Gegenseitig-
keit. Die 13- bis 16-jährigen Aargauer Jugendlichen besuchen während zwei Wochen eine Schule 
und wohnen in einer Partnerfamilie im französischen Sprachgebiet. In zwei anderen Wochen emp-
fangen sie ihre französischsprechende Partnerin oder ihren Partner im Aargau. Die vier Austausch-
wochen finden jeweils zwischen Februar und Juni statt. Die Kosten für die Vermittlung werden vom 
Kanton getragen. Das Programm wird gemeinsam mit den Kantonen Basel-Landschaft und Basel-
Stadt angeboten. 

Für den schulischen Einzelaustausch 14–14 wurden in den letzten fünf Jahren jährlich zwischen 
92 und 133 Aargauer Schülerinnen und Schüler vermittelt. Die Anmeldungen lagen jeweils über den 
tatsächlich vermittelten Schülerinnen und Schülern, dies aufgrund der Ansprüche an die Passung der 
Austauschpaare. 

Tabelle 1: Vermittelte Aargauer Schülerinnen und Schüler im schulischen Einzelaustausch 14–14: 

Jahr 2013 2014 2015 2016 2017 
Vermittelte Schülerinnen und Schü-
ler 

94 92 96 114 133 

Nach Abschluss des Austauschs wird den teilnehmenden Schülerinnen und Schülern und deren El-
tern ein Evaluationsbogen mit Fragen zu den Erfahrungen mit der Gastfamilie, zur Integration in die 
Gastschule und zur Informationsbroschüre zugestellt. Zudem wird eine Selbsteinschätzung der 
sprachlichen Fortschritte erfragt. Der Rücklauf betrug in den letzten fünf Jahren durchschnittlich 
67 %. Überwiegend (mit Anteilen über 80 %) werden die Aufnahmen in die Familie und die Schule 
als gut oder sehr gut wahrgenommen. Neun von zehn Schülerinnen und Schülern stellen bei sich 
selber sprachliche Fortschritte fest, sie sprechen schneller, präziser oder haben weniger Hemmun-
gen zu sprechen. Information und Ablauf des Austauschs vermerken die Eltern positiv. Herausforde-
rungen sind zu meistern, wenn die Passung zwischen den vermittelten Jugendlichen beziehungs-
weise deren Familien nicht optimal ist.  
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Die Platzzahl ist nicht beschränkt. Sofern die Nachfrage vorhanden ist, kann auch eine Verdoppe-
lung der aktuellen Vermittlungen bewältigt werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Nachfrage 
in beiden Sprachgebieten korrespondieren muss. 

Zur Frage 2 
"Wie viele Schülerinnen und Schüler haben in den letzten fünf Jahren am "Zwölften Partnersprachli-
chen Schuljahr (ZPS)" teilgenommen, welches es ermöglicht, das letzte obligatorische Schuljahr als 
Brückenangebot in einer anderen Sprachregion zu absolvieren?" 

Für das zwölfte partnersprachliche Schuljahr (ZPS) wurden in den letzten fünf Jahren die folgenden 
Schülerinnen und Schüler vermittelt: 

Tabelle 2: Anzahl vermittelte Aargauer Schülerinnen und Schüler für das zwölfte partnersprachliche 
Schuljahr: 

Jahr 2014 2015 2016 2017 2018 
Vermittelte Schülerinnen und Schü-
ler 

4 5 1 1 3 

Zur Frage 3 
"Gibt es im Kanton Aargau Austauschprogramme auf 

d) Kindergarten- und Primarstufe 
e) Sekundarstufe II (Gymnasium, weiterführende Schulen, Berufsfachschulen)? 
f) Von wie vielen Schülerinnen und Schülern werden diese Angebote genutzt und wie haben sich 

die Zahlen in den letzten fünf Jahren entwickelt?" 

Kindergarten- und Primarstufe 

Es gibt keine schulischen Austauschangebote, die vom Kanton unterstützt werden. 

Sekundarstufe II (Gymnasium, weiterführende Schulen, Berufsfachschulen) 

Auf Sekundarstufe II ist zwischen individuellem Austauschprogramm und Austauschaktivitäten für 
Gruppen und Klassen zu unterscheiden.  

Mittelschulen 

Das individuelle Austauschprogramm umfasst hauptsächlich das sogenannte "Austauschjahr" in wel-
chem Schülerinnen und Schüler individuell, meist organisiert über Drittanbieter (wie beispielsweise 
AFS, EF, YFU, Into und weiteren) für ein halbes oder ein ganzes Jahr eine Schule auf vergleichbarer 
Stufe im Ausland, vereinzelt auch in der französisch- oder italienischsprachigen Schweiz besuchen. 
Zumeist wird diese Möglichkeit von Schülerinnen und Schülern im Gymnasium in der zweiten Klasse 
wahrgenommen. Vereinzelt gibt es auch Schülerinnen und Schüler aus der Fachmittelschule, die auf 
individueller Basis eine Schule im Ausland besuchen. Das "Austauschjahr" hat in der Regel keine 
Auswirkungen auf die Schullaufbahn der Teilnehmenden. Im aktuellen Schuljahr 2017/18 haben über 
150 Schülerinnen und Schüler der Aargauer Mittelschulen von dieser Möglichkeit profitiert. Die An-
zahl ist über die letzten Jahre relativ stabil, die Tendenz ist eher leicht steigend. Attraktiv ist diese 
Form des individuellen Austauschs insbesondere für Schülerinnen und Schüler der sogenannten Im-
mersionsabteilungen, die in mehreren Fächern Englisch (alle Schulen bieten diese Möglichkeit) oder 
Französisch (Kantonsschule Wohlen) als Unterrichtssprache haben. Einen Beitrag zur "Verständi-
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gung zwischen Kultur- und Sprachgemeinschaften" leisten auch die zahlreichen ausländischen Ju-
gendlichen, die ihrerseits ein oder zwei Semester an einer Aargauer Mittelschule verbringen und in 
die bestehenden Abteilungen, wiederum grossmehrheitlich des Gymnasiums, integriert werden. 

Auf individueller Basis finden auch die Austausche im Rahmen von Wissenschaftswettbewerben teil, 
an welchen Aargauer Gymnasiastinnen und Gymnasiasten seit Jahren überdurchschnittlich vertreten 
sind. Erfolgreichen Schülerinnen und Schülern werden beispielsweise im Rahmen der Wissen-
schaftsolympiaden, aber auch in Programmen wie "Schweizer Jugend forscht" Möglichkeiten gebo-
ten, ins Ausland zu reisen und sich auf internationalem Parkett mit Gleichgesinnten zu messen.  

Austauschaktivitäten für Gruppen und Klassen bieten die sechs Kantonsschulen in den ver-
schiedensten Formen an. Alle Kantonsschulen pflegen den Kontakt mit anderen Schulen auf der ent-
sprechenden Stufe im In- und Ausland; mehrere Schulen haben vertraglich geregelte Abkommen mit 
Partnerschulen, unter anderem in China, Indien, Namibia, Spanien, Frankreich und Deutschland, 
aber auch in Fribourg oder in der Waadt. Zudem werden auf Initiative von Lehrpersonen oder auf 
Stufe Fachschaft zahlreiche weitere Möglichkeiten für Schülerinnen und Schüler geschaffen. Die 
Zahlen der Schülerinnen und Schüler, die eines oder mehrere dieser Angebote nutzen, werden sta-
tistisch nicht erfasst. Es ist aber davon auszugehen, dass knapp die Hälfte aller Gymnasiastinnen 
und Gymnasiasten während ihrer Zeit an der Mittelschule davon profitieren können.  

Angeboten werden die unterschiedlichsten und vielfältigsten Programme: so nehmen ganze Abtei-
lungen, Projektgruppen, Schwerpunktfachklassen oder beispielsweise auch der Schulchor oder das 
Kanti-Ensemble für zwei oder mehrere Wochen an einem Austauschprogramm teil. Zum Teil werden 
diese Angebote von grösseren Organisationen angeregt, unterstützt oder auch mitfinanziert, so unter 
anderem von der Mercatorstiftung (Kantonsschule Wohlen ermöglicht Schülerinnen und Schüler im 
Rahmen des Projektunterrichts mehrere Wochen Aufenthalt an einer technischen Mittelschule in 
Bangalore, Indien) oder dem Comenius-Projekt der EU. 

Berufsbildung 

Individuelle Austauschprogramme haben in der Berufsbildung einen geringeren Stellenwert als an 
den Mittelschulen. Recht verbreitet sind kürzere Sprachaufenthalte (in der Regel ein bis zwei Wo-
chen) in Lehrberufen, in denen Fremdsprachen unterrichtet werden. So absolvieren jährlich mehrere 
Klassen der kaufmännischen Berufsfachschulen einen Aufenthalt im englischen und/oder französi-
schen Sprachraum, um ihre Fremdsprachenkenntnisse zu vertiefen. Weitere Lehrberufe mit Sprach-
aufenthalten sind beispielsweise Pharma-Assistentin respektive Pharma-Assistent (italienisch) oder 
ICT-Fachleute (englisch). Individuelle Austauschprogramme bieten vereinzelt auch Betriebe mit inter-
nationaler Ausrichtung an (in der Regel Grossbetriebe), die über Möglichkeiten verfügen, ihre Ler-
nenden einen Teil ihrer Ausbildung an einer Niederlassung im Ausland absolvieren zu lassen. 

Für besonders fähige Berufslernende bietet sich im Rahmen der Schweizer Berufsmeisterschaften 
"Swiss Skills" Gelegenheit, sich für die "Euro Skills" oder die "World Skills" zu qualifizieren. In den 
Ranglisten der letzten Jahre sind immer auch Aargauer Berufslernende anzutreffen. Neben kulturel-
lem Austausch ist für sie der kompetitive Austausch im Fachgebiet von besonderem Wert.  

Die geringere Bedeutung des individuellen Austauschs ist primär auf das im Vergleich zu den Gym-
nasien grundsätzlich andere Verhältnis zwischen Lernenden und Schule respektive Lehrbetrieb zu-
rückzuführen. Während die Schülerinnen und Schüler an den Gymnasien "für sich selber" lernen, er-
bringen die Lernenden in der beruflichen Grundbildung eine Arbeitsleistung für ihren Lehrbetrieb, der 
sich im Gegenzug verpflichtet, für die Lernenden eine entsprechende Ausbildungsleistung zu erbrin-
gen. Die Teilnahme an einem individuellen Austauschprogramm bedeutet in der Berufsbildung also, 
dass in der Regel weder der respektive die Lernende noch der Lehrbetrieb ihren vertraglich verein-
barten Pflichten nachkommen können.  
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Bis vor rund zwei Jahren nahm der Kanton Aargau zudem am Euregio-Austauschprogramm der 
deutsch-französisch-schweizerischen Oberrheinkonferenz teil. Aufgrund mangelnden Interesses von-
seiten der Lernenden und Lehrbetriebe (zuletzt noch ein bis zwei Teilnahmen pro Jahr) wurde dann 
aber entschieden, sich nicht mehr am Projekt zu beteiligen. 

Zur Frage 4 
"Wie gedenkt der Regierungsrat die schweizerische Strategie "Austausch und Mobilität" umzuset-
zen?" 

Der Regierungsrat des Kantons Aargau begrüsst die Aktivitäten der Schweizerischen Stiftung für die 
Förderung von Austausch und Mobilität (SFAM) und deren Agentur Movetia. Die kantonale Einfluss-
nahme richtet er prioritär auf den Bildungsbereich aus. Handlungsleitend ist dabei das Prinzip der Er-
möglichung. Austauschprojekte können im Volksschulbereich, im Berufs- und Mittelschulbereich, an 
Hochschulen und im ausserschulischen Bereich realisiert werden. Unterstützung erfolgt dort, wo die 
Möglichkeiten lokaler Organisationen an Grenzen stossen. 

Dies ist insbesondere im Bereich der Volksschule erforderlich. Das Departement Bildung, Kultur und 
Sport vermittelt auf Volksschulstufe interkantonale und internationale Kontakte und pflegt entspre-
chende strategische Partnerschaften. Der Fokus liegt auf individuellen schulischen Austausch-Ange-
boten für Schülerinnen und Schüler mit der Romandie und dem grenznahen Frankreich (Kantone 
Freiburg und Jura, Académie de Strasbourg und Académie de Besançon). Es handelt sich um die in 
der Interpellation erwähnten Angebote "14–14" (Antwort zur Frage 1) und "ZPS" (Antwort zur 
Frage 2). Ebenso wird das Programm "Klassenaustausch", das durch Movetia realisiert wird, admi-
nistrativ und durch Information befördert. Zudem werden in Zusammenarbeit mit Kantonen, der 
Agentur  
Movetia oder auch der deutsch-französisch-schweizerischen Oberrheinkonferenz Angebote weiter-
entwickelt, beispielsweise die binationale Fricktaler "Talentbühne". 

Auf Sekundarstufe II liegt die Verantwortung zur Umsetzung von Austauschprogrammen bei den ein-
zelnen Berufs- und Mittelschulen. Der Kanton Aargau schafft geeignete Rahmenbedingungen insbe-
sondere durch die Globalfinanzierung der Schulen. Diese erhalten dadurch die Möglichkeit, die ent-
sprechenden Koordinationsaufwände zu leisten und die erforderlichen strategischen Partnerschaften 
zu pflegen. 

Auf Hochschulstufe wird die Internationalität im Leistungsauftrag mit der Fachhochschule Nordwest-
schweiz (FHNW) thematisiert, der durch den Regierungsausschuss der Trägerkantone vereinbart ist. 
In einzelnen Hochschulen führt die FHNW Angebote mit internationaler Ausrichtung. Das Departe-
ment Bildung, Kultur und Sport setzt sich über die Weiterbildungsvereinbarungen mit der Pädagogi-
schen Hochschule FHNW dafür ein, dass für Aargauer Lehrerinnen und Lehrer Weiterbildungsmög-
lichkeiten in anderen Sprachgebieten angeboten werden, etwa indem sie für eine beschränkte Zeit 
Assistenzaufgaben an Schulen in der Romandie, im Elsass oder in England übernehmen und damit 
am Schulleben einer anderen Sprachkultur teilnehmen können.  

Auch im ausserschulischen Bereich ermöglicht der Kanton Aargau Projekte, die geeignet sind, Ziele 
der schweizerischen Strategie Austausch und Mobilität zu erreichen. Grundsätzlich ist es möglich, 
Gesuche um finanzielle Beiträge für Austauschprojekte im Rahmen der ausserschulischen Jugendar-
beit beziehungsweise im Rahmen von kulturellen oder sportlichen Projekten zu stellen. Als Beispiel 
sei das Programm "A weekend at Longbridge" in Aarburg erwähnt. In Longbridge tauchen Jugendli-
che aus den Kantonen Aargau, Basel-Landschaft und Basel-Stadt für ein Wochenende in die engli-
sche Sprache ein. Sie wählen einen englischen Namen aus, malen, backen, singen, diskutieren, 
spielen Theater oder treiben Sport. Für jeweils fünf Jugendliche steht eine Leiterin oder ein Leiter zur 
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Verfügung. Es handelt sich um junge Leute aus England, Australien, Neuseeland, Kanada und den 
USA. Ein weiteres Beispiel für die finanzielle Unterstützung von ausserschulischen Projekten sind die 
Robotik-Olympiaden und Weltmeisterschaften. Immer wieder qualifizieren sich Teams von Aargauer 
Jugendlichen für diese internationalen Wettbewerbe und erhalten so die Gelegenheit, sich auf ho-
hem Niveau fachlich und kulturell mit Gleichaltrigen aus aller Welt auszutauschen. 

Zur Frage 5 
"Wie können die Teilnehmerzahlen bei den bestehenden Angeboten erhöht werden?" 

Angebote zu Austausch- und Mobilität sind freiwillig, sie ergänzen und bereichern den Schulunter-
richt oder finden in der Freizeit statt. Ob und wie die Angebote genutzt werden, hängt stark von de-
ren Bekanntheit ab. Zielgruppengerechte Information ist wichtig. Im Schulbereich nutzt der Kanton 
Aargau seine Informationskanäle, insbesondere die Website des Kantons, das Schulportal und das 
Schulblatt, um die Zielgruppen zu erreichen.  

Die Nutzung von Angeboten wird durch administrativ niederschwellige Verfahren erleichtert. Das De-
partement Bildung, Kultur und Sport hat für die kantonal koordinierten Angebote zweckmässige An-
melde- und Vermittlungsverfahren installiert, die mit den externen Partnern abgestimmt sind. Die 
Vermittlungsfunktion des Kantons entlastet bei diesen Angeboten Schulen und Familien. 

Beim Einzelaustausch spielt für die Schülerinnen und Schüler die persönliche Einschätzung von Auf-
wand und Ertrag eine entscheidende Rolle. Die Jugendlichen überlegen sich, was ihr Gewinn sein 
könnte und welchen Preis sie dafür zahlen, zum Beispiel durch Nacharbeiten von verpasstem Schul-
stoff. Die geringe Beteiligung beim zwölften partnersprachlichen Schuljahr (ZPS, vgl. Antwort zur 
Frage 2) ist wohl damit begründbar, dass es sich faktisch um eine Klassenrepetition handelt, junge 
Menschen nach Abschluss der Volksschule aber eigentlich vorwärts machen wollen. 

Zur Frage 6 
"Welche neuen Angebote kann sich der Regierungsrat vorstellen?" 

Der Regierungsrat ist offen für neue Angebote. Er sensibilisiert die Schulen, Neues vorzubringen und 
unterstützt sie bei der Realisierung eigener Angebote. Die Unterstützung kann beispielsweise die 
Vermittlung strategischer Partnerschaften beinhalten. So wird zurzeit in Betracht gezogen, das schu-
lische Austauschprogramm 14–14 auch auf Mittelschulebene zu etablieren. Insbesondere unterstützt 
der Kanton Aargau die Aktivitäten von Movetia. Der Regierungsrat erachtet es hingegen nicht als 
seine Aufgabe, eigene neue Angebote zu kreieren.  

Die Kosten für die Beantwortung dieses Vorstosses betragen Fr. 1'047.50. 

Vorsitzender: Die Interpellantin verzichtet auf eine Wortmeldung. Sie erklärt sich von der Beantwor-
tung befriedigt. Das Geschäft ist erledigt. 

[Anmerkung der Protokollführung: Mit E-Mail vom 10. Dezember 2018 hat sich die Interpellantin von 
der Beantwortung befriedigt erklärt] 
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0935 Interpellation Colette Basler, SP, Zeihen (Sprecherin), Simona Brizzi, SP, Ennetbaden, 
Maya Bally Frehner, BDP, Hendschiken, Jürg Baur, CVP, Brugg, Edith Saner, CVP, Birmenst-
orf, Titus Meier, FDP, Brugg, Daniel Hölzle, Grüne, Zofingen, Thomas Leitch-Frey, SP, Wohlen, 
Martin Brügger, SP, Brugg, Manfred Dubach, SP, Zofingen, Marco Hardmeier, SP, Aarau, Ruth 
Müri, Grüne, Baden, Dominik Peter, GLP, Bremgarten, Kathrin Scholl-Debrunner, SP, Lenz-
burg, und Alfons Paul Kaufmann, CVP, Wallbach, vom 5. Juni 2018 betreffend Teilpauschalie-
rung der Verstärkten Massnahmen (VM)-Lektionen an der Volksschule; Beantwortung und Er-
ledigung 

(vgl. Art. 0693) 

Mit Datum vom 5. September 2018 hat der Regierungsrat die Interpellation beantwortet. 
 
Vorbemerkungen 
Kinder und Jugendliche mit einer Behinderung, die in der Regelschule gefördert werden, sind in der 
Regel auf verstärkte Massnahmen (VM) angewiesen. Ab Schuljahr 2018/19 werden die Ressourcen 
für verstärkte Massnahmen teilweise pauschaliert zugeteilt. 40 % der budgetierten Mittel werden den 
Schulen als schülerzahlabhängige Pauschale zugeteilt, weitere 40 % erhalten die Schulen auf der 
Basis der im Schuljahr 2016/17 bewilligten VM-Bedarfe. 20 % werden auf Antrag bewilligt. Entspre-
chende Anträge können mit Bedarf in den Behinderungskategorien gesundheitliche oder körperliche 
Beeinträchtigung, sensorische Beeinträchtigung oder kognitive Behinderung begründet werden. Zu-
dem können strukturell bedingte Mehrbedarfe geltend gemacht werden. 

Diese Regelung gilt für die beiden Schuljahre 2018/19 und 2019/20. Sie ist als Übergangslösung 
konzipiert und soll durch eine umfassende Neuregelung (neue Ressourcierung Volksschule) abge-
löst werden. 

Zur Frage 1 
"Das Departement Bildung, Kultur und Sport (BKS) stellt fest, dass die Zahl der Kinder mit VM-Lekti-
onen in den letzten Jahren stark zugenommen hat. Welches sind, gemäss dem Regierungsrat, die 
Gründe für den kontinuierlichen Anstieg der VM-Lektionen?" 

Die Anzahl von Kindern und Jugendlichen mit einer Behinderung hat in den letzten Jahren stetig zu-
genommen. Die Aufschlüsselung nach Behinderungskategorien zeigt, dass die Zunahme fast aus-
schliesslich in der Kategorie "erhebliche soziale Beeinträchtigung" zu verzeichnen war. Die Steige-
rung betrug 90 % in den letzten sechs Jahren, dies bei 5 % Schülerzahlanstieg insgesamt. In allen 
anderen Behinderungskategorien verlief die Entwicklung einigermassen parallel zur Schülerzahlent-
wicklung. 

Die grosse Zunahme von Kindern und Jugendlichen mit einer erheblichen sozialen Beeinträchtigung 
hängt mit der bisherigen Steuerung der Ressourcenzuteilung bei Behinderungen zusammen. Nach 
erfolgter Diagnose einer Behinderung wurde ermittelt, welche Ressourcen erforderlich sind, um die 
Bildungs- und Entwicklungsziele im betreffenden Fall zu erreichen. Je anspruchsvoller die Situation 
ist, desto mehr Ressourcen werden benötigt. Diese Selbstverständlichkeit verleitete dazu, die Her-
ausforderungen jeweils als hoch darzustellen. Dies ist insbesondere in der Behinderungskategorie 
"erhebliche soziale Beeinträchtigung" möglich, weil hier das soziale Umfeld massgeblich dazu bei-
trägt, wie stark die persönliche Veranlagung eines Kindes zum Tragen kommt. Das gleiche Kind 
kann in der einen Klasse untragbar sein, in einer anderen Klasse ist es eher unauffällig. Der Schwe-
regrad der Beeinträchtigung kann somit bis zu einem gewissen Grad beeinflusst werden, beispiels-
weise durch Dramatisierung der Auswirkungen im Umfeld. Die bisherige Steuerung schaffte wenig 
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Anreiz, eigene Ressourcen zu benennen oder Klassen als tragfähig und Lehrpersonen als kompe-
tent und belastbar darzustellen. Ein Teil des Mengenwachstums kann durch diesen Umstand erklärt 
werden. 

Zu einer Ausweitung des Bedarfs können auch kultureller und gesellschaftlicher Wandel beitragen, 
wie etwa Individualisierung des Lebenslaufs, wachsende familiäre Heterogenität oder die schwin-
dende Bedeutung unhinterfragter Selbstverständlichkeiten wie "Anstand", "Respekt gegenüber Er-
wachsenen" oder "wissen, was sich gehört", die vermehrt zu Sinn- und Motivationsfragen führen. Al-
lerdings liegen dazu kaum empirisch abgestützte Studien vor. 

Zur Frage 2 
"Da die bereitgestellten Ressourcen auf Basis des Schuljahrs 2016/17 und die Fallzahlen in der Zwi-
schenzeit angestiegen sind, kann der aktuelle Bedarf nicht mehr in selbiger Weise abgedeckt wer-
den. Geht der Regierungsrat davon aus, dass heute zu viele VM-Lektionen unterrichtet werden?" 

Der Regierungsrat nimmt das überproportionale Wachstum der letzten fünf Jahre mit Besorgnis zur 
Kenntnis und ist der Meinung, dass heute genügend VM-Lektionen erteilt werden. Er erachtet ein 
weiteres, gemessen an der Gesamtschülerzahl überproportionales Wachstum des VM-Volumens als 
sachlich nicht gerechtfertigt (vgl. Antwort zur Frage 1). Mit der getroffenen Massnahme wird die Ent-
wicklung des VM-Volumens teilweise an die Entwicklung der Gesamtschülerzahl angebunden. Wei-
terhin auf Antrag bewilligt werden die VM-Lektionen in den Behinderungskategorien gesundheitliche 
oder körperliche Beeinträchtigung, sensorische Beeinträchtigung oder kognitive Behinderung sowie 
bei strukturell bedingtem Mehrbedarf. Mit diesem differenzierten Ressourcierungsmodell wird der 
übermässige Anstieg der VM-Lektionen gebrochen, gleichzeitig kann angemessen auf den Bedarf 
der Schülerinnen und Schüler und auf besondere Situationen an einzelnen Schulen reagiert werden. 

Zur Frage 3 
"Wie könnte ein möglicher Anpassungsmechanismus an einem gesteigerten Bedarf aussehen?" 

Anpassungsmechanismen sind auf Kantons- und auf Schulebene möglich. 

Auf Ebene Kanton sieht die vom Regierungsrat beschlossene Massnahme vor, dass Schulen mit 
strukturell bedingtem gesteigertem Bedarf Antrag auf zusätzliche VM-Lektionen stellen können. Zu-
sätzlicher Bedarf kann beispielsweise durch eine Wohneinrichtung für Kinder und Jugendliche mit 
einer sozialen Beeinträchtigung begründet werden (zum Beispiel Kinderheim Brugg), durch eine 
überdurchschnittliche Integrationsquote der Schule oder durch ausserordentliche örtliche Rahmenbe-
dingungen (etwa der Zuzug von mehreren Kindern mit VM-Bedarf oder unvorhergesehene, unge-
plante Reintegrationen aus Sonderschulen, insbesondere bei Abbruch der Sonderschulung). Bis An-
fang Juli haben 34 Schulen einen entsprechenden Antrag gestellt, nach Abklärungen der Schulauf-
sicht vor Ort wurden in 30 Fällen zusätzliche VM-Lektionen bewilligt. 

Auf Ebene der Schulen rücken durch den Systemwechsel vermehrt Überlegungen in den Vorder-
grund, wie die einzelnen VM-Lektionen möglichst wirkungsvoll eingesetzt und Synergien mit anderen 
sonderpädagogischen Ressourcen genutzt werden können. Wenn es um soziale Kompetenzen geht, 
lassen sich die besonderen Bildungs- und Entwicklungsziele von Schülerinnen und Schülern unter 
Umständen im Klassenverband oder in Lerngruppen besser erreichen als in der Einzelförderung. O-
der es ist möglich, dass der Einsatz einer Klassenassistenz die Lernatmosphäre günstig beeinflusst 
und damit die Ablenkungen für Kinder mit Aufmerksamkeitsdefiziten verringert werden. 
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Zur Frage 4 
"Geht der Regierungsrat davon aus, dass der Bedarf an VM-Lektionen mit einem Anteil von nur 2 % 
an der Gesamtlektionenzahl statistisch gleichverteilt ist?" 

Es ist im Kanton Aargau – und in den meisten anderen Kantonen – anerkannt und breit akzeptiert, 
dass sich Lernschwierigkeiten, Sprachstörungen und soziale Auffälligkeit einigermassen gleichmäs-
sig verteilen. Deshalb werden die heilpädagogischen und logopädischen Ressourcen in diesen Kan-
tonen den Schulen pauschal zugeteilt. Zwischen den genannten Störungen und erheblichen Beein-
trächtigungen oder Behinderungen gibt es graduelle, nicht aber grundsätzliche Unterschiede. Über 
einen längeren Zeitraum kann deshalb von einer gleichmässigen Verteilung ausgegangen werden. 

Zur Frage 5 
"Mit welcher Begründung wird eine pauschale Zuteilung einer bedarfsgerechten Feinsteuerung vor-
gezogen?" 

Die pauschale Zuteilung – verbunden mit einer Übertragungsmöglichkeit auf das nachfolgende 
Schuljahr – erhöht den Handlungsspielraum und die Planungssicherheit für die Schulen. Die "be-
darfsgerechte Feinsteuerung", wie sie seit 2007 praktiziert worden ist, ist administrativ aufwändig, 
bietet wenig Anreize zu effizientem Ressourceneinsatz und verleitet zu Übersteigerungen bei der 
Problemschilderung. Im Fall der erheblichen sozialen Beeinträchtigungen beförderte sie die Stigmati-
sierung von immer mehr Kindern als Menschen mit einer Behinderung. 

Zur Frage 6 
"Was geschieht mit pauschal zugeteilten Lektionen, die vor Ort nicht benötigt werden? Wie kann den 
Schulen mit erhöhtem VM-Bedarf, denen mit der pauschalen Zuteilung Lektionen fehlen, erklärt wer-
den, dass Schulen, die aus Bedarfssicht mehr Lektionen benötigen, keine Lektionen bekommen, weil 
andere Schulen die aus Bedarfssicht keine oder weniger Lektionen brauchen, unabhängig davon zu-
sätzliche Lektionen erhalten?" 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass Kinder und Jugendliche mit einer Behinderung über einen 
längeren Zeitraum betrachtet statistisch gleichmässig im Kanton verteilt sind. Dieser Grundsatz 
schliesst mit ein, dass Schulen im einen Jahr wenig oder gar keine verstärkten Massnahmen bean-
spruchen, im anderen Jahr aber umso mehr. Die vom Regierungsrat beschlossene Massnahme sieht 
daher Ausgleichsmöglichkeiten vor, mit denen das Recht von Kindern und Jugendlichen mit einer 
Behinderung auf eine angemessene Förderung wie bei allen anderen Kindern gewährleistet bleibt: 
Erbringt eine Schule eine überdurchschnittliche Integrationsleistung oder liegen ausserordentliche 
örtliche Rahmenbedingungen vor, kann sie zusätzliche VM beantragen (vgl. Antwort zur Frage 3), 
sofern die pauschal zugeteilten VM-Lektionen nicht reichen. Die Lektionen der VM-Pauschale sind 
zweckgebunden einzusetzen. Werden sie nicht benötigt, können bis zu sechs Lektionen auf das 
nächste Schuljahr übertragen werden. Lektionen, die nicht übertragen werden können, verfallen. Das 
Departement Bildung Kultur und Sport rechnet damit, dass dies an einzelnen Schulen der Fall sein 
wird und hat dies bei der Budgetierung mitberücksichtigt. Die Lektionen, die an einzelnen Schulen 
verfallen, sind in die Ausstattung der Komponente für Zusatzanträge eingeplant. Diese indirekte Äuf-
nung trägt dazu bei, dass an allen Schulen für alle Kinder mit ausgewiesenem VM-Bedarf eine ange-
messene Förderung organisiert werden kann. 
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Zur Frage 7 
"Wie begründet der Regierungsrat, dass auf der Sek 1 die Bez.-Schüler bei der Pauschalberechnung 
nicht berücksichtigt werden? An der Primarschule werden schliesslich auch alle Schülerinnen und 
Schüler gerechnet, also auch die zukünftigen Bez.-Schüler." 

59 % aller Oberstufenschülerinnen und Oberstufenschüler besuchen die Real- oder Sekundarschule, 
41 % die Bezirksschule. Die Verteilung der Schülerinnen und Schüler mit einer Behinderung auf die 
Oberstufenzüge weicht stark davon ab. Von dieser Schülergruppe besuchen 87 % die Real- oder Se-
kundarschule, nur 13 % die Bezirksschule. Indem bei der Berechnung der VM-Kontingente die Schü-
lerzahlen von Real- und Sekundarschule berücksichtigt werden, erfolgt eine bedarfsgerechtere Zutei-
lung. Würden die Bezirksschülerzahlen miteinbezogen, ergäbe sich eine Verschiebung zu den gros-
sen Bezirksschulstandorten. Sekundar- und Realschulstandorte ohne Bezirksschule würden benach-
teiligt. Dies rechtfertigt eine feinere Steuerung anstelle eines undifferenzierten Giesskannenprinzips. 

Es ist im Weiteren zu unterscheiden zwischen der Berechnung der VM-Kontingente und dem Einsatz 
der VM-Lektionen. Bei ausgewiesenem Bedarf sind VM-Lektionen verpflichtend auch an Bezirks-
schulen einzusetzen. Die beiden Bezirksschulstandorte, die über keine Sekundar- und Realschulab-
teilungen verfügen, können bei Bedarf einen Antrag um VM-Lektionen aus strukturellen Gründen 
stellen (Komponente für Zusatzanträge). 

Zur Frage 8 
"Die VM-Ressourcierung ab 2018/19 ist keine Übergangslösung, sondern eine Vorwegnahme der 
NRVS im Bereich der VM-Ressourcierung. Wieso wählt der Regierungsrat diese Vorgehensweise?" 

Die Teilpauschalierung der verstärkten Massnahme ist keine Vorwegnahme der neuen Ressourcier-
ung Volksschule (NRVS). Sie unterscheidet sich in wesentlichen Punkten von der geplanten NRVS 
und weist deutliche Merkmale einer Übergangslösung auf: Sie bezieht Erfahrungswerte mit ein, die 
nur für eine begrenzte Zeitdauer Gültigkeit haben können. Sie bezieht nur einen Teil der Behinde-
rungskategorien mit ein. Und sie beinhaltet eine Zweckbindung, die den für pauschale Lösungen not-
wendigen Handlungsspielraum beschränkt.  

Die Teilpauschalierung der verstärkten Massnahmen ist auf Druck des Parlaments erarbeitet wor-
den. Der Grosse Rat hat am 8. November 2016 bei der Beratung der Botschaft zum (14.7) Postulat  
der FDP-Fraktion vom 7. Januar 2014 betreffend Optimierung des Ressourcen-Einsatzes an den 
Aargauer Volksschulen und bei der Überweisung der Vorstösse (16.45) Motion der FDP-Fraktion 
(Sprecherin Sabina Freiermuth, Zofingen) vom 15. März 2016 betreffend Entlastung der Regelklas-
sen der Aargauischen Volksschule von der Integrierten Heilpädagogik (IHP) sowie (16.83) Postulat 
der CVP-Fraktion (Sprecherin Marianne Binder-Keller, Baden) vom 10. Mai 2016 betreffend Optimie-
rungsmöglichkeiten des aktuellen Systems von integrativer und separativer Schulung deutlich ge-
macht, dass der Regierungsrat Massnahmen prüfen soll, die bereits im Vorfeld der für 2020 geplan-
ten Umsetzung der neuen Ressourcierung Volksschule greifen sollen. 

In Erfüllung dieses parlamentarischen Auftrags hat der Regierungsrat die Teilpauschalierung von VM 
als Übergangslösung zwischen der bisherigen antragsbasierten Zuteilung und einer allfälligen Neu-
konzeption der Ressourcierung der Volksschule beschlossen. Die Teilpauschalierung der VM orien-
tiert sich einerseits am bisherigen VM-Bedarf der Schulen und andererseits an den Eckwerten der 
Neuen Ressourcierung der Volksschule (vgl. Anhörungsbericht).  
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Zur Frage 9 
"Wieso setzt der Regierungsrat diese Massnahme zu einem Zeitpunkt um, wo die Schulen noch 
keine Möglichkeiten haben durch Ressourcenverschiebungen Härtefälle abzufedern?" 

Der Handlungsspielraum zur Abfederung von Härtefällen besteht für Schulen in dreierlei Hinsicht: 

1. Förderkontingent: Eine Kombination mit dem Heilpädagogik- beziehungsweise Logopädie-Kontin-
gent gemäss § 15 Abs. 2 des Schulgesetzes beziehungsweise § 33 der Verordnung über die 
Schulung von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen sowie die besonderen Förder- und 
Stützmassnahmen (V Schulung und Förderung bei Behinderungen) ist möglich.  

2. Organisation der Förderung: Neben individueller Unterstützung ist die Förderung in Lerngruppen, 
in Teamteachingsituationen oder in teilseparativen Angeboten möglich. Die Lektionen können 
auch in Einschulungs- und Kleinklassen eingesetzt werden.  

3. Personaleinsatz: Anstelle von Förderunterricht mit schulischer Heilpädagogik können Assistenz-
personen für Begleitungs- und Beaufsichtigungsaufgaben eingesetzt werden. Diese Erweiterung 
des Handlungsspielraums wurde koordiniert mit der Teilpauschalierung der verstärkten Massnah-
men auf den 1. August 2018 in Kraft gesetzt. 

Zudem haben die Schulen die Möglichkeit, bei VM-Mehrbedarf aus strukturellen Gründen entspre-
chende Anträge zu stellen.  

Zur Frage 10 
"Wie kann der Regierungsrat sicherstellen, dass das SAV im ganzen Kanton gleichwertig angewen-
det wird?" 

Im Rahmen der Qualitätssicherung und Kontrolle bei der Anwendung des standardisierten Abklä-
rungsverfahrens (SAV) arbeitet der schulpsychologische Dienst (SPD) mit dem "Vier-Augen-Prinzip". 
Die Befunde zu sozialer Beeinträchtigung und schwerer Störung der Sprache und des Sprechens 
werden immer mindestens zu zweit besprochen. Mittels zusätzlicher interner Schulung der Mitarbeit-
enden des SPD werden die Kategorisierung und die Bedarfseinschätzung kalibriert.  

Zur Frage 11 
"Wie gewährleistet der Regierungsrat, dass der durch das SAV ausgewiesene Anspruch des Kindes 
auf VM auch dann gewährleistet wird, wenn das Kind den Schulstandort beispielsweise während 
dem Schuljahr wechselt und die aufnehmende Schule keinerlei Reserven bilden konnte?" 

Die aufnehmende Schule wird in diesem Fall prüfen, ob das betreffende Kind in eine bestehende 
Fördergruppe aufgenommen werden kann. Sind die Handlungsmöglichkeiten der Schule ausge-
schöpft, kann ein Antrag um zusätzliche VM-Lektionen aus strukturellen Gründen gestellt werden 
(Komponente für Zusatzanträge). 

Zur Frage 12 
"Ist der Regierungsrat der Meinung, dass der Schulpsychologische Dienst (SPD) zu viele VM-Lektio-
nen spricht? 

a) Wenn ja, was sind die Gründe dafür? 
b) Gibt es regionale Unterschiede bei der Sprechung von VM-Lektionen durch die jeweiligen SPD-

Standorte?" 
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Bei der Sprechung von VM-Lektionen gilt es zu differenzieren zwischen der Fachabklärung des Ein-
zelfalls einerseits und dem Umgang des gesamten Systems mit den Finanzierungsmechanismen an-
dererseits. Der Regierungsrat ist der Ansicht, dass die gesamte Anzahl VM-Lektionen ausreichend 
ist, und will das weitere Wachstum dämpfen (vgl. Antwort zur Frage 1). 

Gestützt auf die festgestellten Einschränkungen in den Körperfunktionen (Behinderung beziehungs-
weise Störung) und deren Einschränkungen im Lernvermögen erfolgen Beurteilung beziehungsweise 
Empfehlung zur Unterstützung der definierten Entwicklungs- und Bildungsziele. Massgeblich dabei 
ist der professionelle Kontext (Schulangebot). Hier sind regionale beziehungsweise lokale Unter-
schiede feststellbar. Je nach Möglichkeiten und Angebot der jeweiligen Schule fällt die individuelle 
Ressourcierung des einzelnen Kindes beziehungsweise Jugendlichen mit Behinderung unterschied-
lich aus. Die empfohlene Anzahl VM-Lektionen ist also abhängig von den schulischen Angebotsmög-
lichkeiten und deren Art des Einsatzes. Die regionalen beziehungsweise lokalen Unterschiede wer-
den in den Regionalteams des SPD thematisiert (vgl. Antwort zur Frage 10) und in einem Coaching-
team reflektiert, das aus Mitgliedern aller Regionalstellen besteht.  

Zur Frage 13 
"Wie stark unterscheiden sich heute die VM-Lektionen an den Schulen? 

a) Wie viele Schulen benötigen heute keine VM-Lektionen? 
b) Wie viele Schulen benötigen mehr als 2 % der Gesamtlektionenzahl (Unterscheidung Primar- und 

Oberstufe)?" 

Bei der Berechnung der VM-Pauschalen wurde auf die Anzahl Schülerinnen und Schüler mit einer 
Behinderung abgestellt. Massgeblich waren letztlich die Behinderungskategorien "Schwere Störung 
der Sprache und des Sprechens", "Soziale Beeinträchtigung" und "Tiefgreifende Entwicklungsstö-
rung". Gestützt auf die Erfahrungswerte der letzten Schuljahre sind durchschnittlich 2 % der Kinder-
gartenschülerinnen/Kindergartenschüler und Primarschülerinnen/Primarschüler diesen Behinde-
rungskategorien zuzuordnen. Auf der Oberstufe sind es durchschnittlich 1,2 %. Zur Beantwortung 
der Frage wird deshalb ebenfalls die VM-Quote auf Basis der Schülerzahl herangezogen. 

Tabelle 3: Schulen nach Anzahl Schüler/-innen mit VM in den pauschalierten Behinderungskategorien 

VM-Quote Kindergarten, Primarschule Oberstufe 
Anzahl Schulen Anteil Anzahl Schulen Anteil 

Schulen ohne Schülerinnen/Schü-
ler mit VM 

23 14 % 23 44 % 

Schulen mit bis zu 2 % Schülerin-
nen/Schüler mit VM 

80 49 % 18 35 % 

Schulen mit mehr als 2 % Schüle-
rinnen/Schüler mit VM 

59 37 % 11 21 % 

Zur Frage 14 
"Das Credo ist Integration vor Separation. Die aktuelle Situation löst Verunsicherung bei Eltern aus. 
Wie kann der Regierungsrat gewährleisten, dass Integration wirklich vor Separation stattfindet, und 
dass die Pauschalierung der VM-Lektionen nicht zu einer Erhöhung der Sonderschulungsquote 
führt?" 

Gestützt auf Art. 20 des Bundesgesetzes über die Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen 
mit Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz, BehiG) werden behinderte Kinder und Ju-
gendliche in der Regelschule gefördert, soweit dies möglich und dem Wohl des behinderten Kindes 
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oder Jugendlichen dienlich ist. Dieser bundesrechtlichen Normierung wurde bei der Teilpauschalie-
rung der verstärkten Massnahmen Beachtung geschenkt. Entsprechend wurde in die Ressourcie-
rung der VM ein Steuerungselement eingebaut, das es im Einzelfall erlaubt, eine Schule mit zusätzli-
chen Ressourcen auszustatten, wenn das Bildungsrecht der Gruppe von Kindern und Jugendlichen 
mit einer Behinderung mit den zugeteilten VM-Lektionen nicht gewährt werden kann (Komponente 
für Zusatzanträge).  

Auf dem Hintergrund der veränderten Ressourcierung der VM stellt sich für die Schulen die Frage 
nach der Zuweisung zu Sonderschulen in etwas anderem Licht. Stehen einer Schule mehr VM-Lekti-
onen zur Verfügung als bisher, kann sie ihre Tragfähigkeit stärken, was den Druck auf Sonderschul-
zuweisungen verringert. Muss eine Schule mit weniger VM-Lektionen auskommen als bisher, wird 
sie möglicherweise vermehrt Sonderschulzuweisungen in Betracht ziehen. Die Kriterien für die Zu-
weisung gemäss § 15 der Verordnung über die Schulung von Kindern und Jugendlichen mit Behin-
derungen sowie die besonderen Förder- und Stützmassnahmen (V Schulung und Förderung bei Be-
hinderungen) müssen dabei weiterhin beachtet werden.  

Der Systemwechsel der VM-Ressourcierung wird im ersten Jahr der Umstellung voraussichtlich 
keine Erhöhung der Sonderschulquote bewirken. Tabelle 2 stellt die aktuelle Anzahl von Aargauer 
Kindern und Jugendlichen in Schulheimen und Tagessonderschulen, die unter dem neuen, teilpau-
schalierten Ressourcierungsmodell der verstärkten Massnahmen verfügt wurden, der Anzahl aus 
den beiden Vorjahren gegenüber, die unter dem antragsbasierten Modell zustande kamen. Dabei ist 
zu beachten, dass die Erfassung der Ein- und Austritte sowie der Mutationen jeweils erst im Lauf des 
Septembers abgeschlossen sind. Aussagekräftig ist deshalb die Auswertung per Stichtag 30. Sep-
tember. Diese Zahl liegt für 2018 noch nicht vor. Aufgrund der laufenden Erfassung der Meldungen 
(Stichtag 15. August), die wegen veränderter Ferienabwesenheiten dieses Jahr etwas verzögert er-
folgt, kann angenommen werden, dass sich die Anzahl Sonderschülerinnen und Sonderschüler im 
Schuljahr 2018/19 ungefähr im Rahmen der Vorjahre bewegt. 

Tabelle 4: Anzahl Aargauer Sonderschülerinnen und -schüler in Schulheimen und Tagessonderschulen 

 Schuljahr 
2016/17 

Schuljahr 
2017/18 

Schuljahr 
2018/19 

Aargauer Sonderschülerinnen und Sonderschüler per 
15. August 

1'901 1'916 ca. 1'835 

Aargauer Sonderschülerinnen und Sonderschüler per 
30. September 

1'891 1'908 ? 

VM-Ressourcierung antragsbasiert antragsbasiert teilpauscha-
liert 

Sonderschulplätze unterliegen einer kantonalen Angebotsplanung. Bei ausserkantonalen Platzierun-
gen ist jedoch keine Planung möglich, auch weil aufgrund bundesrechtlicher Vorgaben der ausge-
wiesene Anspruch eines Kindes oder Jugendlichen mit einer Behinderung auf ein bedarfsgerechtes 
Angebot einzulösen ist. Trotzdem wirkt sich das kantonale Steuerungselement der Angebotsplanung 
dämpfend auf die Entwicklung der Sonderschulplätze aus. 

Im Übrigen geht der Regierungsrat davon aus, dass sich auch die pauschale Zuteilung der VM-Lekti-
onen mittelfristig dämpfend auf den Bedarf an Sonderschulplätzen auswirken wird. Dies, weil die Pla-
nungssicherheit an den Schulen zunimmt und damit die Pensensicherheit für die Fachpersonen er-
höht wird. Damit werden die Voraussetzungen für Stabilität und Kontinuität in der Qualitätsentwick-
lung verbessert. Neue Forschungsresultate4 zeigen, dass nicht primär die Quantität der eingesetzten 
Ressourcen zu günstigen Lernergebnissen führt, sondern vielmehr die unmittelbare Verfügbarkeit 
                                                   
4 Nationalfondsstudie "Integrative Förderung – IFCH", Luder, Kunz, Bless; 2017 
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der Ressourcen an den Schulen. Letztlich wird die Tragfähigkeit der Schulen für Kinder und Jugend-
liche mit einer Behinderung gestärkt. Schulen, die grössere Pensenreduktionen in Kauf nehmen 
müssen, werden zunächst mit Herausforderungen der Umstellung konfrontiert sein, bevor solche Ef-
fekte erzielt werden können. Der Schulpsychologische Dienst und die Schulaufsicht unterstützen 
diese Schulen auf Anfrage bei der Lösungsfindung.  

Die Kosten für die Beantwortung dieses Vorstosses betragen Fr. 1'461.10. 

Colette Basler, SP, Zeihen: Andrea Lanfranchi, Professor für Heilpädagogik schreibt: "Die meisten 
Kinder lassen sich integrieren – auch verhaltensauffällige. Dabei ist eine wirksame Unterstützung 
zwingend. Die Ressourcen nach dem Giesskannenprinzip zu verteilen, ist nicht zielführend und stellt 
keine Unterstützung dar – im Gegenteil." 
Das neue Modell, das heisst die Deckelung der VM-Lektionen (VM sind verstärkte Massnahmen für 
einzelne Kinder) ist eine Sparmassnahme, die uns längerfristig – so unsere Prognose – enorme 
Mehrkosten durch viele neue Sonderschülerinnen und Sonderschüler verursachen wird. Unbestritten 
ist, dass der VM-Bedarf in den letzten Jahren stark angestiegen ist und dass in verschiedenen Berei-
chen Handlungsbedarf besteht. Einerseits wuchsen die Kosten massiv und ungebremst. Anderer-
seits zeigt der Anstieg, dass die Lehrpersonen im Bereich Unterstützung im Unterricht vor grossen 
Herausforderungen stehen und dringend fachliche Unterstützung benötigen.  
Der Regierungsrat begründet den Anstieg des Bedarfs in seiner Antwort allerdings ohne empirisch 
abgestützte Studie und sehr einseitig. Die Neuzuteilung der VM-Ressourcen und die ungenügende 
Kommunikation von Seiten des Departements BKS hat viele Schulen in arge Bedrängnis gebracht. 
Ihre Personal- und Pensenplanung musste über den Haufen geworfen werden. Der ausgewiesene 
VM-Bedarf konnte nicht gedeckt werden und die Pensenreduktion führte zu Verunsicherungen und 
Kündigungen von Heilpädagoginnen und Logopädinnen.  
Gemäss Regierungsrat wurden auf Antrag der Schulen bei fast allen Gesuchstellenden zusätzliche 
VM-Stunden bewilligt. Diese erreichten jedoch nicht den nötigen Umfang. Es ist ein Unterschied, ob 
18 von 20 beantragten Lektionen oder 4 von 20 bewilligt werden. Die beantragten Lektionen entspre-
chen einem ausgewiesenen Bedarf respektive die betroffenen Kinder wurden ordnungsgemäss ab-
geklärt. Da muss man sich schon fragen, ob der Regierungsrat seinen eigenen schulpsychologi-
schen Diensten nicht traut beziehungsweise diese in Zukunft nicht mehr nötig sind. Mit dem Fragen-
katalog der Schulaufsicht wird der Eindruck erhoben, der Bedarf der Schulen könne sozusagen wis-
senschaftlich festgelegt werden. Die Ausgestaltung der integrativen Schulen und die Tragfähigkeit 
der einzelnen Klassen sind jedoch sehr unterschiedlich. Zum Teil müssen Kinder mit ausgewiese-
nem Sonderschulstatus in den Klassen gefördert werden, was ohne Fachbegleitung zu einer massi-
ven Überforderung der Lehrpersonen führen kann. 
Der Regierungsrat wirbt für Klassenassistenzen als Ersatz für fehlende Heilpädagoginnen. Auch dies 
bedeutet einen weiteren Qualitätsabbau. Sind doch Klassenassistenzen nicht für diese Aufgaben 
ausgebildet. Die Teilpauschalierung der VM-Lektionen als Vorwegnahme der neuen Ressourcierung 
Volksschule richtet an den betroffenen Schulen, und besonders bei den betroffenen Kindern sowie 
deren Eltern und Lehrpersonen, zum Teil grossen Schaden an. Hätte man bei dieser Thematik alle 
Beteiligten mit ins Boot geholt und gemeinsam nach Lösungen gesucht, anstatt ein unbrauchbares 
Modell im Eiltempo zu präsentieren, hätten viel Missmut, Unsicherheit und zerschlagenes Geschirr 
vermieden werden können. Eine vorgezogene Pauschalierung nur von VM entbehrt jeglicher Grund-
lage. Ein solches Vorgehen ist in den Augen der Interpellantinnen und Interpellanten ein Paradebei-
spiel für "so nicht!". Die Interpellantinnen und Interpellanten erklären sich mit der Antwort des Regie-
rungsrats nur teilweise zufrieden. Sie werden die Entwicklungen beobachten und je nach Auswirkun-
gen einen weiteren Vorstoss einreichen.  

Namens der Interpellantinnen und Interpellanten erklärt sich Colette Basler von der Antwort teilweise 
befriedigt. Das Geschäft ist erledigt.  
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0936 Motion Sabine Sutter-Suter, CVP, Lenzburg (Sprecherin), und Kathrin Scholl-Debrunner, 
SP, Lenzburg, vom 26. Juni 2018 betreffend Finanzierung des gestalterischen Vorkurses an 
der Schule für Gestaltung Aargau; Ablehnung 

(vgl. Art. 0766) 

Mit Datum vom 26. September 2018 beantragt der Regierungsrat, die Motion abzulehnen. 

 
Mit der Sanierungsmassnahme S17-320-04 schlug der Regierungsrat vor, die kantonale Finanzie-
rung des gestalterischen Vorkurses an der Schule für Gestaltung Aargau (SfGA) ab dem Schuljahr 
2017/18 einzustellen. Begründet wurde dieser Vorschlag damit, dass Bund, Kantone und Berufsver-
bände das duale Berufsbildungssystem, wie von Art. 15 Abs. 3 des Bundesgesetzes über die Berufs-
bildung (Berufsbildungsgesetz, BBG) vom 13. Dezember 2002 (SR 412.10) verlangt, so gestaltet ha-
ben, dass alle Berufslehren direkt nach dem Abschluss der obligatorischen Schulzeit und ohne den 
Besuch vorbereitender Kurse ergriffen werden können. Für branchen- oder berufsspezifische Vorbil-
dungsangebote besteht somit aus bildungssystematischer Sicht grundsätzlich kein Bedarf und sie 
müssen dementsprechend von den Kantonen weder geführt noch finanziert werden. Dies zeigt sich 
auch daran, dass die Mehrheit der deutschschweizer Kantone keine kantonale Finanzierung der ge-
stalterischen Vorkurse vornimmt. Das gestalterische Propädeutikum, das ausschliesslich als Vorbe-
reitung für ein Hochschulstudium im gestalterischen Bereich dient, wird hingegen von fast allen Kan-
tonen finanziert: 

 Gestalterischer Vorkurs Gestalterisches Propädeutikum 
Kantonale Finanzierung  Zürich, Basel-Stadt, Basel-Land-

schaft, St. Gallen, Appenzell Ausser-
rhoden, Glarus 

Zürich, Bern5, Luzern, Uri, Schwyz, 
Obwalden, Nidwalden, Glarus, Zug, 
Solothurn, Basel-Stadt, Basel-Land-
schaft, St. Gallen, Graubünden, 
Thurgau 

Keine kantonale Finanzie-
rung 

Bern, Luzern, Uri, Schwyz, Obwal-
den, Nidwalden, Zug, Schaffhausen, 
Solothurn, Appenzell Innerrhoden, 
Graubünden, Thurgau 

Appenzell Innerrhoden, Appenzell 
Ausserrhoden, Schaffhausen 

Wie die meisten Kantone wird der Kanton Aargau auf die Finanzierung des gestalterischen Vorkur-
ses verzichten, die Finanzierung des gestalterischen Propädeutikums jedoch fortführen.  

Im Rahmen der Beratung des Aufgaben- und Finanzplans (AFP) 2017–2020 beschloss der Grosse 
Rat eine Weiterführung der Finanzierung des gestalterischen Vorkurses durch Kanton und Gemein-
den bei gleichzeitiger Reduktion der Anzahl Lektionen (neu 1'100 anstatt 1'600) sowie der Einfüh-
rung eines Schulgeldes von Fr. 5'000.–. Die Mitfinanzierung durch die öffentliche Hand sollte per 
Ende des Schuljahrs 2018/19 eingestellt und von den Organisationen der Arbeitswelt übernommen 
werden. In diesem Zusammenhang wurde darauf verwiesen, dass die SfGA im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten die Lösungsfindung mit den Organisationen der Arbeitswelt (OdA) vorantreiben würde und 
dass sie auch die Zeitspanne bis Anfang Schuljahr 2019/20 als realistisch erachte. 

In Absprache mit dem Departement Bildung, Kultur und Sport, Abteilung Berufsbildung und Mittel-
schule, sowie dem Schulvorstand hat sich die Schulleitung der SfGA in der Folge mit verschiedenen 

                                                   
5 Nur für Gymnasiastinnen und Gymnasiasten 
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OdA in Verbindung gesetzt und diese um eine Stellungnahme hinsichtlich ihrer Bereitschaft, den Vor-
kurs mitzufinanzieren, gebeten. Wie auch die Motionäre ausführen, haben die OdA die Wichtigkeit 
des Vorkurses betont, die Übernahme finanzieller Verantwortung aber durchwegs abgelehnt.  

Im Anschluss an die negativen Rückmeldungen der zuständigen Berufsverbände hat sich die Abtei-
lung Berufsbildung und Mittelschule dafür eingesetzt, dass die Trägerschaft der SfGA nochmals auf 
die OdA zugehen soll, da der Regierungsrat andernfalls die Finanzierung des Vorkurses durch den 
Kanton per Ende des Schuljahrs 2018/19 beenden müsste. Auch dieses Engagement blieb erneut 
ohne Erfolg. 

Auf interkantonaler Ebene hat die Leitung der Abteilung Berufsbildung und Mittelschule Abklärungen 
mit den Leitungen der übrigen Berufsbildungsämter hinsichtlich einer Vereinheitlichung der Finanzie-
rung der gestalterischen Vorkurse vorgenommen. Verschiedene Kantone haben dabei auf die ein-
gangs erwähnten bildungssystematischen Einschränkungen und die damit einhergehende Autono-
mie der Kantone verwiesen und klar signalisiert, dass eine generelle Finanzierung der Vorkurse zur-
zeit ausgeschlossen sei respektive diese auch nicht als dringliches Thema angesehen werde. Auf-
grund der unterschiedlichen Ausgangslagen in den verschiedenen Kantonen wird eine Harmonisie-
rung als äusserst unrealistisch erachtet. 

Im Sommer 2018 fand schliesslich ein weiteres Treffen zwischen dem Schulvorstand und der Schul-
leitung der SfGA sowie der Abteilung Berufsbildung und Mittelschule statt, an dem mögliche Optio-
nen hinsichtlich der Zukunft des gestalterischen Vorkurses erörtert wurden.  

Auf Seiten SfGA wurde dabei insbesondere nochmals auf die zentrale Rolle des gestalterischen Vor-
kurses im Bereich der gestalterischen Berufslehren verwiesen. So können für die Kreativwirtschaft 
zentrale Entwicklungen im digitalen respektive technischen Bereich im Rahmen des Vorkurses deut-
lich schneller aufgegriffen werden, als dies bei den vom Bund reglementierten Bildungsverordnungen 
und Bildungsplänen möglich ist. Dies ermöglicht es den Lernenden, ihre individuellen Stärken mit 
den Anforderungen und Inhalten der aktuellen Berufsbilder abzugleichen, was letztendlich auch der 
Grund dafür sei, dass Lehrbetriebe bei der Lernendenselektion Absolventinnen und Absolventen des 
Vorkurses bevorzugen. Ohne kantonale Finanzierung des Vorkurses wären Aargauer Jugendliche, 
die sich für eine gestalterische Berufslehre interessieren, eine Aufnahmeprüfung ablegen bezie-
hungsweise sich um die Aufnahme in eine gestalterische Fachklasse bewerben, gegenüber Jugend-
lichen aus Kantonen mit finanziertem Vorkurs bei der Lehrstellensuche benachteiligt, respektive wä-
ren gezwungen, auf private Angebote auszuweichen. 

Die Abteilung Berufsbildung und Mittelschule wies ihrerseits nochmals auf die bereits erwähnten bil-
dungssystematischen Einschränkungen hinsichtlich Finanzierung des Vorkurses hin. Zudem wurde 
im Hinblick auf eine einheitliche Finanzierung der gestalterischen Vorkurse nochmals auf die primär 
ausführende Rolle der Kantone im Rahmen der Verbundpartnerschaft in der Berufsbildung sowie auf 
die eher ablehnende Haltung im interkantonalen Kontext verwiesen.  

Eine gesamtschweizerisch einheitliche Finanzierungslösung für gestalterische Vorkurse in ihrer aktu-
ellen Form wird sich wie bereits dargelegt nicht finden lassen. Der Regierungsrat hält dementspre-
chend – auch unter Berücksichtigung der Situation in den übrigen Kantonen – an der Aufhebung der 
Finanzierung des Vorkurses der SfGA fest. Da im Rahmen des Reformmoduls Berufsfachschulen 
zurzeit aber eine grundsätzliche Überprüfung der Aargauer Berufsfachschullandschaft vorgenommen 
wird, ist der Regierungsrat bereit, die Umsetzung dieser Massnahme zur Aufrechterhaltung der Kon-
tinuität um ein weiteres Jahr, also bis Ende des Schuljahrs 2019/20 zu verschieben. Mit der Umset-
zung der im Reformmodul Berufsfachschulen erarbeiteten Optimierungen soll die kantonale Finan-
zierung des gestalterischen Vorkurses dann aber eingestellt werden. 
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Konsequenzen der Umsetzung, insbesondere und Auswirkungen auf die Aufgaben- und Finanzpla-
nung 

Der Kanton entrichtet für die Absolventinnen und Absolventen des gestalterischen Vorkurses die 
Pflichtlektionenpauschale gemäss § 47 Abs. 1 des Gesetzes über die Berufs- und Weiterbildung 
(GBW) vom 6. März 2007 (SAR 422.200). Das persönliche Schulgeld von Fr. 5'000.– wird je hälftig 
an die Finanzierung durch den Kanton und die Wohnortgemeinden der Lernenden angerechnet. Bei 
insgesamt 1'100 Lektionen pro Jahr und einer durchschnittlichen Lernendenzahl von 20 Lernenden 
führt die Finanzierung des gestalterischen Vorkurses für den Kanton somit zu einem Aufwand von 
jährlich rund Fr. 190'000.–. Da die Finanzierung des Vorkurses ursprünglich per Ende des Schuljahrs 
2018/19 hätte eingestellt werden sollen, ergibt sich für das Budgetjahr 2019 somit eine anteilsmäs-
sige Mehrbelastung von 5/12 der vollen jährlichen Belastung (entspricht Fr. 79'200.–) und für das 
Planjahr 2020 eine anteilsmässige Mehrbelastung von 7/12 der vollen jährlichen Belastung (ent-
spricht Fr. 110'800.–). Die Mehrbelastung ist im Budgetjahr 2019 innerhalb des Aufgabenbereichs 
320 'Berufsbildung und Mittelschule' zu kompensieren. Im AFP 2020–2023 ist eine Anpassung um 
Fr. 110'800.– für die Mehrkosten im Planjahr 2020 vorzunehmen. 

Die Kosten für die Beantwortung dieses Vorstosses betragen Fr. 1'212.–. 

Sabine Sutter-Suter, CVP, Lenzburg: Die Kultur- und Kreativwirtschaft umfasst die Buch-, Film-, TV-/ 
Radio- und Designwirtschaft und auch Zeitungsverlage, Werbung, darstellende Künste und die 
Gaming-Branche. Die Bruttowertschöpfung der Kreativwirtschaft liegt bei geschätzten 22,3 Milliarden 
Franken. Im Kanton Aargau macht die Kreativwirtschaft rund 11 Prozent aller Firmen und fünf Pro-
zent der Beschäftigten aus. Die Berufsbildung in der Kreativbranche führt über eine Berufslehre mit 
Vorkurs oder über ein Studium. Der Nachwuchs kann nicht alleine durch Absolventinnen und Absol-
venten der Fachhochschulen aus den Bereichen Design und Film gestellt werden. Insbesondere die 
KMU in der Kreativwirtschaft im Kanton Aargau brauchen auch zukünftig ausgewiesene Berufsleute 
mit gestalterischem Vorkurs einer gestalterisch-technischen Berufslehre und handwerklich-techni-
schem Produktions-Know-how sowie direkte Kundenerfahrung. Beim Weg über die Berufslehre wird 
der Vorkurs heute noch vom Kanton mitfinanziert. Dies endet im Sommer 2019. 
Beim Weg über das Studium wird ein gestalterisches Propädeutikum mitfinanziert. Gesamtschweize-
risch wird die kantonale Finanzierung unterschiedlich geregelt. Uns ist es ein Anliegen, dass die Aar-
gauer Lernenden und Studierenden zumindest gleiche Chancen haben, wie solche in anderen Kan-
tonen. Ein Weg dazu führt über die Klärung der Finanzierung auf gesamtschweizerischer Ebene. 
Das ist ein langer Weg – und eine Lösung leider noch nicht in Sicht. Ein anderer Weg führt über ein 
förderndes Umfeld im Kanton und ein Schulgeld, das eine Ausbildung nicht wegen der Finanzkraft, 
sondern wegen der Begabung ermöglicht. 
Im Rahmen des Reformmoduls Berufsfachschulen läuft eine grundsätzliche Überprüfung der Aar-
gauer Berufsfachschullandschaft. Der Regierungsrat ist bereit, die Umsetzung der Massnahme bis 
zum Ende des Schuljahres 1920 zu verschieben. Das Vorgehen des Regierungsrats finden wir unter-
stützenswert. 

Kathrin Hasler, SVP, Hellikon: Ich mache es kurz. Die SVP unterstützt die Ablehnung der Motion 
durch den Regierungsrat und ist gegen eine Überweisung. Mit der Sanierungsmassnahme wurde die 
Einstellung der Finanzierung für den gestalterischen Vorkurs auf das Jahr 2018/2019 beschlossen. 
Der Regierungsrat setzt damit das Bundesgesetz um, welches verlangt, dass alle Berufslehren direkt 
nach der obligatorischen Schulzeit ohne Besuche von obligatorischen Vorkursen ergriffen werden 
können. Auch wenn die Rückmeldungen der betreffenden Berufsverbände sich negativ zu einer Ein-
stellung der kantonalen Finanzierung äusserten und keine Hand für eine Lösung boten, ist diese 
Massnahme umzusetzen. Dass die Massnahme um ein Jahr verschoben wird, befürworten wir. Es ist 
Aufgabe des Departements BKS, hier eine Lösung zu finden und im Rahmen des Reformmoduls Be-
rufsschulen umzusetzen. 
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Jeanine Glarner, FDP, Möriken-Wildegg: Während der Budgetberatung für das Jahr 2017 hat mein 
Fraktionskollege Dr. Lukas Pfisterer im Namen der FDP-Fraktion den Antrag gestellt, dass der ge-
stalterische Vorkurs mit einer zeitlichen Beschränkung weiterhin durch den Kanton finanziert werden 
soll, um keinen kurzfristigen Kahlschlag zu provozieren. Ich habe mich dannzumal sehr stark für die-
sen Kompromiss eingesetzt und war auch im darauffolgenden Jahr immer wieder in Kontakt mit der 
Schule für Gestaltung Aargau. 
Die FDP-Fraktion ist nach wie vor der Überzeugung, dass es nicht Aufgabe des Kantons sein darf 
und sein kann, ein Bildungsangebot zu finanzieren, das gemäss Berufsbildungsgesetz nicht vorgese-
hen ist. Wenn es dem Bedarf der Unternehmungen entspricht, jungen Menschen eine Lehrstelle erst 
nach Absolvierung eines gestalterischen Vorkurses anzubieten und nicht bereits ab Abschluss der 
obligatorischen Schule, so sind auch die Berufsverbände angehalten, dieses Angebot zu finanzieren. 
Es kann nicht sein, dass die Wirtschaft diese Verantwortung an den Staat delegiert. Die Unterneh-
men machen immer eine Kosten-Nutzen-Überlegung. Wenn der gestalterische Vorkurs für die Wirt-
schaft eine so hohe Bedeutung hat, um junge, bestens geeignete Berufsleute zu finden – der Nutzen 
des Vorkurses also sehr hoch ist – dann werden sie auch die Finanzierung des gestalterischen Vor-
kurses übernehmen, weil sich die Investitionen lohnen. Ansonsten gehen wir davon aus, dass der 
Gegenwert so hoch nicht sein kann. Die FDP-Fraktion wird daher die Motion grossmehrheitlich ab-
lehnen. 

Ruth Müri, Grüne, Baden: Die Kreativwirtschaft funktioniert anders als die anderen grossen Bran-
chen. Es braucht den gestalterischen Vorkurs für eine Lehre in der Kreativwirtschaft – vielleicht auch, 
weil die Vorkenntnisse und die erlernten Techniken der Volksschülerinnen und Volksschüler im Ma-
len, Zeichnen und kreativen Gestalten mit zwei obligatorischen Lektionen pro Jahr den Anforderun-
gen in dieser Branche nicht genügen. Der gestalterische Vorkurs ist sozusagen das zehnte Schuljahr 
für Schülerinnen und Schüler, die wissen, dass sie gerne einen Beruf in der Kreativwirtschaft erler-
nen würden, aber sich noch nicht sicher sind, welcher Beruf zu ihnen passt oder in welchen Gebieten 
ihre Begabungen stecken. Es wäre sicher schön, wenn es eine Lösung geben würde, in welcher der 
Vorkurs direkt in die Lehre integriert werden könnte, so wie es beispielsweise im Erfolgsmodell libs 
(ein Nonprofit-Ausbildungsunternehmen in der schweizerischen Maschinen-, Elektro- und Metallin-
dustrie als Gesamtdienstleister in der Berufsbildung) gemacht wird, wo die Lernenden in den ersten 
beiden Lehrjahren in einer Lernwerkstatt das Handwerk von Grund auf lernen und danach in ver-
schiedenen Firmen das Gelernte in der Praxis anwenden und vertiefen können. Da die Kreativwirt-
schaft mit den vielen Kleinstunternehmen ganz anders strukturiert ist als die Industrie, welche zu-
sammen die libs gegründet hat, ist es massiv komplizierter, eine solche Lösung für den Vorkurs zu 
finden. Wenn wir die Finanzierung des Vorkurses jetzt, oder auch in einem Jahr, abschaffen, be-
nachteiligen wir die Jugendlichen im Kanton Aargau gegenüber denjenigen, die in einem Kanton le-
ben, welcher den Vorkurs noch finanziert. Lassen wir uns die Zeit, damit eine gesamtschweizerische 
Lösung erarbeitet werden kann. Kreative Berufe werden in Zukunft einen wichtigen Stellenwert in der 
digitalisierten Arbeitswelt haben. Kreativität ist ein Gebiet, bei denen wir Menschen den Computern 
noch deutlich überlegen sind. Wenn wir wettbewerbsfähig bleiben wollen, brauchen wir kreative 
Köpfe. Die Fraktion der Grünen unterstützen deshalb die vorliegende Motion. 

Kathrin Scholl-Debrunner, SP, Lenzburg: Ich nehme es vorweg: Auch die SP wird der Überweisung 
dieser Motion zustimmen. Wäre die Ausbildung im gestalterischen, kreativen Bereich ein Tätigkeits-
zweig in der Berufsbildung, der zunehmend weniger wichtig würde, dann könnte ich die Haltung des 
Regierungsrats vielleicht verstehen. Aber gerade in dieser sehr heterogenen Branche ist die Wichtig-
keit gegeben und sie wird, wie Grossrätin Ruth Müri ausgeführt hat, in der ganzen Diskussion rund 
um die Digitalisierung wichtiger werden. 
Der Regierungsrat führt in seiner Antwort aus, dass andere Kantone diesen Vorkurs auch nicht mehr 
finanziell unterstützen. Das stimmt, aber es gibt auch Kantone, welche diese Unterstützung wieder 
zugesagt haben. Und weitere Kantone haben ihr Angebot in diesem Bereich ausgebaut. Also nur 
diejenigen Kantone herauszupflücken, die der eigenen Meinungen entsprechen, zeigt die ganze He-
terogenität in diesem Bereich interkantonal nicht auf. Wenn es auch im Moment noch schwierig ist, 
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eine gesamtschweizerische Lösung zu finden, so bin ich der festen Überzeugung, dass wir als Kan-
ton Aargau gefordert sind, zukunftsgerichtete Berufsfelder zugunsten der Wirtschaft in diesen diver-
sen Bereichen zu unterstützen. Aus diesem Grund bitten wir Sie, die Motion zu überweisen und der 
Kreativbranche keine Abfuhr zu erteilen. 

Alex Hürzeler, Landammann, SVP: Über den gestalterischen Vorkurs beziehungsweise die Finanzie-
rung des gestalterischen Vorkurses im Kanton Aargau wurde in diesem Rat bereits mehrmals disku-
tiert. Der Regierungsrat, wie er dies in seiner ablehnenden Haltung der Motion erneut bestärkt hat, ist 
nach wie vor der Überzeugung, dass sich der Kanton Aargau einem grossen Teil der schweizeri-
schen Entwicklung anschliessen sollte und den Vorkurs aus bildungssystematischen Gründen nicht 
mehr weiter finanzieren sollte. 
Der Regierungsrat hat sich entschieden – entgegen dem Entscheid des Grossen Rats – die Finan-
zierung für ein weiteres Jahr zu übernehmen, also auch für das im nächsten Sommer beginnende 
Schuljahr. Nachher muss eine andere Lösung gefunden werden. Ich verweise diesbezüglich auf den 
Zusammenhang mit dem Reformmodul Berufsfachschule. Ich gehe davon aus, dass dem Grossen 
Rat im ersten Quartal 2019 eine Botschaft zur Reform der Berufsfachschulen unterbreitet wird. Der 
Regierungsrat muss dazu im Laufe des vierten Quartals zuerst entsprechende Entscheidungen tref-
fen. Das Reformmodul Berufsfachschulen kann für die Schule für Gestaltung Aargau durchaus Ver-
änderungen bringen – sowohl positive als auch negative. Daher macht es Sinn, wenn wir die Frage 
zur Finanzierung des gestalterischen Vorkurses, welcher an der Schule für Gestaltung angesiedelt 
ist, um ein weiteres Jahr verschieben.  
Ich bitte Sie, heute ein klares Zeichen zu setzen und zu sagen, ob Sie die Finanzierung durch den 
Kanton, wie schon einmal im Grossen Rat beschlossen, einstellen möchten – verzögert um ein Jahr 
– oder ob Sie, wie die Motionärin dies in ihrem Vorstoss wünscht, diese Finanzierung ewig gewähren 
wollen. Die Branche wird sich offenbar national nicht zu einer gemeinsamen, gesamtschweizerischen 
Lösung durchringen können. Das haben all diese Abklärungen mit der Schule, aber auch durch Mit-
arbeiter meines Departements, ergeben.  
Meine Frage an Sie: Würden Sie als Branche, egal ob schweizerisch oder kantonal, sich finanziell 
engagieren, solange klar ist, dass der Kanton weiter für die Finanzierung aufkommt? Wenn der 
Grosse Rat diese Motion heute im Sinne des Regierungsrats ablehnt, wird dieser Entscheid dazu 
führen, dass sich die Branche in gewissem Sinne finanziell bewegen muss. Davon bin ich überzeugt. 
Ich verweise diesbezüglich auch auf das Votum von Grossrätin Glarner. Wenn Sie aber den Vorstoss 
überweisen – entgegen dem Willen des Regierungsrats – bin ich überzeugt, dass wir keine Lösung 
finden werden, auch die Schule nicht. Aber es wäre ein Entscheid des Grossen Rats, und der Regie-
rungsrat würde die Mittel für die Finanzierung in den kommenden Budgets wieder einstellen. Wir wä-
ren schlecht beraten, wenn wir diese Diskussion in einem Jahr wieder führen würden. Wenn Sie die 
Überweisung beschliessen, müssten wir in der kommenden Budgetdebatte die Beträge in den Plan-
jahren ebenfalls wieder einstellen.  
Ich bitte Sie in diesem Sinne um Ablehnung dieses Vorstosses. 

Abstimmung 

Die Motion wird mit 70 gegen 59 Stimmen abgelehnt. 
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0937 Interpellation Dr. Adrian Schoop, FDP, Turgi (Sprecher), und Josef Bütler, FDP, Sprei-
tenbach, vom 5. Juni 2018 betreffend Lehrlingsmangel im Kanton Aargau; Beantwortung und 
Erledigung 

(vgl. Art. 0709) 

Mit Datum vom 29. August 2018 hat der Regierungsrat die Interpellation beantwortet. 

Vorbemerkungen  

In den Jahren ab 2000 herrschte in der ganzen Schweiz ein massiver Lehrstellenmangel, dem in der 
Folge durch das Projekt Vitamin L mit verschiedenen Massnahmen, unter anderem Lehrstellenförde-
rung, Junior Mentoring, Lehrstelle Jetzt und Rent Angeboten, entgegengewirkt wurde. Während 
diese Massnahmen wie beabsichtigt zur Schaffung neuer Lehrstellen führten, sank die Anzahl der 
Volksschulabgängerinnen und Volksschulabgänger in den Jahren von 2008–2014 um rund 10 % 
(vgl. Abbildung 1). Diese gegenläufigen Entwicklungen führten dazu, dass aktuell ein eigentliches 
Überangebot an Lehrstellen vorherrscht. 

Dieser Wandel auf dem Lehrstellenmarkt brachte es unter anderem auch mit sich, dass mittlerweile 
ein beachtlicher Teil der Lehrstellen erst relativ kurzfristig vor Lehrbeginn noch besetzt wird. Die Aus-
wertungen des Lehrstellennachweises (LENA) der Jahre 2014–2017 zeigt auf, dass zwischen dem 
Stichtag im Mai und dem Stichtag im Juli im Schnitt noch 51 % der freien Lehrstellen besetzt werden 
konnten. In den Bereichen Bau (35 %) und Gebäudetechnik (35 %) lag die Quote im Durchschnitt 
etwas tiefer. 

Ein Blick auf die von den Volksschulabgängerinnen und Volksschulabgängern gewählten Anschluss-
lösungen zeigt folgendes Bild (vgl. Abbildung 1): 

 Die Zahl der Volksschulabgängerinnen und Volksschulabgänger sinkt bis 2014 um rund 10 % 
und bleibt danach stabil. Ab dem Schuljahr 2020/21 wird dann ein anhaltendes Wachstum er-
wartet, das sich entsprechend auf die Anzahl der Eintritte in die Sekundarstufe II auswirken 
wird. 

 Die Eintritte in die duale berufliche Grundbildung steigen zwischen 2008 und 2012 leicht an, 
bleiben danach bis 2017 stabil und sinken per 2018 um rund 3 %.  

 Die Entwicklung bei den allgemeinbildenden Lehrgängen (Gymnasium und Fachmittelschule) 
verläuft bis 2017 nahezu parallel zu derjenigen der dualen beruflichen Grundbildung. Im Jahr 
2018 kommt es aber zu einem Anstieg von rund 8 %. 

 Bei den Bildungsgängen der schulisch organisierten beruflichen Grundbildung (Wirtschafts- und 
Informatikmittelschule) lassen sich über den gesamten Zeitraum hinweg keine wesentlichen 
Veränderungen verzeichnen.  

 Die Zahl der Übertritte in die Brückenangebote geht bis 2015 um 40 % zurück, steigt dann bis 
2018 aber wieder um rund 10 %. 

 Über alle Ausbildungsgänge hinweg betrachtet, entsprechen die Eintrittsquoten in die Angebote 
der Sekundarstufe II dem langjährigen Mittel. So entfallen 74 % der Eintritte auf die Berufsbil-
dung (langjähriges Mittel: 75 %), 18 % auf allgemeinbildende Schulen (Mittel: 17 %) und 8 % 
auf Brückenangebote (Mittel: 8 %). 
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Abbildung 1: Eintritte in die Sekundarstufe II 2008–2018 (Quelle: Daten BKS)6 

Der hohe Stellenwert der dualen beruflichen Grundbildung im Kanton Aargau wird im aktuellen Bil-
dungsbericht Schweiz 2018 bestätigt. So zeigt dieser auf, dass die Eintritte in die berufliche Grundbil-
dung im Vergleich zu den allgemeinbildenden Lehrgängen im Kanton Aargau über dem schweizeri-
schen Durchschnitt liegen.  

Dementsprechend war auch die vom Bundesamt für Statistik für den Kanton Aargau ausgewiesene 
gymnasiale Maturitätsquote in den letzten Jahren tendenziell eher rückläufig und überdies eine der 
landesweit tiefsten: Im Jahr 2016 lag sie nach Angaben des Bundesamts für Statistik bei 15,9 % und 
ist damit die achttiefste nach denjenigen der Kantone Glarus, Thurgau, St. Gallen, Appenzell Inner-
rhoden, Uri, Solothurn und Schaffhausen und markant unter dem schweizerischen Durchschnitt von 
20,2 %. Attraktiver geworden ist dagegen die Berufsmaturität, die einen starken Anstieg verzeichnen 
konnte. Die Aargauer Berufsmaturitätsquote lag 2016 bei 16,9 %. Sie war damit die siebthöchste im 
schweizerischen Vergleich und lag 1,8 % über dem schweizerischen Durchschnitt.  

Schliesslich kann auch innerhalb der beruflichen Grundbildung eine Verschiebung von Lernenden 
ausgemacht werden. Die Auswertung der Schulstatistik 2017/18 zeigt auf, dass die Zahlen im ge-
werblich-industriellen sowie im kaufmännischen Bereich abnehmend sind und eine relativ starke Ver-
lagerung in den Gesundheitsbereich stattfindet: 

                                                   
6 Die Eintritte in die Sekundarstufe II liegen deutlich höher als die Anzahl Abgängerinnen und Abgänger der Volksschule, da bei Ersteren auch 

Eintritte in die Nachholbildung für Erwachsene, Übertritte aus Brückenangeboten etc. mitgezählt werden.  
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Abbildung 2: Verteilung der Lernenden auf die verschiedenen Berufsfelder 2012-2017 (Quelle: Schulstatistik 2017/18) 

Zusammenfassend lässt sich also Folgendes festhalten: 

 Im interkantonalen Vergleich liegt die Anzahl Eintritte in die duale berufliche Grundbildung im 
Kanton Aargau über dem schweizerischen Mittel. Gleichzeitig verfügt der Kanton Aargau nach 
wie vor über eine der landesweit tiefsten gymnasialen Maturitätsquoten. 

 Zwischen den Jahren 2000 und 2012 kam es auf dem Lehrstellenmarkt zu einem Wandel von 
einem Unter- zu einem Überangebot an Lehrstellen. 

 Es kam zu einem Anstieg der Eintritte in die duale berufliche Grundbildung bei gleichzeitiger Ab-
nahme der Eintritte in die Brückenangebote. 

 Seit 2012 blieben die Eintritte in allgemeinbildende Lehrgänge relativ stabil. 
 Es ist eine Verschiebung innerhalb der dualen beruflichen Grundbildung von gewerblich-indust-

riellen und kaufmännischen Lehren hin zum Gesundheitsbereich zu beobachten. 
 Ob es sich bei den aktuellen Veränderungen hinsichtlich der Übertritte in die Berufsbildung und 

die allgemeinbildenden Schulen um einen einmaligen Effekt oder eine anhaltende Entwicklung 
handelt, lässt sich aus heutiger Sicht nicht beurteilen. 

Zur Frage 1 

"Sieht der Regierungsrat im Bereich des Lehrlingsmangels Handlungsbedarf und wenn ja, in welchen 
Bereichen?" 

Wie in den Vorbemerkungen aufgezeigt, ist die Situation berufs- beziehungsweise branchenspezi-
fisch zu betrachten. So gibt es genügend Interessentinnen und Interessenten beispielsweise im Ge-
sundheits- und Sozialbereich, während es in anderen Bereichen wie der Baubranche schwierig ist, 
sämtliche ausgeschriebenen Lehrstellen zu besetzen. Das kann entweder heissen, dass es zwar Be-
werbungen gibt, sie aber den Ansprüchen nicht genügen, oder aber, dass es keine beziehungsweise 
zu wenig Bewerbungen gibt. 

Hinsichtlich Ersterem sieht der Regierungsrat primär Handlungsbedarf in den Bereichen Berufsvor-
bereitung auf Stufe Volksschule und dem sogenannten Matching zwischen Lehrbetrieben mit offe-
nen Lehrstellen und den dafür geeigneten Jugendlichen. In Bezug auf die Berufsvorbereitung in der 
Volksschule steht insbesondere die Einführung des Neuen Aargauer Lehrplans mit dem Fach Berufli-
che Orientierung im Fokus (mehr dazu unter der Antwort zur Frage 7). Ein Mittel zum verbesserten 
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Matching wurde mit der Einführung der standardisierten Checks in der Volksschule geschaffen, die 
mit den berufsspezifischen Anforderungsprofilen des Schweizerischen Gewerbeverbands (sgv) ab-
geglichen werden können. Da es sich hier um ein relativ neues Instrument handelt, muss sich dieses 
erst noch etablieren. 

Zudem gibt es im Bereich der praktisch begabten aber schulisch schwachen Abgängerinnen und Ab-
gänger der Volksschule sowie im Bereich der spätimmigrierten Personen noch Handlungsbedarf. 
Diese Gruppe liegt bei dem vom Bund und den Kantonen angestrebten Ziel von 95 % Abschlüssen 
auf der Sekundarstufe II noch immer deutlich im Rückstand. Um dem entgegenzuwirken, fördert der 
Regierungsrat beispielsweise das vom Bundesrat initiierte Projekt INVOL (Integrationsvorlehre), das 
zum Ziel hat, für den Wirtschaftsstandort Aargau aus Flüchtlingen und vorläufig aufgenommenen 
Personen mit Potenzial künftige Fachkräfte auszubilden. 

Dem zweiten Punkt, zu wenig Interesse an den angebotenen Berufen, muss mit einem gezielten Be-
rufsmarketing entgegengewirkt werden. Im Rahmen der Verbundpartnerschaft obliegt das Berufs-
marketing grundsätzlich den Berufsverbänden; der Kanton Aargau leistet aber beispielsweise einen 
namhaften Betrag an die alle zwei Jahre stattfindende Aargauische Berufsschau des Aargauischen 
Gewerbeverbands (AGV) und unterstützt auch diverse weitere, ähnlich ausgerichtete Veranstaltun-
gen im Kanton. 

Zur Frage 2 

"Erachtet der Regierungsrat das Erlangen der gymnasialen Matura als zu attraktiv? Weshalb ent-
scheiden sich seiner Meinung nach immer mehr Schülerinnen und Schüler für eine Matura und nicht 
für eine Berufslehre?" 

Der Regierungsrat ist nicht der Ansicht, dass die Möglichkeiten zum Erlangen der gymnasialen Matu-
rität im Kanton Aargau zu attraktiv ausgestaltet sind. Die in den Vorbemerkungen aufgezeigte Ent-
wicklung der Übertritte aus der Volksschule verdeutlicht, dass im Kanton Aargau die Eintritte in die 
Maturitätsschulen und in die Berufsbildung seit dem Jahr 2012 relativ stabil sind. Dementsprechend 
lässt sich die von den Interpellanten erwähnte zunehmende Attraktivität der gymnasialen Matura zu-
lasten der Berufsbildung in den letzten Jahren statistisch nicht belegen. 

Zur Frage 3 

"Wie kann der Staat Einfluss auf die Maturitätsquote nehmen und zieht der Regierungsrat diesbezüg-
lich eine Verschärfung in Betracht, um das duale Bildungssystem zu stärken? Kann sich der Regie-
rungsrat vorstellen, die Anforderungen für den Eintritt an eine Mittelschule zu erhöhen, zum Beispiel 
durch eine Erhöhung des Notenschnitts von 4,7 auf 4,9?" 

Der Staat kann durch die Regelung der Übertrittsbedingungen Einfluss auf die Maturitätsquote neh-
men. Im Kanton Aargau gibt es einerseits die Möglichkeit eines prüfungsfreien Übertritts über einen 
Notenschnitt aus der Volksschule sowie andererseits eine Aufnahmeprüfung für Schülerinnen und 
Schüler, die nicht direkt aus der Volksschule kommen (beispielsweise Privatschulen, Ausland). 
Durch eine Erhöhung oder Senkung des Notenschnitts und beziehungsweise oder eine Verschär-
fung/Erleichterung der Anforderungen der Aufnahmeprüfung kann die Maturitätsquote gesteuert wer-
den. 

Der Regierungsrat sieht jedoch derzeit – auch im interkantonalen Vergleich – keinen Anlass, die An-
forderungen für den Eintritt in die Mittelschulen zu erhöhen, um die berufliche Grundbildung zu stär-
ken. Wie in den Vorbemerkungen aufgezeigt wurde, ist die berufliche Grundbildung im Kanton Aar-
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gau sehr gut etabliert. Zudem hat der Regierungsrat bereits auf den 1. August 2017 eine Verschär-
fung der Übertrittsbestimmungen in die erste Klasse einer Mittelschule beschlossen. So werden die 
Noten der Fächer Deutsch und Mathematik für die Berechnung des erforderlichen Notendurch-
schnitts seither doppelt gezählt, und es muss in beiden Fächern eine genügende Note erzielt wer-
den. Ein Postulat der grossrätlichen Kommission für Bildung, Kultur und Sport, welches forderte, eine 
Abschaffung der Notwendigkeit einer genügenden Note zu prüfen, wurde überdies vom Grossen Rat 
nur knapp abgelehnt. 

Der Regierungsrat behält die Entwicklung der Übertrittsquote in das Gymnasium insbesondere seit 
der Abschaffung der Bezirksschulabschlussprüfung (BAP) aber konstant im Blick, um bei einer allfäl-
ligen unerwünschten Entwicklung eingreifen zu können. 

Zur Frage 4 

"Welche Möglichkeiten stehen dem Staat zur Verfügung, um beim RAV gemeldete junge Personen 
(bspw. unter 30) zu einer Lehre zu verpflichten? Welche gesetzlichen Anpassungen wären notwen-
dig, um staatliche Unterstützung für junge und alleinstehende Arbeitslose von der Bedingung abhän-
gig zu machen, mit einer Lehre zu starten?" 

Dem Staat stehen aktuell keine Möglichkeiten zur Verfügung, um bei den Regionalen Arbeitsvermitt-
lungszentren (RAV) gemeldete junge Personen zu einer Lehre zu verpflichten.  

Die Anspruchsvoraussetzungen für den Bezug von Arbeitslosentaggeldern im Bundesgesetz über 
die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung (Arbeitslosenversiche-
rungsgesetz, AVIG) vom 25. Juni 1982 (SR 837.0) müssten entsprechend geändert werden. 

Zur Frage 5 

"Sieht der Regierungsrat Möglichkeiten und Massnahmen, um die Attraktivität der Berufsausbildung 
gegenüber der universitären Ausbildung zu stärken?" 

Wie die Entwicklung der Übertritte zeigt, ist auf der Sekundarstufe II die Berufsbildung bereits sehr 
attraktiv. Die Alternativen zur universitären Ausbildung sind im Tertiärbereich die Fachhochschulen 
und die höhere Berufsbildung. Die in den Vorbemerkungen aufgezeigte Steigerung der Berufsmaturi-
tätsquote zeigt auf, dass der Weg aus der Berufsbildung an die Fachhochschule immer beliebter 
wird, da mit der Berufsmaturität ein direkter Zugang an die Fachhochschule erlangt wird.  

Im Bereich der höheren Berufsbildung hat der Beitritt des Kantons Aargau zur Interkantonalen Ver-
einbarung über Beiträge an die Bildungsgänge der höheren Fachschulen (HFSV) vom 22. März 2012 
(SAR 400.510) eine deutliche Erhöhung seiner finanziellen Beiträge an die Studierenden der höhe-
ren Fachschulen mit sich gebracht. Die Einführung der subjektorientierten Bundesbeiträge an die Ab-
solventinnen und Absolventen eidgenössischer Berufs- und höherer Fachprüfungen per 2018 führt 
zudem zu einer weiteren Stärkung der höheren Berufsbildung. 

Zur Frage 6 

"Kann sich der Regierungsrat eine bessere Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und Schule vor-
stellen, wie dies beispielsweise im Kanton Graubünden seit 2014 erfolgreich umgesetzt wird (Projekt 
MINT-CAMPS GR)?" 

Auch im Kanton Aargau existieren diverse Programme in dieser Richtung. Der Regierungsrat be-
grüsst zum Beispiel sehr die gemeinsame Initiative des AGV und des Aargauischen Lehrerinnen- 
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und Lehrerverbands (alv) "Schule trifft Wirtschaft". Als Projekte aus dem MINT-Bereich seien das 
Schülerlabor iLab des Paul Scherrer Instituts (PSI) sowie das MobiLab (Mobiles Lernlabor) und wei-
tere Angebote des Zentrums für Naturwissenschafts- und Technikdidaktik der Pädagogischen Hoch-
schule der Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) erwähnt, die bei Kindern und Jugendlichen 
das Interesse und die Freude an technischen und naturwissenschaftlichen Fragestellungen und Tä-
tigkeiten wecken sollen. 

Zur Frage 7 

"Welche Möglichkeiten erkennt der Regierungsrat, um das duale Berufsbildungssystem durch eine 
Anpassung der Berufsvorbereitung in der Oberstufe zu stärken? Wie beurteilt der Regierungsrat ei-
nen Eingriff in den Oberstufenlehrplan?" 

Die Berufliche Orientierung stellt auf der Oberstufe ein zentrales Thema dar. Mit dem Neuen Aar-
gauer Lehrplan wird das Thema "Berufliche Orientierung" dementsprechend erstmals als eigenstän-
diges Fach im Lehrplan der Volksschule verankert.  

Der Unterricht in der Beruflichen Orientierung begleitet die Jugendlichen in ihren Schritten Richtung 
Anschlusslösung auf der Sekundarstufe II. Der Unterricht vermittelt die Gleichwertigkeit der Berufs-
lehre und der gymnasialen Bildung. Das Fach unterstützt die Jugendlichen, eine bestmöglich reali-
sierbare Lösung zwischen individuellen Interessen und Fähigkeiten sowie den Anforderungsprofilen 
von Bildungs- und Berufswelt zu finden. 

Zur Frage 8 

"Kann sich der Regierungsrat vorstellen, für Firmen, welche überdurchschnittlich viele Lernende aus-
bilden, Anreize zu schaffen? Wie könnten solche Anreize ausgestaltet sein? Wie positioniert sich der 
Regierungsrat zu fiskalischen Anreizen in diesem Bereich?" 

Der Regierungsrat begrüsst es sehr, wenn sich Firmen überdurchschnittlich für die Ausbildung von 
Lernenden einsetzen. Er berücksichtigt dieses Kriterium beispielsweise auch bei der Vergabe öffent-
licher Aufträge. Weitere Anreize könnten beispielsweise ein Bonus-Malus-System sein, wie es im 
Kanton Aargau im Jahr 2013 für den Gesundheitsbereich eingeführt wurde, oder die Schaffung von 
Berufsbildungsfonds, mit denen Firmen, die Lernende ausbilden, gezielt finanziell entlastet werden 
können. 

Gemäss Art. 60 des Bundesgesetzes über die Berufsbildung (Berufsbildungsgesetz, BBG) vom 
13. Dezember 2002 (SR 412.10) können Organisationen der Arbeitswelt, die für Bildung und Weiter-
bildung sowie Prüfungen zuständig sind, eigene Berufsbildungsfonds schaffen und äufnen. Der Kan-
ton Aargau berät gemäss § 64 des Gesetzes über die Berufs- und Weiterbildung (GBW) vom 6. März 
2007 (SAR 422.200) die aargauischen Organisationen der Arbeitswelt bei der Errichtung und Füh-
rung von branchenbezogenen Berufsbildungsfonds gemäss Art. 60 BBG. In der Beratung des GBW 
im Grossen Rat wurde in der ersten Lesung am 29. August 2009 von der grossrätlichen Kommission 
für Bildung, Kultur und Sport die Möglichkeit einer kantonalen Beteiligung an solchen Fonds bean-
tragt. Dieser Antrag wurde jedoch abgelehnt.  

Hingegen wurde per 2015 mit der Erhöhung der kantonalen Beiträge an die Anbieter von überbe-
trieblichen Kursen eine Massnahme zur Entlastung aller Lehrbetriebe eingeführt.  

Fiskalische Anreize im Sinne von Steuererleichterungen sieht der Regierungsrat als eher ungeeignet 
für die Förderung der Lehrlingsausbildung: Eine solche Massnahme führt zu einer Zunahme der 
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Komplexität des Steuersystems, wirkt eher unspezifisch auf die Lehrlingsausbildung und ist nicht ge-
koppelt an die Qualität der Lehrlingsausbildung. Da zurzeit eher ein Überangebot an Lehrstellen vor-
herrscht, sieht der Regierungsrat zum aktuellen Zeitpunkt keine Veranlassung, das System mit der 
Schaffung zusätzlicher Anreize komplizierter zu machen. 

Die Kosten für die Beantwortung dieses Vorstosses betragen Fr. 1'870.–. 

Dr. Adrian Schoop, FDP, Turgi: Der Lehrlingsmangel, der zumindest in gewissen Branchen vor-
herrscht, ist ein Thema, das mich stark beschäftigt – sowohl als Unternehmer als auch als Privatper-
son. Der Lehrlingsmangel beschäftigt mich, aber auch die Gesellschaft. Wir haben heute wieder in 
den Zeitungen gelesen, dass Fachkräftemangel herrscht und Fachkräftemangel ist aus meiner Sicht 
eine direkte Konsequenz des Lehrlingsmangels. 
Ich danke dem Landammann beziehungsweise seinen Mitarbeitenden herzlich für die ausführliche 
Beantwortung dieser Interpellation. Ich bin sehr zufrieden damit, ich habe viele neue Details erhalten, 
Statistiken und Angaben, die ich interessant finde und die ich auch weiterverwenden werde. Aber die 
Beantwortung hat auch 2'000 Franken gekostet. Da darf man wohl auch etwas erwarten. Sie merken, 
ich spreche schon wieder schneller, ich will die drei Minuten voll ausnutzen. Am liebsten würde ich 
jetzt 30 Minuten zu diesem wirklich wichtigen und für mich sehr brisanten Thema sprechen. Aber das 
geht leider nicht, inzwischen bleiben noch zwei Minuten übrig. Lassen Sie mich in diesen zwei Minu-
ten ein paar Ausführungen dieser Interpellation aufnehmen, die ich interessant finde und gerne noch 
etwas kommentieren möchte. Ich lese nämlich in der Beantwortung Beruhigendes, aber auch Beun-
ruhigendes zum Thema Lehrlingsmangel. Beruhigend ist – das war mir nicht bewusst –, dass der ak-
tuell bestehende Lehrlingsmangel ab dem Schuljahr 2020/2021 wieder entschärft werden könnte, da 
dann die Zahl der Volksschulabgänger wieder steigen wird. Es wird ein Wachstum erwartet, dass 
sich entsprechend auf die Eintritte in die Sekundarschule, Stufe II, auswirken sollte. Das ist beruhi-
gend und lässt hoffen, dass wir da wieder etwas mehr junge Menschen haben, die sich für das duale 
Berufsbildungssystem entscheiden.  
Was mich jedoch beunruhigt, ist, dass gewisse Branchen ganz stark von diesem Lehrlingsmangel 
betroffen sind, so auch die Baubranche, von der ich herkomme. Es findet eine Verschiebung der Ler-
nenden, vor allem vom Bauwesen in Richtung Gesundheitswesen, statt. Dort gibt es fast ein Lehr-
lingsüberangebot, wohingegen die Baubranche besonders stark davon betroffen ist. Diesbezüglich 
fehlen Lösungen. Dazu hat auch der Regierungsrat noch keine Lösungen aufzeigen können, wie wir 
diesem Problem begegnen könnten. Da sind wir alle gefordert. Einen wichtigen Ansatzpunkt gegen 
den Lehrlingsmangel sehe ich in der Schule. Gerade in der Bezirksschule wird aus meiner Sicht zu 
wenig getan, um junge Menschen für eine Berufslehre zu motivieren. Man hört immer wieder, dass 
sich Schülerinnen und Schüler nur dann für eine Lehre entscheiden, wenn sie den Notenschnitt für 
die Kantonsschule nicht erreichen können. Es scheint immer die zweite Wahl oder die schlechtere 
Alternative zu sein. Das finde ich nicht gut. 
In der Beantwortung der Interpellation lese ich ebenfalls, dass im Lehrplan 21 das Fach berufliche 
Orientierung fest verankert wird. Das finde ich gut und begrüsse es. Ich hoffe aber nur, dass die Leh-
rerinnen und Lehrer, die dieses Fach dann unterrichten, auch darauf hinweisen, wie wichtig die Ar-
beit in der Privatwirtschaft ist. Wie wichtig es ist, dass wir genügend Fachkräfte haben, die eben 
auch diesen dualen Weg beschreiten. Dazu sind natürlich ganz viele Ideen aufgekommen, wie man 
das machen könnte, dass Lehrpersonen entsprechend privatwirtschaftliche Ratschläge geben könn-
ten. Wenn wir schon zu wenig Lernende in den Betrieben haben, könnten wir Unternehmer uns al-
lenfalls überlegen, einmal für ein oder zwei Monate für Lehrkräfte einen Praktikumsplatz anzubieten, 
um aufzuzeigen, wie wichtig diese Arbeit in den Unternehmen ist und wie wichtig es ist, dass wir da 
entsprechend Nachwuchs haben. 
Ich danke dem Regierungsrat noch einmal für die ausführliche Beantwortung dieser Interpellation. 
Wie gesagt, es sind sehr viele spannende Aspekte und interessante Zahlen darin enthalten. Ich 
würde sie gerne weiter kommentieren. Das geht jetzt nicht, weil die Redezeit abläuft. Ich möchte 
aber noch einmal appellieren, dass wir alle gefordert sind – nicht nur in der Politik, sondern auch die 
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Unternehmer und die Gesellschaften – den dualen Berufsbildungsweg weiter attraktiv zu halten und 
die gymnasiale Matur sowie die duale Berufsbildung nicht gegeneinander auszuspielen. Das darf 
nicht der Fall sein. Besten Dank, wenn Sie zu diesem wichtigen Thema aktiv am Ball bleiben. Ich 
habe auch von anderen Parteien Signale bekommen. Das Interesse besteht, zu diesem Thema al-
lenfalls einen weiteren Vorstoss einzureichen.  

Vorsitzender: Namens der Interpellanten erklärt sich Dr. Adrian Schoop von der Antwort befriedigt. 
Das Geschäft ist erledigt. 
 

0938 Interpellation Sander Mallien, GLP, Baden, vom 26. Juni 2018 betreffend IB-Lehrgang 
(International Baccalaureate Diploma) an Aargauer Mittelschulen – eine "Mogelpackung"; Be-
antwortung und Erledigung 

(vgl. Art. 0756) 

Mit Datum vom 19. September 2018 hat der Regierungsrat die Interpellation beantwortet. 

Vorbemerkungen 

Seit Schuljahr 2009/10 bieten die Neue Kantonsschule Aarau (NKSA) und die Kantonsschule Wettin-
gen (KSWE) die Möglichkeit an, in der 3. und 4. Klasse parallel zum Maturitätslehrgang den zwei 
Jahre dauernden Lehrgang des International Baccalaureate (IB) zu besuchen und den Doppelab-
schluss Maturität / IB Diploma zu erlangen. Pro Jahrgang und Schule wird eine Abteilung geführt, 
was gesamtkantonal vier Abteilungen ergibt. Handelte es sich zunächst um einen Schulversuch, 
wurde das Angebot auf das Schuljahr 2014/15 verstetigt. Beim IB handelt es sich um eine Weiterent-
wicklung des Immersionsunterrichts. Die Vertiefung in eine angelsächsisch geprägte Schul- und Wis-
senschaftskultur steht im Zentrum, was bedeutet, dass die Schülerinnen und Schüler lernen, wissen-
schaftliche Essays nach strengen formalen Kriterien auf Englisch zu schreiben. Dies stellt eine wert-
volle Vorbereitung für das wissenschaftliche Arbeiten in verschiedenen Fächern an den Hochschulen 
dar. Zudem lässt sich durch das IB ein höheres Sprachniveau erreichen als im regulären Maturitäts-
lehrgang oder im Maturitätslehrgang mit Immersionsunterricht. 

Das IB hat darüber hinaus auch für den regulären Maturitätslehrgang eine bereichernde Wirkung. Es 
wird darauf Wert gelegt, dass das im Rahmen von IB-spezifischen Weiterbildungen erworbene inhalt-
liche und methodische Wissen der Lehrpersonen auch dem regulären Maturitätslehrgang zugänglich 
gemacht wird, was der Schulentwicklung und letztlich allen Gymnasiastinnen und Gymnasiasten zu-
gutekommt.  

Ein weiteres Spezifikum stellen IB-spezifische Unterrichtsgefässe dar, die für die Schülerinnen und 
Schüler eine Horizonterweiterung darstellen und über das Curriculum des Maturitätslehrgangs hin-
ausgehen. Beispielsweise das Unterrichtsgefäss Creativity, Action and Service (CAS) zielt darauf, 
die Schülerinnen und Schüler im ausserschulischen Bereich in Kreativität, Engagement und sozialer 
Verantwortung anzuleiten und sie ein konkretes, zu dokumentierendes Projekt realisieren zu lassen. 
Im interdisziplinären Fach Theory of Knowledge (ToK) werden an konkreten Beispielen erkenntnis-
theoretische oder ethische Fragen thematisiert.  

Aufgrund der erhöhten Anforderungen handelt es sich beim IB klar um ein Angebot der Anreicherung 
und in dem Sinne auch um ein Angebot der Begabtenförderung. Der vereinfachte Zugang zu auslän-
dischen Universitäten ist ein zusätzlicher Mehrwert, der jedoch bei der Einführung des Lehrgangs 
nicht ausschlaggebend war.  
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Zur Frage 1  

"Studium an ausländischen Universitäten und Hochschulen: 

Dem Vernehmen nach studieren von den jährlich ca. 40 IB-Abgängern im Anschluss jeweils lediglich 
1 bis 3 

Personen im Ausland; also ca. 0,25 % der Maturanden eines Jahrgangs. 

a) Wie viele der IB-Studenten haben tatsächlich ein Studium im Ausland angetreten? 
b) Für wie viele der unter a) genannten, Schülerinnen und Schüler ("SuS") war das IB tatsächlich 

eine zwingende Zulassungsvoraussetzung? 
c) Verfügt der Regierungsrat über konkrete Zahlen der letzten Jahre oder – falls nicht – bis wann 

kann er solche Zahlen nachliefern?" 
 
Zu a) und b)  

Es ist dem Regierungsrat nicht bekannt, wie viele Schülerinnen und Schüler, die den Doppelab-
schluss mit Maturität und IB-Diploma erlangt haben, ein Studium im Ausland angetreten haben. So-
mit ist auch nicht bekannt, wie viele dieser Schülerinnen und Schüler für das angetretene Studium 
auch tatsächlich über das IB-Diploma als Zulassungsvoraussetzung verfügen mussten. Die aller-
meisten Absolventinnen und Absolventen der Aargauer Gymnasien beginnen ein Studium an einer 
schweizerischen Hochschule. Die Mobilität innerhalb des Studiums ist gross, aber erst ab Master-
stufe. Im Masterstudium ist das IB-Diploma keine wichtige Voraussetzung mehr aber trotzdem sehr 
hilfreich (siehe auch Antwort zur Frage 4a).  

Zu c)  

Bislang war es nicht möglich, die individuellen Bildungsverläufe der Absolventinnen und Absolventen 
der Gymnasien an der Tertiärstufe zu verfolgen, da es keine statistisch auswertbaren Individualdaten 
gab. Dies wird sich ändern, wenn die mit Individualdaten erfassten Schülerinnen und Schüler ins Stu-
dienalter gelangen werden und Datenreihen gebildet werden können. Da es kein vorrangiges Ziel 
des Lehrgangs ist, dass möglichst viele Absolventinnen und Absolventen ein Studium im Ausland an-
treten, misst der Regierungsrat den Resultaten dieser Datenreihen für die Fragestellung, ob es Sinn 
macht, den IB-Lehrgang beizubehalten oder nicht, keine Handlungsrelevanz bei.  

Zur Frage 2 

"Als Sondernutzen wird von den beiden Kantonsschulen hervorgehoben, dass unter anderem auch 
"wissenschaftliche Arbeiten" auf Englisch zu verfassen seien. Diese Aussage befremdet, da sie in-
sinuiert, dass den "normalen" Maturanden diese Fertigkeit nicht beigebracht wird. 

a) Ist es Absicht und richtig, dass 1'060 der 1'100 Maturanden im Jahr 2017 das "wissenschaftliche 
Arbeiten" an den Aargauer Kantonsschulen nicht – oder nur mangelhaft (nicht auch auf Englisch) 
– vermittelt wurde, obwohl heutzutage für die Mehrheit der weiterführenden Studiengänge Litera-
tur und Arbeiten primär in Englisch zu bewältigen sind? 

b) Sieht der Regierungsrat keinen Widerspruch darin, dass der IB-Lehrgang "nur" den besten Im-
mersionsschülerinnen und -schülern (ca. 0.25 % eines Jahrgangs) offensteht, die restlichen 99,75 
% der Maturanden jedoch nie gelernt haben, wissenschaftliche Arbeiten auf Englisch zu verfas-
sen?" 
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Zu a) und b)  

Das wissenschaftliche Arbeiten eigenen sich die Gymnasiastinnen und Gymnasiasten im regulären 
Maturitätslehrgang und im Maturitätslehrgang mit Immersion in erster Linie im Rahmen des Projekt-
unterrichts und bei der Erarbeitung der Maturaarbeit an. Projektarbeit und Maturaarbeit werden hier-
bei in der Regel in deutscher Sprache verfasst. Da es sich um die ersten nach wissenschaftlichen 
Standards verfassten Arbeiten handelt, ist es auch richtig, dass diese auf Deutsch verfasst werden. 
Das kognitiv anspruchsvollere Verfassen von wissenschaftlichen Arbeiten auf Englisch hat im Curri-
culum des regulären Maturitätslehrgangs keinen Platz und findet folgerichtig erst auf Tertiärstufe 
statt. Denn bei weitem nicht in allen universitären Fächern ist das Verfassen von wissenschaftlichen 
Arbeiten auf Englisch Standard. Dass das IB einer kleinen Anzahl von besonders begabten Schüle-
rinnen und Schülern bereits am Gymnasium das wissenschaftliche Arbeiten auf Englisch ermöglicht, 
ist indes eine ausgesprochene Stärke des Programms und wird vom Regierungsrat nicht als Wider-
spruch zur Förderung aller anderen Gymnasiastinnen und Gymnasiasten angesehen.  

Zur Frage 3  

"Begabtenförderung: 

Faktisch wird der IB-Lehrgang primär als ein Instrument der "Bergabtenförderung" eingesetzt. 

a) Von den Lehrkräften der Primarstufe welche sehr heterogenen Klassen in einer Vielzahl von Dis-
ziplinen/Fächern zu unterrichten haben wird erwartet, dass sie mit "integrativer Schulung" allen 
Schülern gerecht werden. Aus welchen Gründen kann das von einer gut ausgebildeten, hochdo-
tierten Mittelschullehrperson welche einer vergleichsweise homogenen Klasse lediglich ein Fach 
vermitteln muss, nicht ebenfalls erwartet werden? 

b) Wird das "Sonderzüglein IB" aus allgemeinen Mitteln der Kantonsschule quersubventioniert? Falls 
ja, zulasten wovon? 

c) Kann von den "besonders leistungsbereiten" SuS kurz vor der Hochschul-Reifeprüfung nicht er-
wartet werden, dass sie ihre "überschüssige Energie" und ihren angeblich "überdurchschnittlichen 
Wissensdurst" unter Beweis stellen, indem sie sich ihr "Zusatzfutter" eigenverantwortlich selber 
besorgen? 

d) Kann es sein, dass mit der forcierten Anhebung der Maturitätsquote das durchschnittliche Niveau 
der Mittelschüler gesunken ist? 

 
Zu a)  

Von Mittelschullehrkräften wird, genau wie von den Lehrpersonen der Primarstufe, erwartet, dass sie 
auf die auch am Gymnasium sehr unterschiedliche Leistungsfähigkeit der Schülerinnen und Schüler 
einzugehen vermögen. Dass sie dies können, stellen die Mittelschullehrpersonen dadurch unter Be-
weis, dass sie den sehr umfangreichen Schulstoff so vermitteln, dass bei einer anerkannt sehr guten 
Qualität der Aargauischen Maturitäten nur wenige Schülerinnen und Schüler die Maturität nicht errei-
chen (die Bestehensquote im Jahr 2018 beträgt 98,8 %). Dabei ist zu bemerken, dass diese hohe 
Bestehensquote nicht etwa dazu führt, dass die Absolventinnen und Absolventen wenig Erfolg an 
den Universitäten haben. Vielmehr studieren sie mit überdurchschnittlichem Erfolg, wie die im Ver-
gleich zum Schweizerischen Mittel hohe Studienerfolgsquote7 zeigt. 

 

                                                   
7 Gemäss der Statistik "Erfolgsquote in den UH nach Kanton der Maturitätsschule (gymnasial)" des Bundesamts für Statistik (2018) haben 70 % 
der Aargauer Studierenden der Eintrittskohorten 2006–2008 nach acht Jahren einen Bachelorabschluss der gleichen universitären Hochschule 
und in der gleichen Fachbereichsgruppe erlangt, schweizweit hingegen lediglich 64 %. Die Abbruchquote beträgt 7 % im Vergleic h zu 11 % 
schweizweit.  
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Zu b)  

Der Regierungsrat hat am 15. Januar 2014 die definitive Einführung des IB beschlossen und damit 
auch die notwendigen Ressourcen gesprochen. Das IB wird somit nicht aus den allgemeinen Mitteln 
der Kantonsschulen "quersubventioniert". 

Zu c) 

Der Regierungsrat hielt im Entwicklungsleitbild (ELB) 2013–2022 fest, dass die Förderung von be-
gabten Schülerinnen und Schülern mit entsprechenden schulischen Angeboten zu unterstützen sei 
und bekräftigte im Entwicklungsleitbild (ELB) 2017–2026, dass die Schule den Erwartungen an eine 
individualisierte Begabungsförderung gerecht zu werden habe. Die Förderung von Schülerinnen und 
Schülern, die in überdurchschnittlichem Mass über kognitive Leistungsfähigkeit und Leistungswillen 
verfügen, ist somit von strategisch-politischer Relevanz, analog zur gezielten Förderung von Jugend-
lichen im unteren Leistungsspektrum. Aufgrund dessen wurde mittlerweile auch das Projekt "Begab-
tenförderung Mittelschulen" verstetigt. Dieses umfasst unter anderem auch die Vorbereitung auf nati-
onale und internationale Wissenschaftswettbewerbe, an denen Aargauer Gymnasiastinnen und 
Gymnasiasten regelmässig Auszeichnungen erhalten, wie aktuell eine Gold- und zwei Bronzemedail-
len an der Internationalen Biologie-Olympiade, oder das Schülerstudium, das es ermöglicht, an den 
Universitäten Basel oder Bern Veranstaltungen zu besuchen und dafür ECTS-Punkte zu erhalten. 
Solche Angebote fördern die Motivation der begabten Schülerinnen und Schüler, sie haben einen po-
sitiven Effekt auf ihre Kolleginnen und Kollegen. Es können Vorleistungen für ein späteres Studium 
erbracht werden, so dass sich dieses tendenziell verkürzt. Im Zusammenhang mit solchen Angebo-
ten ist auch das IB-Programm zu betrachten. Spezifisch ist hier zu erwähnen, dass die Noten von IB-
Absolventinnen und Absolventen in den für den Studienerfolg zentralen Fächern Mathematik, 
Deutsch und Englisch markant höher ausfallen als jene von Absolventinnen und Absolventen des re-
gulären Maturitätslehrgangs, weiter sind sie, wie weiter oben bereits ausgeführt, propädeutisch sehr 
gut geschult. Dies dürfte sich positiv auf den Studienerfolg auswirken und somit zu finanziellen Ein-
sparungen im individuellen Studienverlauf führen. 

Dies schliesst prinzipiell nicht aus, dass Schülerinnen und Schüler eine besondere Begabung nicht 
selbstständig fördern könnten. Es stellt sich aber dennoch die Frage, wie systematisch, zielgerichtet 
und effizient eine autodidaktische Aneignung von Kompetenzen sein kann. Das wissenschaftliche 
Arbeiten auf Englisch, um hier nur ein Beispiel zu nennen, dürfte sich kaum autodidaktisch aneignen 
lassen, da es der Anleitung, der Rückmeldung und der Korrektur durch die Lehrperson bedarf.  

Zu d) 

Es ist kein Ziel des Regierungsrats, die gymnasiale Maturitätsquote zu erhöhen. Diese zeigt sich im 
Übrigen auch seit Jahren weitgehend stabil. Von 2010–2016 bewegte sich die Maturitätsquote zwi-
schen 14,5 % und 16,9 %, ohne eine klare Tendenz aufzuzeigen. 2016 betrug sie 15,9 %. Sie liegt 
somit weit unter dem schweizweiten Mittel von 20,2 % (2016). Zugleich lässt sich auch kein Absinken 
des Niveaus der Gymnasiastinnen und Gymnasiasten feststellen. Die externe Validierung der Maturi-
tätsprüfungen der Aargauer Kantonsschulen zeigt dies deutlich auf.  

Zur Frage 4 

"Verstetigung des Angebots: 

Es scheint, als ob unter dem Titel "IB-Lehrgang" nicht der Doppelabschluss, sondern vielmehr auf 
Kosten der Steuerzahler eine "Tagesstruktur" für ohnehin schon privilegierte SuS geschaffen wurde 
bzw. ein reines Marketinginstrument für gewisse Kantonsschulen. 
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Falls es dem Regierungsrat nicht möglich sein sollte, die unter 1 a) und 1 b) formulierten Fragen zu 
beantworten, so ergeben sich folgende Anschlussfragen: 

a) Wie rechtfertigt der Regierungsrat mangels "Erfolgskontrolle" die Verstetigung des IB-Lehrgangs? 
b) Wie hoch sind die jährlichen Zusatzkosten zulasten Steuerzahler für die zwei (bzw. insgesamt 4) 

IB-Klassen im Kanton Aargau und wie rechtfertigt der Regierungsrat diese? 
c) Sieht der Regierungsrat – abgesehen vom reinen "Standortmarketing" für die beiden Kantonschu-

len – einen wirklichen Mehrwert, welcher solche Zusatzkosten rechtfertigt; und falls ja, welchen?" 
 
Zu a)  

Massgeblich für den Erfolg des Lehrgangs ist, ob die Schülerinnen und Schüler das IB-Diploma er-
halten. In den Jahren seit der Einführung des Lehrgangs haben alle Schülerinnen und Schüler, die 
die IB-Prüfungen absolviert haben, den Abschluss erhalten. Es hat sich gezeigt, dass sie darüber 
hinaus gute bis sehr gute Maturitätsabschlüsse erlangt haben. Dies bestätigt, dass der IB-Lehrgang 
der Begabtenförderung dient.  

Es ist nicht das primäre Ziel, dass möglichst viele IB-Absolventinnen und Absolventen ein Studium 
an einer ausländischen Universität ergreifen. Das primäre Ziel des Doppelabschlusses ist, sehr leis-
tungswilligen und leistungsbereiten Studierenden zu ermöglichen, sich sowohl in der schweizerisch 
geprägten Schul- und Wissenschaftskultur wie auch in der angelsächsisch geprägten für das wissen-
schaftliche Arbeiten an den Hochschulen zu befähigen. Dies ist in der heutigen Zeit hoher Mobilität in 
den Hochschulen und der akademisch geprägten Arbeitswelt ein grosser individueller Vorteil.  

Zu b) und c)  

Die zusätzlichen Kosten für die vier Abteilungen des IB-Lehrgang betragen rund Fr. 196'000.– jähr-
lich. Bei 64 Schülerinnen und Schüler im Kalenderjahr 2017 betragen die Kosten pro Schüler rund 
Fr. 3'000.–. Im Anbetracht des Nutzens des Lehrgangs, der eingangs aufgeführt wurde, erachtet der 
Regierungsrat die verursachten Kosten für gerechtfertigt.  

Die Kosten für die Beantwortung dieses Vorstosses betragen Fr. 1'118.–. 

Sander Mallien, GLP, Baden: Ich danke zuerst dem Vorredner für seine flammende Rede. Sie hat 
mich begeistert. Ich danke dem Regierungsrat für einmal nicht für die Beantwortung meiner Interpel-
lation. Ich nehme die Antwort lediglich zur Kenntnis. Mich nähme es manchmal schon sehr wunder, 
wer dieses "Geschwurbel" geschrieben hat. Der Regierungsrat kann es nicht gewesen sein, denn ich 
habe unseren Bildungsdirektor bisher als sehr kompetent kennengelernt. Oder etwas weniger höflich 
ausgedrückt: Der oder die Verfasserin der Antwort wäre wohl kaum qualifiziert, Begabtenförderung 
zu erhalten. Statt wirklich Fragen zu beantworten, wurden ausführlich Positionen verteidigt.  
Ich bleibe dabei, bei diesem Studiengang handelt es sich um eine Mogelpackung. Ich habe darum 
wenig Lust, auf Details einzugehen und halte mich kurz. Ich bin mit der Antwort ganz und gar nicht 
zufrieden. 

Vorsitzender: Der Interpellant erklärt sich von der Antwort nicht befriedigt. Das Geschäft ist erledigt.  
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0939 Beiträge an die Leistungen der Forstreviere; Dekret zum Waldgesetz des Kantons Aar-
gau (Walddekret, AWaD); Änderung; Beschlussfassung; Abschreibung 10.78 Postulat Richard 
Plüss und 14.63 Motion Richard Plüss 

Behandlung der Vorlage-Nr. 18.187 des Regierungsrats vom 12. September 2018 samt den abwei-
chenden Anträgen der Kommission für Umwelt, Bau, Verkehr, Energie und Raumordnung (UBV) 
vom 18. Oktober 2018. Der Regierungsrat stimmt diesen Änderungsanträgen zu. 

Rosmarie Groux, SP, Berikon, Präsidentin der Kommission für Umwelt, Bau, Verkehr, Energie und 
Raumordnung (UBV): Zur Ausgangslage: Die Revierförsterinnen und Revierförster im Kanton Aargau 
nehmen gemäss § 28 Abs. 1 des Waldgesetzes des Kantons Aargau die zum Schutz des Waldes 
notwendigen Aufsichts-, Vollzugs- und Kontrollaufgaben wahr. Aufgrund des Postulats 10.78 wurden 
die hoheitlichen Aufgaben zwischen 2011 und 2013 in einem breit abgestützten Projekt analysiert, 
die tatsächlichen Kosten ermittelt und Vorschläge für Anpassungen des Dekrets und der Verordnung 
formuliert. 
Im Rahmen der Beratung der Botschaft des Regierungsrats zur Volksinitiative "JA! für euse Wald" 
beschloss der Grosse Rat am 5. Juni 2018, das Dekret und die Verordnung zum Waldgesetz so an-
zupassen, dass die Aufsichts-, Vollzugs- und Kontrollaufgaben der Forstreviere künftig aufwandge-
recht abgegolten werden. Der Regierungsart hat dies bereits im AFP 2019 – 2022 umgesetzt und 
wiederkehrend den Betrag von 2,5 Millionen Franken eingestellt. 

Zur Beratung in der Kommission: Ein Rückweisungsantrag zur Überarbeitung der Botschaft wurde 
nach längerer Diskussion zurückgezogen.  
Eintreten auf die Vorlage wurde mit 14 gegen 0 Stimmen, bei 1 Enthaltung, beschlossen. 
Die Kommission war sich nicht darüber einig, ob die Öffentlichkeitsarbeit in den Aufgabenkatalog der 
Revierförster gehört und diskutierte die Abgeltungen und Beiträge, wie auch die Streichung von Bei-
trägen bei Nichterfüllung der Aufgaben ausführlich. 

Folgende Anträge wurden gestellt:  
In § 2 Abs. 3 soll der Wortlaut "das Departement Bau, Verkehr und Umwelt" durch den Wortlaut "das 
zuständige Departement" ersetzt werden. 
Der Antrag wurde einstimmig angenommen. 
  
In § 4 Abs. 1 soll die geltende Version unverändert belassen werden. 
Der Antrag wurde mit 10 gegen 5 Stimmen angenommen. 
  
In § 4 Abs. 1 soll die Formulierung "und betragen" durch die Formulierung "und berechnen sich wie 
folgt" ersetzt werden. 
Der Antrag wurde mit 14 Stimmen gegen 1 Stimme angenommen. 
  
Ein Antrag "Im ganzen Walddekret sei der Begriff "Förster/ Försterin" durch "Revierförster und Re-
vierförsterin" zu ersetzen." wurde einstimmig angenommen. 
   
Die Kommission UBV genehmigte den Antrag 1 der Botschaft mit 12 gegen 0 Stimmen, bei 3 Enthal-
tungen. 
Die Kommission UBV genehmigte den Antrag 2 der Botschaft mit 13 gegen 0 Stimmen, bei 2 Enthal-
tungen. 
Die Kommission für Umwelt, Bau, Verkehr, Energie und Raumordnung (UBV) beantragt dem Rats-
plenum, auf das Geschäft 18.187 einzutreten und dem vorliegenden Entwurf zur Änderung des 
Dekrets zum Waldgesetz zuzustimmen. 
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Eintreten 

Hansjörg Wittwer, Grüne, Aarau: Was lange währt, wird endlich besser. Mit dieser Anpassung kön-
nen wir die Anliegen der Postulate 10.78 und 14.63 aufnehmen. 
Für die Grünen ist unbestritten, dass es zukünftig für die Erfüllung der hoheitlichen Aufgaben einen 
höheren finanziellen Einsatz brauchen wird und in diesem Fall der Kanton die Leistungen an die 
Forstreviere nach oben, bescheiden wie wir sind, anpasst. Damit stellen wir sicher, dass das wert-
volle Ökosystem Wald fachgerecht unter- und erhalten werden kann. Wir stellen damit auch sicher, 
dass wir vermehrt Holz aus dem Aargauer Wald nutzen können und diese Arbeiten aufwandgerech-
ter entschädigt werden. Die Fraktion der Grünen unterstützt die Dekretsanpassung. 

Dr. Roland Frauchiger, EVP, Thalheim: Seitens der EVP-BDP-Fraktion unterstützen wir dieses Dek-
ret. Es scheint uns höchste Zeit zu sein, dass diese Anpassung nun vorliegt. Wir haben Verständnis, 
dass im Zuge der Sparmassnahmen seitens des Regierungsrats das Thema etwas zurückhaltend 
behandelt wurde. Aber da hatten wir zumindest einen positiven Impuls von der Waldinitiative, damit 
diese Anpassung vorangetrieben wurde. Hoheitliche Aufgaben, die den Revierförstern übertragen 
werden, sollen auch durch den Kanton finanziert werden. Wir stimmen geschlossen für die Dekrets-
änderung und bitten Sie, dies ebenso zu tun. 

Hans-Ruedi Hottiger, Parteilos, Zofingen: Mit seiner Zustimmung zum Antrag von Grossrätin Jeanine 
Glarner hat der Grosse Rat gefordert, dass die hoheitlichen Aufgaben der Forstreviere aufwandge-
recht entschädigt werden sollen. Dafür sollen jährlich 2,5 Millionen Franken zur Verfügung stehen. 
Genau diese Summe hat der Regierungsrat nun auch im Budget 2019 beziehungsweise im AFP 
2019 – 2022 eingestellt. Als Grundlage dazu bedarf es jedoch einer Anpassung des Dekrets zum 
Waldgesetz. Deshalb ist dieses Geschäft heute auch vor den Beratungen zum Budget 2019 und dem 
AFP traktandiert worden. § 30 der Verordnung zum Waldgesetz des Kantons Aargau regelt, welche 
Aufgaben die Revierförsterinnen und Revierförster zu erfüllen haben. Zu Diskussionen Anlass gab in 
der vorberatenden Kommission UBV nun aber die Tatsache, dass in einigen Passagen der Botschaft 
der Eindruck erweckt wurde, das Aufgabengebiet der Revierförster werde gegenüber heute durch die 
Änderungen im entsprechenden Dekret erweitert. Insbesondere die beiden Tabellen auf Seite 4 der 
Botschaft stifteten Verwirrung. Die Verantwortlichen der Abteilung Wald des Departements BVU ver-
sicherten aber glaubhaft, dass dem Aufgabenkatalog keine neuen Aufgaben zugeführt worden seien. 
Dies ist für unsere Fraktion sehr wichtig. Alle im abgeänderten Dekret genannten Aufgaben werden 
schon heute geleistet. Bisher wurden sie aber von jemand anderem als dem Kanton bezahlt. 
In der Folge hat unsere Fraktion in der vorbereitenden Kommission den Antrag gestellt, § 4 Abs. 1 
des Dekrets in der ursprünglichen Fassung zu belassen. Dies, damit nicht der Eindruck entsteht, 
durch die Formulierung – ich zitiere: "zur Erhaltung, zum Schutz und zur Aufwertung des Waldes" – 
werde der Katalog der hoheitlichen Aufgaben der Revierförsterinnen und Revierförster erweitert. Die 
anderen abweichenden Anträge der Kommission UBV sind redaktionelle Präzisierungen.  
Unsere Fraktion wird allen Änderungsanträgen der Kommission UBV und auch den beiden Anträgen 
der Botschaft geschlossen zustimmen. 

Milly Stöckli, SVP, Muri: Vor acht Jahren wurde das Postulat vom damaligen Grossrat Richard Plüss 
und anderen eingereicht, mit der Forderung, die Auslegung und die Anpassung der vom Bund und 
Kanton geforderten hoheitlichen Leistungen den effektiven Aufwänden anzupassen. Acht Jahre 
mussten ins Land ziehen, bis eine Vorlage zu diesem Begehren nun endlich vorliegt. Wie viel die 
Waldinitiative dazu beigetragen hat, lasse ich mal so stehen. Die SVP-Fraktion sieht diesen Hand-
lungsbedarf. Seit der Holzpreis so gesunken ist, schreiben die meisten Forstbetriebe rote Zahlen. Die 
SVP-Fraktion sieht diese Erhöhung der Beitragszahlungen auf 2,5 Millionen Franken als angemes-
sen. Die Fraktion unterstützt den Antrag des Regierungsrats. 
Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir jedoch hier noch meine persönliche Meinung dazu. Das 
Projekt für die Anpassung der hoheitlichen Aufgaben, wie im Postulat gefordert, wurde vor circa 
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sechs bis acht Jahren gestartet. Das Projekt basiert unter anderen Aspekten auch auf der Einwoh-
nerzahl von damals, die aber heute um 50'000 Personen höher ist als dazumal. Mit dem Bevölke-
rungszuwachs stieg und steigt der Druck auf den Wald. Wenn man das Projekt heute nochmals an-
gehen würde, wäre der Betrag wohl um einiges höher – wahrscheinlich um circa 5 Millionen Franken. 
Und wenn die Waldinitiative nicht zustande gekommen wäre, wäre das Postulat Plüss abgeschrieben 
worden. Das Postulat kommt dem Regierungsrat und dem Parlament als indirekter Gegenvorschlag 
zur Waldinitiative nun gerade richtig. Dabei hat der Regierungsrat schlicht und einfach seine Haus-
aufgaben acht Jahre lang nicht gemacht.  

Gabriela Suter, SP, Aarau: Die SP-Fraktion wird den Änderungen des Walddekrets zustimmen. Wir 
begrüssen es, dass die hoheitlichen Aufgaben der Revierförster künftig vom Kanton abgegolten wer-
den. Es kommen, wie das vorhin ausgeführt wurde, keine neuen Aufgaben hinzu. Die Aufgaben wur-
den bisher einfach von jemand anderem bezahlt – nämlich von den Eigentümerinnen und Eigentü-
mern. Konkret geht es um Folgendes: Wenn Sie einen Spaziergang im Wald machen, wenn Sie jog-
gen oder biken, sehen Sie ab und zu mal rot gekennzeichnete Bäume im Wald. Das sind Bäume, die 
zum Holzschlag freigegeben sind. Diese Markierungen bringen nicht die Waldeigentümer nach ihrem 
Gusto an – man darf das nicht einfach so machen, auch wenn es der eigene Wald ist. Man kann 
ohne Bewilligung im Wald nicht holzen. Die Bäume im Wald sind geschützt. Das ist ein Unterschied 
zu den in der Stadt freistehenden Bäumen, welche nicht geschützt sind. Aber im Wald sind alle 
Bäume geschützt. Die Arbeit, die Bäume zu kennzeichnen, macht der Revierförster und zwar nach 
waldgesetzlichen und naturschutzrechtlichen Anforderungen. Diese Arbeit ist eine hoheitliche Auf-
gabe. Diese Kosten soll neu der Kanton übernehmen. Zusätzlich soll der Kanton sich künftig auch an 
den Kosten für die Öffentlichkeitsarbeit beteiligen. Die Förster erhalten viele Anfragen aus der Bevöl-
kerung. Aber im Moment sind es die Waldeigentümerinnen und Waldeigentümer, welche diese Kos-
ten übernehmen.  
In unseren Nachbarkantonen (Basel-Landschaft, Bern, Luzern, Solothurn und Zürich) zählen die 
Holzanzeichnung im öffentlichen Wald und die Öffentlichkeitsarbeit ebenfalls zu den hoheitlichen 
Aufgaben. Es ist daher nur richtig und logisch, dass dies jetzt im Kanton Aargau ebenfalls so einge-
führt wird. Irritierend an der Botschaft ist für uns einzig der Zeitpunkt: Das dazugehörige Postulat 
wurde vor knapp 9 Jahren eingereicht, die Motion vor etwa 4 Jahren. Wären diese Vorstösse früher 
behandelt worden und nicht einfach in der Schublade des Regierungsrats liegengeblieben, wäre die 
Waldinitiative wohl gar nicht notwendig gewesen. Wir wünschen uns daher in Zukunft eine spediti-
vere Behandlung von überwiesenen Geschäften des Grossen Rats. 

Jeanine Glarner, FDP, Möriken-Wildegg: Im Juni dieses Jahres hat der Grosse Rat bei der Beratung 
zur Waldinitiative einstimmig beschlossen, dass die beiden parlamentarischen Vorstösse 10.78 und 
14.63 nicht abgeschrieben werden sollen und per 1. Januar 2019 umgesetzt werden müssen. Ent-
sprechend hat der Regierungsrat nun endlich gehandelt und die Änderung des Walddekrets vorge-
legt sowie den Betrag von 2,5 Millionen Franken bereits im AFP 2019 – 2022 eingestellt. Die FDP ist 
klar der Meinung, dass der Kanton delegierte Aufgaben auch aufwandgerecht zu entschädigen hat. 
Die FDP wird daher die Änderung des Walddekrets, so wie von der Kommission vorgeschlagen, ein-
stimmig unterstützen.  
Erlauben Sie mir auch noch eine persönliche Bemerkung zu Grossrätin Milly Stöckli: Wir waren an 
einer Podiumsdiskussion anwesend und haben dort selbst gesehen, dass die Initianten der Waldiniti-
ative 2,5 Millionen Franken der 16 Millionen Franken für die Entgelte der Forstrevierbeiträge einset-
zen würden. In diesem Sinne ist die ursprüngliche Forderung der Försterinnen und Förster vollum-
fänglich erfüllt. Die Initiative "JA! für euse Wald" kann damit am Sonntag aus einem weiteren gesi-
cherten Grund abgelehnt werden. 

Barbara Portmann-Müller, GLP, Lenzburg: Die GLP stimmt diesem Dekret ebenfalls zu. Es wurde 
genügend erklärt, wie das zustandegekommen ist. Wir möchten aber Folgendes festhalten. Wir emp-
finden die Finanzflüsse und Mechanismen in diesem Waldbereich als ziemlich komplex. Wir haben 
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Beiträge pro Quadratmeter, wir haben Mehrjahresprogramme und wir haben Leistungsvereinbarun-
gen. Aber wirklich den Durchblick zu haben – inklusive Finanzausgleich – und wie das dann genau 
funktioniert, das ist nicht ganz einfach. Wir hoffen nun, dass diese Flächenbeiträge und die Beiträge 
pro Festmeter Hiebsatz nun wirklich ein geeignetes Berechnungssystem darstellen, um diese hoheit-
lichen Leistungen abzubilden. Bei einer Annahme der Initiative hoffen wir, dass diese wiederum 
keine Auswirkungen auf dieses Dekret hat. Dies, weil dort, so wie wir das verstanden haben, die zu-
sätzlichen Gelder via Leistungsvereinbarungen fliessen sollten. In diesem Sinne unterstützen wir die-
ses Dekret. Wir hoffen, dass diese hoheitlichen Aufgaben, so wie sie definiert sind, dann auch wirk-
lich mit diesen Geldern finanziert werden und nicht irgendwelche komischen Querfinanzierungen für 
anderes entstehen. Wir bitten Sie, zuzustimmen. 

Vreni Friker-Kaspar, SVP, Oberentfelden: Die Erhöhung um 2 Millionen Franken bezieht sich auf die 
hoheitlichen Revierleistungen der Revierförster, also die Leistungen, welche Ihr Gemeindeförster im 
Auftrag des Kantons leistet. Und nun hören Sie mir gut zu: Diese 2 Millionen Franken sind in den 16 
Millionen Franken, welche die Waldinitiative fordert, bereits eingerechnet. Das ist der Grund, warum 
die Mehraufwendungen nur noch 9 bis 10 Millionen Franken betragen und nicht 12 Millionen Fran-
ken. Jetzt können auch Sie, geschätzte Kolleginnen und Kollegen und auch die geschätzte Kollegin 
Jeanine Glarner, aus Überzeugung ein Ja für die Initiative "JA! für euse Wald" in die Urne legen. 
Erst nach einem Ja zur Initiative ist auch dieses Geld für die Revierbeiträge im Gesetz verankert. 
Warum das so wichtig ist, zeigte die Leistungsanalyse, die wir im Jahr 2016 hier in diesem Saal dis-
kutiert haben. Damals beantragte der Regierungsrat, die heutige Entschädigung von 545'000 Fran-
ken sei um 200'000 Franken zu kürzen. Deshalb kämpfen wir bis am 25. November, mittags um 12 
Uhr, für ein Ja. Ich danke Ihnen, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, für die Zustimmung zum 
Walddekret und insbesondere zu Ihrem Ja zur Initiative. 

Stephan Attiger, Regierungsrat, FDP: Besten Dank für die gute Aufnahme der Vorlage. Sie haben 
bereits einen Grundsatzentscheid gefällt und den Regierungsrat beauftragt, diese Vorlage entspre-
chend auszuarbeiten. Wenn einige Zeilen in dieser Vorlage zur Verwirrung geführt haben, bitte ich 
um Entschuldigung. Ich danke der Kommission, dass sie inhaltlich Stellung genommen hat und 
möchte nochmals bekräftigen, dass es hier in der Tat nur um hoheitliche Aufgaben geht. Das sind 
keine neuen Aufgaben. Es sind Aufgaben, die bis anhin vom Waldeigentümer finanziert wurden. Dies 
nochmals zur Bestätigung. Sonst teile ich die Auffassung der Redner, was die Umsetzung betrifft.  
Eine kurze Antwort auf folgende Frage: Was ist, wenn die Initiative am Wochenende angenommen 
wird? Ich gehe davon aus, dass wir dann das Dekret nochmals anpassen müssen. 
Ich danke Ihnen für die gute Aufnahme und für die Zustimmung zum Dekret. 

Vorsitzender: Eintreten ist unbestritten. 
 
Detailberatung 
 

Dekret zum Waldgesetz des Kantons Aargau (Walddekret, AWaD); Änderung 

I., § 2 Abs. 3, § 4 Abs. 1 (Einleitungssatz), lit. a–d und Abs. 1bis, II. (keine Fremdänderungen), III. 
(keine Fremdaufhebungen), IV. 

Zustimmung 
 

Anträge gemäss Botschaft 

Abstimmungen  

Antrag 1 wird mit 128 gegen 0 Stimmen gutgeheissen. 

Antrag 2 wird mit 129 gegen 0 Stimmen gutgeheissen. 
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Beschluss 

1. Der Entwurf einer Änderung des Dekrets zum Waldgesetz des Kantons Aargau (Walddekret,  
    AWaD) vom 3. November 1998 wird – wie aus der Beratung hervorgegangen – zum Beschluss 
    erhoben.  
 
2. Es werden die folgenden parlamentarischen Vorstösse als erledigt von der Kontrolle abgeschrie- 
    ben:  

(10.78) Postulat Richard Plüss, SVP, Lupfig, Rudolf Lüscher, CVP, Laufenburg, Jörg Villiger, Grüne, 
Aarburg vom 16. März 2010 betreffend Auslegung und Anpassung der Tarife für die Hoheitsaufga-
ben, welche die Aargauer Förster im Dienste des Kantons und der Gemeinden erledigen  

(14.63) Motion Richard Plüss, SVP, Lupfig, vom 25. März 2014 betreffend Umsetzung der §§ 26 und 
28 des Aargauischen Waldgesetzes und damit verbunden eine kantonale Regelung der Forstrevier-
aufgaben und Forstrevierbeiträge sowie Forstrevierentschädigungen zwischen Kanton und Gemein-
den; Umwandlung in ein Postulat 
 

0940 Sammelvorlage für Verpflichtungskredite und Nachtragskredite 2018, II. Teil; Beschluss-
fassung 

Behandlung der Vorlage-Nr. 18.158 des Regierungsrats vom 22. August 2018. Die Kommission für 
Aufgabenplanung und Finanzen (KAPF) beantragt Eintreten und Beschlussfassung gemäss dem re-
gierungsrätlichen Antrag. 

Sabine Sutter-Suter, CVP, Lenzburg, Sprecherin der Kommission für Aufgabenplanung und Finan-
zen (KAPF): Die vorliegende Botschaft an den Grossen Rat, Sammelvorlage, II. Teil, beinhaltet einen 
Verpflichtungskredit für den Aufgabenbereich 610, Raumentwicklung. Ein Nachtragskredit wird kei-
ner beantragt. 
Für die Agglomerationsprogramme Verkehr und Siedlung soll ein Verpflichtungskredit gesprochen 
werden. Der Kanton Aargau beteiligt sich an vier Agglomerationsprogrammen. Aargau-Ost betrifft 
Gebiete innerhalb des Kantons Aargau, die Programme AareLand, Agglo Basel und Limmattal gehen 
über die Grenzen des Kantons hinaus. Für die Programme ist die Genehmigung eines Verpflich-
tungskredits erforderlich, er wird im Globalbudget geführt. 
Der Verpflichtungskredit sieht für die Jahre 2019 – 2026, also für acht Jahre, gesamthaft einen Fi-
nanzbedarf von 4,65 Millionen Franken vor. Im Aufgaben- und Finanzplan 2019 – 2022 sind die not-
wendigen finanziellen Mittel berücksichtigt. Der jährliche Aufwand für Personal- und externe Dienst-
leistungskosten beträgt rund 600'000 Franken. Die Finanzierung geschieht teilweise über die Stras-
senrechnung, nämlich für durchschnittlich 50 Prozent der Aufwendungen.  

In der KAPF hat der Verpflichtungskredit zu keinen Diskussionen Anlass gegeben. Er wurde mit 15 
gegen 0 Stimmen einstimmig gutgeheissen. 

Auswirkungen auf das Budget 2018 hat der Verpflichtungskredit nicht. Auch Nachtragskredite oder 
Anpassungen von aufgabenseitigen Steuergrössen sind nicht notwendig.  
Im Frühjahr haben wir einen Nachtragskredit von lediglich 0,6 Millionen Franken genehmigt. Mit Blick 
auf den Kantonshaushalt ist dies sehr erfreulich und zeugt von einer hohen Budgetdisziplin. Wir dan-
ken der Verwaltung und den Schulbehörden für das grosse Engagement. 

Eintreten 
 
Vorsitzender: Stillschweigend treten die Fraktionen der Grünen, SVP, SP, EVP-BDP und GLP auf die 
Vorlage ein. 
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Stefan Huwyler, FDP, Muri: Ich erlaube mir, einige Worte zu sagen und nehme es gleich vorweg: 
Auch die FDP-Fraktion stimmt der vorgelegten Sammelvorlage Verpflichtungs- und Nachtragskredite 
einstimmig zu. Erlauben Sie mir folgende Bemerkung: Es ist erfreulich, dass diese Sammelvorlage 
ohne Nachtragskredite auskommt. Ein kleiner Rückblick: An dieser Stelle hatte ich bereits vor einem 
Jahr namens unserer Fraktion die Notwendigkeit eines weiteren Nachtragskredits im Aufgabenbe-
reich Gesundheit kritisiert. Die nachdrückliche, wiederholte Forderung nach einer realistischen 
Budgetierung hat offensichtlich Wirkung gezeigt – 2018 sind keine Nachtragskredite notwendig. Eine 
Entwarnung bezüglich des Kostenwachstums im Gesundheitswesen wäre hingegen verfehlt. Die 
FDP hat mit der liberalen Gesundheitsagenda dieses Jahr konkrete Ansätze präsentiert, wie die 
Strukturen im Gesundheitswesen optimiert werden können. Auch für den Gesamthaushalt wäre eine 
Entwarnung eindeutig verfrüht – die Festigung der finanziellen Strukturen muss weiter vorangetrie-
ben werden, wozu die FDP selbstverständlich konstruktiv-kritisch Hand bietet.  
Zur heutigen Kreditvorlage: Wie die vorberatenden Kommissionen UBV und KAPF unterstützt die 
FDP-Fraktion den Antrag des Regierungsrats für einen Verpflichtungskredit im Aufgabenbereich 610 
"Raumentwicklung". Die Agglomerationsprogramme als Instrument des Bundes sind wichtig für die 
Weiterentwicklung von Verkehr und Siedlung in der ganzen Schweiz und entlasten Kantone und Ge-
meinden in diesem Aufgabenbereich. Durch den Nationalstrassen- und Agglomerationsfonds (NAF) 
sind die Bundesgelder längerfristig gesichert. Jedoch liegt es an den Kantonen, mit guten Projekten 
auch Beiträge zugesprochen zu erhalten. Für die Umsetzung der 1. bis 3. Generation der Agglopro-
gramme sowie für die Erarbeitung der nächsten 4. Generation muss die Finanzierung externer 
Dienstleistungskosten und personeller Ressourcen gesichert sein. 
In der bisherigen Beurteilung durch den Bund sind die Umsetzung früherer Generationen und deren 
Erfolg aus Optik des Bundes beurteilungswirksam für die Sprechung weiterer Beiträge. Hier hat der 
Aargau noch Aufholpotenzial. Die Bundesbeiträge von über 38 Millionen Franken für das Projekt 
"Aargau-Ost" wären schon beinahe verloren gewesen. Grund: Das Programm "Aargau-Ost“ hat aus 

Sicht des Bundes zwar genügend Wirkungspotenzial, jedoch ist die Umsetzung der Massnahmen 
der 1. und 2. Generation der Aggloprogramme im Aargau noch ungenügend. Dank der erfolgreichen 
Intervention unseres ehemaligen Fraktionskollegen Thierry Burkart stehen die Zeichen gut, dass 
diese Gelder nun doch noch in den Aargau fliessen werden. 
Zusammenfassend: Für die nachhaltige Verkehrs- und Siedlungsentwicklung ist der Aargau auf die 
vom Bund hierfür vorgesehenen Finanzierungen angewiesen. Der finanzielle Aufwand für die Erar-
beitung der Projekteingaben und Umsetzung der bisherigen Projekte ist angesichts der grossen Wir-
kung – über 330 Millionen Bundesmittel für die ersten drei Generationen – angemessen.  
Ich danke Ihnen für die Unterstützung.  

Hans-Ruedi Hottiger, Parteilos, Zofingen: Ich bin Präsident des Vereins AareLand. Der Verein Aare-
Land verantwortet mit den beiden Kantonen Aargau und Solothurn das Agglomerationsprogramm 
Aareland mit. Ich bin also an vorderster Front dabei, wenn es gilt, die Massnahmen der Agglopro-
gramme umzusetzen. Ich kann Ihnen sagen: Ohne diese Bundesbeiträge wären wir nicht in der 
Lage, in unseren Agglomerationen die Verkehrsinfrastrukturprojekte, die wir dringend nötig haben, zu 
bezahlen und diese auch umzusetzen. 
Allein für den Verein AareLand betrugen die Beiträge des Bundes für die ersten drei Generationen 
78 Millionen Franken. Das sind nur die Beiträge, die auf den Kanton Aargau wirken. Wenn man noch 
die Beiträge des Kantons Solothurn dazunimmt, betragen die Beiträge in den ersten drei Generatio-
nen über 100 Millionen Franken. Die Erarbeitung der Agglomerationsprogramme wird immer auf-
wendiger. Das vierte Programm steht an. Wir brauchen in den Agglomerationsprojekten die Unter-
stützung des Kantons. Ich bitte Sie daher inständig, diesen Verpflichtungskredit zu bewilligen und 
ihm zuzustimmen.  

Dr. Markus Dieth, Regierungsrat, CVP: Ich mache es kurz. Bei der vorliegenden Sammelvorlage, Teil 
II, zeigt sich weiterhin eine hohe Budgetdisziplin. So wurde für das Budget 2018 nur ein einziger be-
tragsmässig geringer Nachtragskredit über 0,6 Millionen Franken beantragt. Dieser wurde mit der 
Sammelvorlage 2018, Teil I, bereits bewilligt. 
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Die Sammelvorlage 2018, Teil II, ist eigentlich keine Sammlung, denn sie enthält nur einen neuen 
Verpflichtungskredit im Bereich Raumentwicklung. So wird ein neuer Verpflichtungskredit über 4,65 
Millionen Franken für die Agglomerationsprogramme Verkehr und Siedlungen beantragt. Das Budget 
2018 wird dadurch nicht verschlechtert.  
Ich bitte Sie daher, auf die Sammelvorlage einzutreten und den beantragten Verpflichtungskredit zu 
genehmigen. 

Vorsitzender: Eintreten ist unbestritten. 
 

Detailberatung 
 
Keine Wortmeldungen. 
 
Antrag gemäss Botschaft 

Abstimmung 

Der regierungsrätliche Antrag gemäss Botschaft wird mit 129 gegen 0 Stimmen gutgeheissen. 
 
 
Beschluss 

Für die Agglomerationsprogramme Verkehr und Siedlungen; Projektleitung 2019–2026 wird ein Ver-
pflichtungskredit für einen einmaligen Bruttoaufwand von Fr. 4'650'000.– (ZIW-Index, Indexstand 
1. April 2017, 99,2 Punkte) beschlossen. Der Verpflichtungskredit passt sich um die indexbedingten 
Mehr- oder Minderaufwendungen an. 
 

Vorsitzender: An dieser Stelle schliesse ich die Sitzung. Wir fahren um 14.00 Uhr fort. 
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